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54. Sitzung, 9. Februar 1966 1881 

54. Sitzung des Landtages von Rheinland-Pfab; 
am 9. Februar 1966 

Die Sitzung wird um 9.43 Uhr durch den Präsidenten 
des Landtages eröffnet. 

Präsident Van Volxem: 

lcll eröffne die 54. Sitzung des Landtages. Beisitzer sind 
die Herren Abgeordneten Veltin und Adamzyk. Die 
Rronerlifte führt der Herr Abgeordnete Adamzyk. Es 
t'dilcn cmts~·huldigt Herr Abgeordneter Billen und Frau 
t-.bgeurdncte Wetzcl. 

Ich lw~rüßc uuf der Tribüne als Gäste des Landtages 
Schüler der Al.ist:hlußklassen der Realschule Altenkir­
('hen, Schüler der Verwaltungsschule Mainz und die 
Gcmt'indcvcrtretung Partenheim. 

(Beifall des Hauses.) 

Wir fuhren fort in der zweiten Beratung des Haushalts­
gl's<:t:lcs. D<is Wort hat Herr Abgeordneter Munzinger 
<SPDl. 

Allg. Munzinger: 

Herr rräsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Hencn! Ich habe den Auftrag, im Namen der sozial­
d~:mokt·otischen Fraktion zum Justizetat zu sprec.~en 

untl'l' bl;'sonderer Berücksichtigung gewisser Erschei-
1rnngcn im Hause des Justizministeriums, die unseres 
Erachtens das Interesse des Parlaments in besonderem 
Maße verdienen. Seit Jahren zeigt sich ein wachsendes 
Unbehagen über die Zustände im Bereich unserer 
Rccht:;pllcgc, insbesondere unseres Justizministeriums. 
Ei; wird darüber nicht nur gespi·ochen, sondern auch 
viel geschrieben. 

Aus dil'sem Komplex erwuchs ein Fall, der als „Fall 
Weber" über die Grenzen unseres Landes hinaus be­
kannt wurde, über den heute als Zentralfall noch 
nüher berichtet werden muß. Um diesen Fall herum 
lagern sich weitere nicht minder schwerwiegende, die 
aber bisher der öffentlichen Diskussion nicht unter­
lagen. Auch darüber muß um der grundsätzlichen Be­
deutung willen gesprochen werden. 

So zeichnet sich :Dunehmend ein ,,Fall Dr. Wenz" ab. 
Auch ist nicht zu schweigen über die formale Behand­
lung des „Falles Glahn". Schließlich muß auch in die­
~er Debatte noch einiges gesagt werden zum „Fall 
Drach" ; ferner existiert ein „Fall Schuth". 

Sie sehen, meine Damen und Herren, daß eine Debatte 
zu erwarten ist, in der es nicht um Stellenpläne und 
Stellenkegel geht, so wichtig auch diese Dinge sind, 
sondern um eine politische Frage für uns alle und da­
mit auch für unser Parlament. Es handelt sich um die 
Frage: Ist unsere Rechtspflege in Ordnung? Sind die 
angesprochenen Fälle nur zufällige Randerscheinungen 
oder Folgen eines endlich zu behebenden Zustandes? 

Um eine Verständigung in den Maßstäben der mir not­
wendig erscheinenden Kritik zu erzielen, möchte ich 
vor der Darlegung der Einzelfälle einige grundsä tzliche 
Überlegungen vorausschicken . Die Rechtspflege und das 

Justizministerium haben es mit der Rechtsprechung zu 
tun. Nach dem Grundsatz der Gewaltenteilung, der un­
serer Gesamtverfassung wie auch unserer Ver!assungs­
wirklichkcit zugrunde liegen soll, kommt der Recht­
sprechung eine Schwerpunktbedeutung zu. Sowohl das 
Grundgesetz wie auch unsere Landesverfassung stellen 
die Bedeutung der Rechtsprechung heraus, und zwar 
das Grundgesetz in den Artikeln 92 und 97 insbeson­
dere, wo es heißt: „Die Richter sind unabhängig und 
nur dem Gesetz unterworfen", und in unserer Landes­
verfassung im Abschnitt 2, in dem die Gleichheitsrechte 
eingehend formuliert sind. Hiernach sind alle Bürger 
vor dem Gesetz gleich. Eine willkürliche Begünstigung 
oder Benachteiligung von Einzelpersonen oder Perso­
nengruppen ist von den Organen der Gesetzgebung -
und was hiet· insbesondere interessiert - der Recht­
sprechung und Verwaltung untersagt. 

Artikel 19 formuliert: „Alle Staatsbürger, ohne Unter­
schied der Rasse, des Religionsbekenntnisses, der Par­
teizugehörigkeit oder des Geschlechtes, sind nach Maß­
gabe der Gesetze und entsprechend ihrer Befähigung 
und ihrer Leistungen zu den öffentlichen Ämtern zuge­
lassen, sofern sie die Gewähr dafür bieten, ihr Amt 
nach den Vorschriften und im Geiste der Verfassung 
zu führen." 

Diese Verfassungsbestimmung ist schon interessant im 
Hinblick auf die Ausführungen, die Herr Dr. Kohl vor­
gestern gemacht hat zum Verhältnis von Parteipolitik 
zur Personalpolitik. Darauf komme ich noci1 zurück. 

Aus diesen Bestimmungen, die von uns allen sehr ernst 
genommen werden müssen und über deren Einhaltung 
zu wachen insbesondere Aufgabe der Rechtspflege ist, 
wenn unsere demokratische rechtsstaaiiiche Ordnung 
glaubwürdig sein soll, folgt die politische Bedeutung 
der Rechtspflege und damit auch des Justizministeriums 
im Rahmen unserer staatlichen Organisationen. Hier 
d&rf ich aber fragen, ob bei der Bestellung des Justiz­
ministers jedenfalls in unserem Lande auf diese poli­
tische Schwerpunktnatur des Ministeriums geachtet 
wurde. Man darf wohl der Meinung sein, daß dies noch 
nicht geschah. 

Im Rahmen der Koalitionsverhandlungen ist dieses 
Ministerium oft genug ein Kompensations- und Pro­
porzobjekt gewesen. 

(Abg. Dr. Kohl: Na, na!) 

- Dod1, Herr Dr. Kohl! 

Die bestimmenden Politiker, zu denen \Vir Sie, Herr 
Dr. Kohl, auch schon zählen. bekundeten damit eine be­
denkliche Geisteshaltung. Diese Geisteshaltung beweist 
nämlich eine bisher nicht bewußte Vernachlässigung der 
dritten Kraft in unserer staatlichen Ordnung. Diese ge­
rade für das Staatsbcwußtsein entscheidende Kraft ist 
die Rechtsprechung. 

Präsident Van Volxem: 

Herr Abgeordneter Munzinger, gestatten Sie eine Zwi­
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Kohl (CDU)? 

Abg. Munzinger: 

Bitte ! 
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Abg. Dr. Kohl: 

Herr Abgeordneter Munzinger, Sie haben eben hier die 
Behauptung aufgestellt, daß das Justizministerium bei 
der Koalitionsbildung eine Quantite negligeable gewe­
Sl' n sei. Ich habe die Frage an Sie zu stellen, können 
Sie das, was Sie in der Öffentlichkeit erhoben haben, 
hier vor dem Plenum etwas näher erläutern? 

Abg. Munzinger: 

Das wird sich noch ergeben aus dem Verhalten der 
Justizminister in den abgelaufenen zehn Jahren im 
Zusammenhang mit den Fällen, die hier darzulegen ich 
mir als Aufgabe gestellt habe; denn daraus ergibt sich 
die politische Schwäche jener Minister im Verhältnis 
zu den bestimmenden politischen Kräften in unserem 
Lande. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Kohl: Das ist die 
Schwäche Ihrer Argumentation!) 

Oie R12dltspr~chung bzw. Recht;;pftege - und dazu isl 
der Bereich der Staatsanwaltschaft zu zählen - hat eine 
rechtfertigende und stabilisierende Aufgabe; sie soll 
rechtfertigen oder verurteilen, wo Zweifel bestehen, ob 
sl<latliches Handeln in Einklang mit den Verfassungs­
grundsätzen steht, ob Handeln des einzelnen Bürgers 
im Einklang steht mit den .lforderungen, die aus über­
geot'dneten Interessen kommen. Sie soll dort rechtferti­
gen und entscheiden, wo zwischenmenschliche Bezie­
hungen in Remti<konfl!l<tP. geraten. 

Dieses H:inciP.ln set.7.t eine große Freiheit und Sicherheit 
voraus, eine Freiheit von allen Weisungen, eine Sicher­
heit in allen Ordnungen, die über der Gesellschaft ste­
hen. Di<> der Gewalt unterworfenen Bürger - eine solche 
Untenvcrfung muß es geben. da sonst Staat nicht 
se in könnte - bejahen diesen Staat nur, wenn auch die 
untetwerfende Gewalt von einer unabhängigen Recht­
sprechung zui· Rechtfertigung gezwungen werden kann. 
Andererseits sollte die unterwerfende Gewalt selbst um 
ihren bleibenden Anerkennung durch den Bürger wil­
len bemüht sein und entschlossen den Versuchungen der 
Mach1-auf!wucherung widerntehen, und zwar bis in 
den innersten Bereich des parteipolitischen Egoismus. 
Hier möchte ich auf die Äußerungen von Herrn Dr. 
Kohl vom vorges trigen Tag eingehen, als er von Par­
tei- und Personalpolitik spradl. Außerhalb des Bereichs 
der anerkannten parteipolitischen Beamten, wie zum 
Beispiel Staatssekretäre oder Oberbürgermeister, auch 
Bürgermeis ter, sollten die Parteien aus Respekt vor 
der Verfassung ihre pcrsonalpolitischen Manipulationen 
lassen. Herr Dr. Kohl hat solche Manipulationen vor­
gestern hier ausdrücklich als demokratisch legitim er­
klärt. Er soll sich nicht wundern, wenn dann eine sol­
che Debatte aufkommt, und wenn nach diesen Grund­
sätzen in der Vergangenheit in unserem Lande, auch 
im Bereich der Justiz, gehandelt worden ist. 

(Abg. Dr. Kohl: Was habe ich vorgestern als 
Manip1tlation Ange11prochen? - Unruhe im Hause.) 

Die überzeugendste Red1tfel'tigung der demokratischen 
Ordnung, meine Damen und Herren, nämlich nicht nur 
diE' proklamierte Gewaltenteilung, kehrt sich wn -

(Große Unruhe bei den Regierungsparteien. -
Glocke des Präsidenten. - Abg. Dr. Kohl: Herr 
Präsider>t, ich würde Sie bitten, den Sprachge­
brauch des Redners zu rügen. Das ist doch ein 

Ska ndal, wie hie r gesprochen wird!) 

Präsidf!nt Van Volxem: 

Hen- Abgeordneter Munzinger, gestatten Sie eine Zwi­
schenfrage des Herrn Abgeordneten Gaddum (CDU)? 

Abg. Munziuger: 

Einen Augenblick, ich möchte den Siitz noch ?.u Ende 
sagen. - Die überzeugendste Rechtfertigung der demo­
kratischen Ordnung, nämlich nicht nur die proklamierte 
Gewaltenteilung, kehrt sich um in deren Verurteilung, 
wo Parteiegoismus und kurzfristiges persönliches Macht­
streben das Vertrauenskapital des Staatsvolks zynisch 
verwirtschaften oder unfähig vertun. Die Forderung 
nach der Unabhängigkeit der Richter und damit auch 
der Rechtsprechung und der Ermittlungen im staats­
anwaltschafilicben Rahmen, 

(Weitere Unruhe bei den Regierungspat·teien.) 

sind aus unserer Verfassung evident und nicht näher 
zu belegen. - Bitte! 

Abg. Gaddum: 

Herr KnllPge. Munzinger, Sie haben gerade einen er­
heblichen Vonvurf gegen unseren Freund Kohl erho­
ben. Sind Sie in der Lage, diesen Vorwurf durch ein 
Zftat zu belegen? 

Abg. Munz!nger: 

~ie können ja das Protokoll von vorgestc-rn durchlesen, 
dann werden Sie es finden l 

(Abg. Gaddum: Sie sollten es gelesen haben! -
Abg. Dr. Kohl: Ich bin der Meinung, Herr Präsi­
dent, daß das Wort „Manipulation" nicht in den 
Spral:l1gebrauch des Parlaments hier gehört. Wo 
kommen wir denn hin, wenn wir so miteinander 

debattieren!) 

Die Justiz insbesondere muß vor allem a nderen die 
geistige Macht des öffentlichen Lebens sein. 

(Beifall bei der SPD.) 

Auch in der Demokratie gilt der Satz „justitia funda­
mentum regnorum". 

(Abg. Gaddwn: Auch im Parlament!) 

Das BetArußtsei.n, gcrcc..11.t behandelt zu \Verden, nicht 
angesehen Wld behandelt zu werden nad1 parteipoliti­
scher Einfärbung oder weltanschaulichen Bekennens 
oder Vorgebens, bildet den zuverlässigen Staatsbürger 
und garantiert den Willen, solche staatliche Ordnung 
zu bejahen. Herr Dr. Kohl. politische Macht schreckt 
oder lockt. Wir wissen alle, Diktaturen schrecken, schaf­
.fen Furcht. Und aus der Furcht im Bereich der Recht­
sprechung auch Unrechtsbüttel. Ich erinnere an den 
Fall Drach. 

(Abg. Dr. Kohl: Und an Ihre eigene Amtsführung, 
verehrler Herr Kollege! - Starker Beifall bei den 
Regierungsparteien. - Zuruf bei der CDU: Erin­
nern Sie sich an Zweibrückenl - Oho- und Pro-

testrufe bei der SPD.) 
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(Mum:1nger) 

- Icl1 weiß nicht, Herr Kollege Dr. Kohl, woher Sie 
Ihre Informationen haben. 

(Abg. Kohl: Ich brauche keine Informationen!) 

Aber wenn ich mir Sie vorstelle nach Ihren Erklärun­
gen hier im Parlament in bezug auf Ihre Verhältnisse 
in Ludwigshafen, dann könnte ich mir sehr wohl vor­
stellen, daß es kein einfaches Zusammenarbeiten mit 
Ihnen audl in einem Stadtparlament gibt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich sage noch einmal: Politische Macht schreckt oder 
lockt. Demokratien, soweit sie Einparteienherrschart 
zeitigen - das gibt es auch - im Gewande des Mehr­
par tt•iensystems, unterliegen dann der Versuchung, über 
ihre Parteienherrschaft Einfluß auszuüben. Und Sie 
haben o!l genug Grund durch Ihre Ausführungen An­
laß gegeben, hinter diesem Grad von Mangel an Be­
denken und Skrupeln einen solchen Machtwillen zu 
vermuten. 

Aber alle diese Fragen sollten einen um die Grundlagen 
unseres staatlichen Lebens besorgten und besonnen be­
mühten Justizminister sehr angehen. Seit Jahren er­
leben wir aber in unserem Lande ganz etwas anderes. 
Unsere Justizminister haben es nicht verstanden, sich 
als eine wesentliche politische Kraft und in der Amts­
Cüht·ung als unter einer besonderen Verantwortung in 
der Öffentlichkeit stehend deutlich zu machen. Nichts 
war und ist da, was unseren Bürgern das Bewußtsein 
vermittelt, das Justizministerium sei ein solches, in 
dem über das gerechte Handeln der staatlichen und 
gesellschaftlichen Kräfte gewacht wird. Das ist kein 
Vorwurf unmittelbar an den jeweiligen Justizminister 
selbst, sondern eher eine Kritik an der Gesamtstruktur, 
wie unser Justizministerium eingebaut ist in den ver~ 
!assungsmäßigen Rahmen. Im Gegensatz dazu - dort 
beginnt allerdings die Verantwortlichkeit unserer Ju­
stizminister - ist vieles sichtbar geworden, was erken­
nen läßt, wie provinziell eng und auch durch Kamera­
derie belastet die klare Forderung nach einer selbstbe­
wußten und unabhängigen Richterschaft gehandelt 
wurde. Eine solch schwerwiegende Behauptung muß 
natürlich belegt werden. 

(Abg. Theisen: Das kann man wohl sagen!) 

Am 7. November 1959 - gestatten Sie, daß ich so weit 
zurückgreife - entstand als Antwort auf eine rechtfer­
tigende Schrift des damaligen Justizministers eine 
D<:'nkschrift des Vereins der Richter und Staatsanwälte 
in Koblenz. Diese Denkschrift blieb im Stadium des 
Entwurfs. Dennoch ist ihr Inhalt außerordentlich in­
teressant und kann durchaus als Beleg .für unsere Be­
hauptung, daß die Rechtspflege unseres Landes von der 
politischen Macht nicht immer unabhängig belassen 
wurde, dienen. Diese Denkschrift wird eingeleitet mit 
den Worten: „Schon seit längerer Zeit kann von einem 
echten Vertrauensverhältnis großer Teile der Koblen­
zer Richter- und Staatsanwaltschaft zu dem Ministerium 
der Justiz nicht mehr gesprochen werden." Seinerzeit 
sahen die Ver!asser die Ursache hierfür vornehmlich 
In der Person des verstorbenen Justizministers Becher. 
Zwischenzeitlich gibt es Erfahrungen, die erhebliche 
Ursachen für die heute noch bestehende Krise auch im 
Bereich der Staatskanzlei vermuten lassen. Hierauf 
werde ich später eingehen. Die genannte Denkschrift 
führt weiter aus: „Neben der Person des früheren Ju­
stizministers" - gemeint Becher - „war es die des Mini­
sterialrats Dr. Wenz - bereits 1959 -, des Leiters der 
Strafrechtsabteilung, die das Verhältnis zu dem Mini~ 
sterium belastet." 

Das Gewicht des juristischen Urteils, das in diesem 
Denkschriftenentwur! zusammengefaßt deutlich wird, 
hätte damals schon ausreichen müssen, eine gründliche 
Überprüfung der Vorgänge zu veranlassen. Ich möchte 
die Kollegen jetzt schon fragen, die nachher vielleicht 
bekennen: „Ja, wir haben die Vorgänge seinerzeit schon 
gekannt, vielleicht zum Teil auch abgehandelt" - warum 
man in die Problematik nicht tiefer eingegangen ist. 
Gewiß wäre uns dann die heutige Debatte erspart ge­
blieben. Die Denkschrift zitiert die Fälle. kh will sie 
ganz kurz streifen. 

Es handelt sich zunächst um den ersten „Fall Born­
milller". Sie kannen ihn vermutlich. Hier handelte es 
sich um ein Delikt, das der Sohn des höch;,;ten Forst­
beamten des Landes begangen hatte. In erster Instanz 
wurde er freigesprochen. Es sollte Berufung eingelegt 
werden. Sie 'W'J.rde unmöglich gemacht, obwohl auch 
der Generalstaatsanwalt für ihre Durchführung eintrat. 
dadurch, daß der seiner.zeitige Justizminister die Wei­
sung gab, die Berufung nicht durchzuführen. Man muß 
wissen, daß dieser Justizminister Parteifreund des Ver­
teidigers des Angeklagten war. 

(Abg. Dr. Kohl: Um Gotte:.; willen!) 

- Sie meinen, das ist Geschichte? 

(Abg. Dr. Kohl: Das ist kein Niveau, was Sie hier 
vorbringen!) 

- Wenn Sie glauben, daß das kein Niven·u ist. dann 
gebe ich diesen Vorwurf des mangelnden Niveaus an 
die Richter und Staatsanwälte von Koblenz in Ihrem 
Namen weiter. Denn sie h aben das ganze Vorgehen 
des Justizministeriums als empörend und im Wider­
spruch· zu unserer rechtsstaatlichen Ordrnmg empfun­
den. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Storch: In wel­
chem Jahre war das?) 

- 1959! 

(Abg. Dr. K ohl: Das glauben Sie ja selber nicht!) 

Die Anordnung des Ministeriums wurde befolgt. Sie 
stieß indes damals schon au! allgemeine Kritik bei den 
mit der Sache betrauten Staatsanwälten. Nicht uninter­
essant ist es, daß der angeklagte Bornmüller seinerzeit 
verzog und einige Zeit später wegen des gleichen De­
likts in Bayern verurteilt ~rden mußte. Ob der An­
geklagte in der zweiten Instanz verurteilt worden wäre, 
interessiert hier nicht. Hier interessiert nur, daß es sich 
um den Sohn des höchsten Forstbeamten des Landes 
handelte, und daß seitens des Justizministerium zu­
gunsten des Angeklagten eingegriffen wurde. Partei­
politische Einflüsse sind seinerzeit seitens der Richter 
und Staatsanwälte in Koblenz mit guten Gründen an­
genommen worden. Nicht minder auffallend war das 
o!fenkundige Interesse der Staatskanzlei, das norma­
lerweise Strafverfahren nicht entgegengeb1·acht wird. 
Man könnte sagen, Herr Dr. Kohl: Die Dinge liegen so 
weit zurück, daß sie nur noch als Geschichte zu b e­
trachten seien. Sie werden verstehen, daß ich dieser 
Meinung nicht sein kann, da nämlich manches aus je­
ner Denkschrift heute noch nachwirkt und eine ganz 
besondere Aktualität in den jüngsten Wochen erlangt 
hat. 

Angesichts des Machtwillens einer jeden Partei besteht 
irmner die Versuchung, eine ähnliche Gefährdung der 
Rechtspflege auch künftig zu praktizieren. Es ist unsere 
Aufgabe, wie mir scheint, solchen Möglichkeitcm vor-
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(Munzinger) 

zubeugen, indem man dort, wo b('reits ganz kräftig ge­
sündigt wmde, rückhaltlos die Wahrheit ausspricht und 
damit auch dazu beiträgt, die besorgten Ri('hter und 
Siaals<lnWÄ]t(' dE's Landes im V-erhältnis zu ihrem 
J1ustizministerium, soweit dieses nicht von sich a·us zu 
einer Stifrkunrg des Bcw.ußtse-i·ns der Ric"1te1· und Staats­
anwälte beiträgt, zu stärken, und zwar übet- die De­
batte im Parlament. 

(Abg. Th.eisen: Aber nicht über solche Debatten!) 

In der Denkschrift sind weitere Fälle aufgeführt. Es 
wird darin e-ine ,.Sache Dr. D.", die Ihnen vielleicht 
auch ookannt ist, aufgegriffen. Auch hier ·ist seitens des 
Ministeriums -eingegriffen worden zur Verhind-erung 
einer Berufung. 

Weiter ist ein ,.Fall Dr. Menn('ke/Wienecke" angeführt. 
Hier wird eingehend dargelegt, daß der seinerzeitige 
Ministerialrat Dr. Wenz erheblichen Einfluß al\lf die Be­
handlung dieses Ermittlungsverfahrens genommen hat. 
Letztlich soll ein Ermittlungsverfahren gegen den 
Staats:.inwalt Wieneckc in1s dem Ministerium hera·us 
f'ingcleitet worden sein unter dem Gesichtspunkt der 
Verfolgung llnsclmldiger, und zwar eine Verfolgun11: ge­
mäß § 344 StGB. 

Der Oberstaatsanwalt in Koblenz sah sich damals ge­
zw·ungPn, <lf'n Slaatsanwa1t Wien.-.cke vor Ministerial­
rat Dr. Wenz in Schutz w nehmen. Es ent.behrt für den 
Kundigen nicht des besonderen Reizes, festzustellen, 
daß es sich bc-i dem genannten Staatsanwalt Wienecke 
um den gleichen Herrn handelt, der wegen seiner Tä­
tig keit in Luxemburg in den Bereich des Unter­
suchungsausschusse-s im Falle Drach gerati>n war. Im 
Justizministerium unterla.g seine Wiedereinstellung kei­
nen Bedenken aus Gründen der Verfolgung UnS<>hul­
di.ger in Luxemburg. Das hat uns Herr Staatssekretär 
Dr. ter Beek bestätigt. Wohl glaubte aber das gleiche 
Ministerium, diesen Staatsanwalt unter dieE'er Betrach­
tung st>hen :r.u dürfen, soweit es sich darom handelt.i>, 
daß er - immer nach Feststenungen dieser Denkschrift 
- rechts.mäßige Ennit.thmgen ge-gen einen guten Be­
kannten des Herrn Dr. Wenz betrieb. Die Waage einer 
gerechten Abwägung scheint zum mindesten zeitweise 
in unserem Jm;t.izministerium nicht recht funktioniert 
zu haben. 

In der genannten Denkschrift spielt bereits der „Fall 
Geronne" eine besondere RoHe. Ich möchte hier nicht 
näher darauf eingehen, auch mit Rücksicht darauf, daß 
Herr Präsident Geronne vor kurzem verstorben ist. 
Aus diesem Fall heraus enhvickelte sich der Fall des 
Amtrn«nnes Weber und auch d'es seineNeitigen Ge­
richtf'<=if'f'~snrs Schuth. Damals war der Gerichtsassessor 
Sd1uth Sachhearbeiter im Sonderdezernat ,.B~techung" 
bei der Staatsanwaltschaft Koblenz. Im Zusammenhang 
mit der Ermittlung gE>gen einen Ang.estellten des Lan­
de~arbeitsamtes ta·uchten Umstände auf, die gegen den 
Präsidenten des Landesarbeits amtes sprnchen. Ge­
richtsass€-Ssor 8~-hllth sah sich veranlaßt, ein Ermitt­
lungsverfahren wegen Begünstigung ein:ziuleiten. Ge­
richtsassessor Schuth wurde in der De nkschrift selbst ein­
wandfrei gerechtfertigt gegenübE>r der Auffassung des 
Justizministeriums , das ein Verfahren gegen &hut.h 
wegen Verfolgung Unschuldiger einleitete. Ein Sach­
vei·h.alt. dafür lag nicht vor. Auch Justizamtmann We­
ber, als Zeuge in dieser Sache gehört, machte wahr­
heit<:eemäße A'l.lssagen. Und trotz oder wegen dieser 
Wnht'ht'it. wurde ein Verfahren wegen wissentlich fal­
scher Anschuldigung seitens des Justizministeriums ge­
gen ihn eingeleitet. F.r hat diese:; Verfahren über sich 

ergehen lassen müssen. Wie nicht anrt.Prs i,u erwart.Pn, 
wurde es mangels jeden konkreten Verdachtes einge­
stellt. Aber gerade wE>gen dieser vö!!ig€'11 Rf>h<ihilitiP­
rung betder Herren war es um so unverständlkher un<l 
erstaunlicher, daß das Ministerium den angeblich diffa­
mierendPn Charakter der Ermittlungsverfahren gegen 
Geronne mit sokhem Nachdruck herausstellte, insbe­
sond!'!!"e auch unter Einleitung von diffamierenden 
Strafverfahren gegen die betreffenden nur ihrer Pflicht 
gerecht gewordenen Beamten. Die Denk~chrift schreibt 
deshalb auch: „ F.s kann nicht überraschen. wenn die 
einzelnen Maßnahmen des Ministeriums den F:indruck 
entstehen ließen, als habe es eine ent~heidende Rolle 
gespielt, daß es sich bei dem Betroffenen um den Prä-
sidenten des Landesarbeitsamtes gehandelt hat'( !'Jun, 
dazu wird uns sicher auch der Herr Ministerpräsident 
etwas sagen wollen. 

Die Behandlung des Falles Geronne seitens des Mini­
steriums drängte zu der Auffa~sung. d~ß nkht. in d!'r 
Sache liegende Umstände berücksichtigt worden sind. 
Diese Meinung mußte um so berechtigter erscheinen. 
nachdem verlautete, daß der Fall Geronne das poli­
tische Interesse hoher Stellen fände. Ich sagte schon. 
die Vertahren gegen Weber und Schuth mußten ein­
gestellt werden und nicht mangels eines ~ubjektiven 
Tatbestandes, sondern aus völlig objektiven Gründen. 
Das hat aber das Ministerium nicht gehindert, nun an­
dererseits die Ved<thnm, die von beiden Herren gegen 
die VenmLwvrtlü.hen im Ministerium angestrengt wur­
den, bis heute zu inhibiet'en. Der Verfasser des seiner­
zeitigen maßgebenden Erlasses, wonach die Verfolgung 
gegen Schuth und Weber einzuleiten war - es heißt, der 
Verfasser soll Dr. Wcnz sein, der Erlaß stammt vom 
8. Mai 1959 - ist bis heute noch nicht zur Verantwor­
tung gezogen worden. BereiL<; der seiner:r.eitige Versuch 
der Staatsanwaltschaft in Mainz. den fraglichen von 
Ministerialrat Dr. Wenz unterzeichneten Erlaß des Mi­
nisteriums zu erhalten, scheiterte. da das Ministerium 
dem Generalstaatsanwalt unter Beruf1mg auf § 9fi 
StPO untersagte, den Erlaß herauszugeben. M.~n muß 
wissen, was § 96 St.PO besagt. Meine Dam.en und Her­
ren! Angeblich wäre das Interesse des Landes oder des 
Bundes verletzt gewesen, wenn dieeier Edaß vorgelegt 
worden wäre! Die Bestimmung la.utet: 

Di.e Verfolgung oder Auslie-ferung von Akten oder 
anderen in amtlicher Verwahrung befindlichen 
Schriftstücken durch Behörden oder öffentliche Be­
amte darf nicht gefordert werden, wenn deretn 
oberste DienstbehÖl'd.e erklärt, daß das Bekannt­
werden des Inhalts dieser Akten oder Schriftstück,, 
dem Wohle des Bundes oder eines deutsc-hen Landes 
Nachteile bereiten wüocle. 

Solange man den Inhalt dieses Erlasses nicht kennt, ist 
es nat.urgemäß schwer, die Begründung, die d'as Justiz­
ministerium .für <iie Verweigerung der Vodage auch bei 
Gerichten gegeben hat, hinzunehmen. 

(Abg. ~heisen: Sind Sie bereit, Herr Kollege , die 
B,;,:;iinunung zu Ende zu lesen?) 

- Kommeu Sie her! 

(Abg. Theisen: Ich glaube nicht, daß Sie es getan 
haben!) 

- Warum? 

(Abg. 'l'heisen: Wir werden später das Protokoll 
noch nachlesen!) 



54. Sitzung, 9. Februar 1966 1885 

(Mun:!.lnger) 

- Sie müssen den Text aus jenen Jahren nehmen. 

(Abg. Theisen: Ja, der Text ist heute genauso!) 

- kh habe den ganzen Text verlesen. 

Dieser Erlaß .enthielt die Weisung, gegen Weber vorzu­
gehen unter dum rechtlichen Gesichtspunkt der wi<S­
sentlich falschen Anschuldigung. Im üb11igen soll er 
Wendungen enthalten, die sowohl ·den genannten frü­
heren Gerichtsassessor Schuth wie auch den Amtmann 
Weber dadurch beleidigen, daß sie in einer an die frü­
heren Zeiten erinnern.den We~se das Verfahren gegen 
Geronne „inszeniert" hätten. Unter dem Hinweis auf 
„frühet·e Zeiten" - das muß man in unserem Justizmini­
sterium natürlich ganz besonders wissen, wenn man 
gewisse Ersch('inungcm sonst betrachtet -, ist dLe Zeit des 
Dritten Reichs g~'mcint. Indem das Ministerium sich nun 
uur § 96 StPO berief, gab es zu erkennen, daß wesentliche 
lntet·essen des Landes verletzt seien. Die Vorlegrung 
oder Auslieferung ist nicht erfolgt. Man muß nun wis­
sen, daß eine solche Erklärung des Ministeriums eine 
Et•mess<msl.'rk1ärung ist und auch der Nachprüfung 
uui·ch Gerichte unterliegen muß, und zwar i~t dafür 
wständig der Verwaltungsgerichtsweg; denn es handelt 
sich einmal um einen Verwaltungsakt, und im übrigen 
ist nach der Generalklausel jede Entscheidung auch 
ridüerlich nachprüfbar. Dieses Ve11flahren wurde von 
Herrn Weber eingeleitet. Das Verfahren f:md statt vor 
dem Vcrwaltungs.gericht und alsdann vor dem Ober­
verwaltungsgericht. Das Verwaltungsgericht wies die 
Kl<.ige ab; das Oberverwaltu~sgericht sprach der Klage 
zu, und zwar mit Ausführungen, die uns außerordent­
lich interessieren müssen. Dort heißt es: „Das gegen den 
Kläger" - gemeint ist Weber - „eingeleitete stral'.recht­
lichc Ermittlung~.werfahren war offeruichtlich rechts­
widrig" - meine Herren, ein Verfahren, das aus dem 
und im Justizministerium geboren worden war, war 
QMensicllllich rechtswidrig -, „denn seine Aussagen" -
Webers - „in seiner staatsanwaltschaftlichen Verneh­
mung können unter keinen denkbaren rechtlichen Ge­
sichtspunk1<>n als eine straf- und verfolgbare Handlung 
angesehen werden. Er hat nämlich keine falschen Be­
hauptung('n aufgestellt." -

Konnk man das seinerzeit - so frage ich mich - vor der 
Herausgabe des Erlasses nicht auch im Justizministe­
rium feststellen, was später dem Obcrverwaltungsge-­
rk•ht anscheinend so mühelos gelang? Das Gericht fährt 
fort: „ Welche Umstände das Ministerium der Justiz ver­
anlaßt haben. diesen Verdacht tl·otzdem aufrechtzuer­
halten, is t une rfindlich." - Das sagt unser höchstes Ver­
W<tl1 ung.>gePicht. 

„Der Beklagte" - und damit ist der Minister der Justiz 
gemeint - „hat auf entsprechende Fragen in der münd­
lichen Verhandlung hierzu eine Erklärung nicht abge­
ben können." 

Das ist erstaunlich; das ist ein einmaliger Vorgang. 
Denn von jedem anderen Beklagten wird erwartet, daß 
l':' die Behnuptung, die er in einem Verfahren vorträgt, 
auch rechtfertigt. „Es steht somit nach der Überzeugung 
des Sen<.its fe:;t" - so weiter das Urteil -, „daß der Klä­
ger an den Vorgängen, die zur Einleitung des Ermitt­
lungsverfahrens gegen Geronne geführt haben, keinen 
anderen Anteil hat, als daß er auf Fragen des Beamten 
dct· Stacitsanwaltscha!t wahrheitsgemäße Aussagen 
machte." 

Und nun crfol!!:t eine Belehrung des Justizminister iums. 
Nun fragt> ich noch einmal nach de r politischen Stärke 

unserer Justizminister: „Das Justizministerium unter­
liegt dem Legalitätsprinzip im gleichen Umfange, wie 
die Strafverfolgungsbehörde selbst. Es dar! keinen Ver­
dacht, ohne vorherige rechtliche Prüfung der stra!­
rechtlichen Relevanz zum Anlaß von strafrechtlichen 
Ermittlungsaufträgen nehmen. Es wäre das Ende un­
seres Rechtsstaates" - nun empören Sie sich bitte gegen 
unser höchstes Verwaltungsgericht, meine Herren -, 
„wenn der Minister der Justiz über dem Legalitätsprin­
zip stehen würde. Er unterliegt den gleichen Pflichten, 
die für den Staatsanwalt bestehen. Sein Weisungsrecht 
findet am Legalitätsprinzip :>eine Schranken". 

Meine Damen und Herren, das sind Erkenntnisse, die 
man spätestens im zweiten, im großen juristischen 
Staatsexamen schon haben muß. 

Maßgeblich und für die Entscheidung erheblich ist in­
dessen allein - so heißt es weiter -, daß der Kläger 
einem strafrechtlichen Ermittlungsverfahren unterwor­
fen wurde, dem offensichtlich eine im Recht begründctt> 
Motivation fehlte. Frage: Wo war diese Motivation? -
Vielleicht sagt man uns dazu nachher etwas. 

Das Gericht fährt fort: „Noch in den vorliegenden Ver­
fahren hat das beklagte Land seine in keiner Weise 
näher begründete und nach dem Ergebnis der münd­
lichen Verhandlung unhaltbare Auffassung wiederholt" 
- also auch noch eine besondere Hartnäckigkeit im Be­
reich rechtswidrigen Verhaltens -. „daß der Kläger bei 
seiner Vernehmung durch Gerkhtsassessor Schuth von 
sich aus die Beschuldigung gegen den Präsidenten 
Geronne erhoben habe. Dem Kläger" - so sagt das Ge­
richt abschließend - „ist offensichtliches und schweres 
Unrecht geschehen. Daraus muß der Dienstherr Konse­
quenzen ziehen auch dann, wenn es dem Dienstvorge­
setzten peinlich ist und er Fehler seiner Beamten ein­
gestehen muß." 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Herren, diese Fehler sind bis heute noch nicht an 
das Tageslicht gebracht worden; Besprechungen vor 
wenigen Tagen im Justizministerium lassen erkennen, 
daß man aus uns völlig unzugänglichen Gründen im­
mer noch um diesen Erlaß und die Verantwortlichen 
wie die Katze um den heißen Brei herumgeht. Dazu 
gehört eine Hartnäckigkeit oder eine Abhängigkeit von 
Kräften, die wir zu erkennen nicht in der Lage sind. 

Das Gericht hat damit ganz eindeutig die tatbcständ­
lichen Voraussetzungen der Verfolgung Unschuldiger 
als gegeben formuliert und d amit einen Vorwurf an die 
Adresse des Justizministers und des Minjsteriums ge­
richtet, der dieses Ministerium hätte veranlassen müs­
sen, sofort und ganz entschieden im Sinne der Bereini­
gung der Sache die Aufklärung des Falles vorzunehmen. 
Herr Weber hat dann vor dem Bundesverwaltungsge­
richt in Berlin weiterklagen müssen, weil trotz dieser 
Vorstellungen unser Justizministerium gegen das Ur­
teil Revision einlegte, Revision also in einem Verfah­
ren, in dem neue Sachverhalte gar nicht überprüft und 
vorgetragen werden können, also eine reine Rechts­
würdigung hätte erfolgen müssen. Vielleicht hat man 
das Verfahren so in die Länge gezogen, um an das zu 
glauben, was heute morgen mir geradezu vorwurfsvoll 
gesagt wurde, nicht zu glauben, daß die Geschichte alles 
heilen werde. Nein, me ine Damen und He rre n, ich bin 
der Meinung, die Geschichte heilt solche Dinge n icht! 
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Und Sie. Herr Kollege Dr. Kohl. haben vorgestern in 
diesem Zusammenhang von Wunden gespi:ochen. Ich 
l!;lautw, das sind schwärende Wunden - Sie hatten sich 
d<1bei n<)('h versprochen -, die zu heilen es höchste Zeit 
ist. Wie gesagt, Herr Weber wehrte sich, und die Ver­
hanclltmg in Berlin - s.ie lief in den Jahren 1964 und 1965 -
schloß mit einem Vergleich. In diesem Vergleich ver­
pflichtete sich nunmehr das Justizministerium, Aussage­
genehmigung zu erteilen. In den Ermittlungsverfahren 
gegen Wenz, die nämlich Weber und Schuth angestrengt 
hatten. hatte es das Justizministerium wieder sehr be­
quem. Man gab nicht nur den Erlaß nicht heraus. son­
dern man verhängte auch Aussageverbote. Das ging so 
weit, daß nicht nur Herr Dr. Wcnz eine Aussagcgeneh-
nligur.g ni\'ht erhielt, ebenso die Ht:r-ren Dr. ter Beck, 
Dr. Schönrich: rn~in, ~ ging so weit, daß auch Amtmann 
Weber als der eigentliche Verfahrensführer aus dem 
Ministerium nicht die ~nehmigung erhielt, in seiner 
Sache vor der Ermittlungsbehörde aussagen 7.u dürfen. 

{Zurufe von der SPD: Hört, hört!) 

Wenn Sie das Rechtsstaatlichkeit nennen, meine Da­
nwn und Herren, und das praktiziert am grünen Baum 
- wenn ich in diesem Bild bleiben soll -, was soll ich 
cl<inn noch von den dürren ÄP-tf'n h::ilten? 

So war e8, und das ging noch weiter im Rahmen der 
Vet'fahr<>n. 1<;s hesteht ein Kabinettsbeschluß, wonach 
dem .Ju1<tir,rninister untersagt wurde, in dieser Sache 
selbst ausr,usagen. 

(Abg. Dr. Skopp: War der also guten Willens!) 

Mt:'in<" Damen und Herren! Sie werden deswegen auch 
den Grimm ve1·stehen, der einen packt. auch als Juri­
sten, wenn sich solche Vorgänge in einem Land zutra­
gen. Und Sie dürfen überzeugt sein, daß ich zurück­
haltend formuliert habe, wenn ich das Ganze so um­
schrieb, daß ich von provinzieller Enge und Kamera­
deriP sprach. Das ist noC'.h sehr zurückhaltend formuliert! 
Es ~teilt f'inen Verstoß gegen die aller Staatsgewalt 
obliegende Schutzpflicht dar, wenn der gleiche Staat, 
der den F.ingriff in das Persönlichkeitsrecht zu verant­
\•.·orten hat - und Mißgriffe können überall vorkommen, 
irwine Damen und Herren -, die erforderliche Sachauf­
klärung in Strafverfahren verhindert. 

Der vorliegende Sachverhalt gestattet die abschließende 
!<'eststellung, daß durch die Offenlegung der Beweis­
mittel weder dem Wohl des Bundes noch eines deut­
sdwn LandPs Nachteile bereitet worden wären. So sagt 
es das Oberverwaltungsgericht Koblenz. 

tri Berlin - im Vergleich - hat, wie ich glaube, Herr 
Amtmann Weber nicht recht achtgegeben. Er hat die 
AussagPg•·nehmigung der Beamten erhalten, hat aber 
niC'ht dHnwf bestanden; si.ch den F.rlafi auch vorlegen 
zu lassen bzw. den Erlaß den noch spätet· zu befassen­
den Instanzen zur Vorlage bringen zu lassen. Dies ist 
unterblieben. gewiß in dem guten Vertrauen: wenn 
man schon die Aussagegenehmigung erteilt, dann wird 
sPlbstverständlich auch der Erlaß mit auf den Tisch 
kommen können. 

Dem ist nicht so, meine Damen und Herren. Nachdem 
die Aussagegenehmigung herbeigeführt war im Wege 
des Vergleiches - und dieser Vergleich entsprach letzt­
lich dem Bedürfnis des Landes, aus der Sache über­
haupt herauszukommen -, blieb der Erlaß verborgen. 
Dabei ist nocti interessant, mit welcher Methode der 
Fall behandelt wurde seitens der anwaltlichen Vertre­
tung de s Landes. In zwei Verhandlungen, in denen der 

Vergleich formuliert werden sollte. mußte der anwalt­
liche Vertreter des Landes, f'in Kollege aus Köin, 
zunäehst eine telefonische Verbindung nach Mainz ins 
Justizministerium zu Herrn Dr. Wenz herstellen, damit 
dieser, der eigentlich Betroffene, gegen den die Vor­
aussetzung zu einer Ermittlung im R~hrnPn des Ver­
waltungsgerichtsprozesses geschaffen werden sollte, 
seine Zustimmung gab. 

(Hört, hört! bei der SPD.) 

Welche Bedeuhmg muß Herr Dr. Wenz in diesem Mini­
sterium gehabt haben] Vielleicht sagt uns dazu etwas 
der Herr Justizminister und vielleicht auch der Herr 
Ministf·rpriisident. Denn auch das ist einmalig. Herr 
Kollege Tht>isen, Sie sind Anwalt und können die Dinge 
beurteilen. Daß der eigentlich Besc-hu!digte das Ver­
fahren führt, um es in seinen Konsequen:-:en gegen 
sich abzuwenden, das ist nur natürlkh, wenn man ihn 
das Verfahren füht·en läßt. Und jetzt erhebt sich wieder 
die }'rage nach der Stärke unserer Justizminister, 
wenn solche Dinge in ihren Häusern möglich werden. 

Nachdem diese Voraussetzungen für ein Ermittlungs­
verfahren gegen Dr, Wenz geschaffen waren im Rah­
men des Vergleichs, wurden die Verfahren wieder auf­
g~nommen. Sie kamen aber nicht zum Tragen. Die 
Gerichte, die sich damit befaßten, und auch die Staats­
;mwaltsc.:haften, stellten fest, daß sie ohne den Erlaß nicht 
vorankommen konnten. Denn die Herren Ur. Wenz und 
Dr. ter Beck - und das im einzelnen nachzulesen, wäre 
geradezu Pin Gl"nuß - ließen sich nunmehr dahin ein, 
daß die behauptete Formulierung in dem Erlaß nicht 
enthalten sei. In einem Falle geht man fast so weit, daß 
man sagen könnte, hier wird geradezu mit einer ge­
wissen Ironie festgestellt; Beweise doch den Wortlaut 
des Erlasses! Ich bestreite, daß deine wörtliche Angabe 
richtig ist. - Nun klaubt man am Wort und hält sich 
damit den Buckel frei. Das sollte man nicht tun. Es 
sollte Aufgabe des Justizministeriums sein, hier eine 
völlige Aufklärung zu schaffen. 

Nach den bisherigen Erklärungen des Ministeriums 
der Justiz ist es zur freiwilligen Änderung seiner 
Enbchließung über die Verweigerung der Heraus­
gabe des Erlasses vom 8. Mai 1959 und über die Ver­
sagung der beamtenrechtlichen Aussagegenehmigung 
im erforderlichen Umfange erkennbar nicht bereit. 

Das stellt der Senat des Oberlandesgerichts Koblenz in 
einer Entscheidung vom November dieses Jahres fest. 

Der Senat 

- so heißt es weiter -

ist, wie das auch ein Gericht in der Hauptverhand­
lung wäre. nach dem gcltenden Recht außerstandr., 
die "K._ndPrungen der betreffenden Ent .... :d11iPßungPn 
111 enwingen. Hiert:n wäre allenfafü: das Verwal­
tungsgericht imstande gewesen. 

- Dort nicht aufgepaßt ; infolgedessen, lieber Amtmann 
Weber. hast du hier die Nachteile zu tragen, und dein 
oberster Dienstherr, der in einem besonderen Maße 
auch die Fürsorge auswi.iben hi'itt„. wird alle!': tun - so 
sagt. <ias der Senat hier mit anderen Worten -, um die 
Aufklärung zu verhindern. 

Es muß uns als Abgeordnete außerordentlich interes­
sieren, daß Herr Amtmann Weber neben der Verwei­
gerung seines Rechtsanspruchs zur Wiederherstelhrng 
seiner Ehre nun auch noch den Hohn spüren muß, daß 
er nämlich nicht klug genug gewesen ist, beim Ver-
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glcichsabschluß in Berlin, der o!fensichtlich zum Vorteil 
des Landes diente, darauf zu achten, daß er auch die 
Vorlage des Erlasses sicherte. Mir erscheint es unab­
weisbar, Herr Minister, daß Sie in einem solchen Falle 
eine ganz klare Weisung geben, nämlich, den Erlaß nun 
endlich an die Gerichte zu bringen, sei es nun, daß es 
in dem l\Terfahren Weber oder in dem Verfahren 
Schuth - beide stehen ja unter den gleichen Voraus­
setzungen - geschieht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nun, meine Damen und Herren, interessant ist aber -
und das ist eine besondere Note in diesem Verfahren -, 
daß Herr Ministerialdirigent Dr. Wen:r; Zivilklage erho­
ben bat gegen das Land Rheinland-Pfalz, vertreten 
durch den Het·rn Ministerpräsidenten, 

(Abg. Dr. Skopp: Hört, hört!) 

und zwar gestützt auf die Bestimmung des § 839 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches; dort handelt es sich um die 
Am lsptlich tverletzung. 

Als ich davon erfuhr, daß eine solche Klage im Gange 
sei, habe ich mich als Jurist gefragt - und, Herr Kollege 
Theisen und Herr Kollege Hilf, Ihnen wird es genauso 
gehen - : Ist diese Klage schlüssig? Denn die Schlüssig­
keit der Klage, die ja zunächst geprüft werden muß, 
setzt voraus, daß Behauptungen aufgestellt werden, die 
die Anspruchsgrundlage decken. Das heißt, in dieser 
schönen Klage auf Schadenersatz gegen das Land müßte 
dargetan werden, daß das Land ihn, den Ministerial­
dirigenten Dr. Wenz, derart verletzt hat, daß es zum 
Schadenersatz verpflichtet ist; und zwar soll es sich 
darum handeln, daß Herr Dr. Wenz sich verletzt fühlt 
durch die Feststellungen des Oberverwaltungsgerichts 
in Sachen Weber, Feststellungen, von denen ich Ihnen 
einige vorhin mitteilte. 

Hochinteressant ist, daß Herr Dr. Wenz eine so emp­
findliche Ehre hat, daß er sogar einen Schadenersatz­
anspruch, nämlich Ersatz immateriellen Schadens durch 
Geldzahlung, 

{Abg. Kuhn: Hört, hört!) 

gegen seinen obersten Dienstherrn geltend macht, dort, 
wo er jahrelang mit Hilfe seines Dienstvorgesetzten es 
verstanden hat, die Ehre anderer nicht rehabilitieren 
zu lassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das sind Dinge, die muß man sich mal in ihrer grund­
sätzlichen Bedeutung Uberlegen. Und nun komme ich 
wieder au! die eingangs getroffene Feststellung zurück, 
daß wir schwache Justizminister haben, wenn solches in 
in ihren Häusern möglich wird. Widersprechen. Sie mir 
doch, wenn Sie wollen! 

(Beifall bei der SPD.) 

Und es muß starke Förderer und Gönner geben, wenn 
Justizminister in solchen Fällen nicht durchgreifen 
können. 

(Abg. Dr. Skopp: Obwohl sie offensichtlich guten 
Willens waren!) 

- Das Ist mir bestätigt worden. 

Präsident Van Volxem: 

Herr Abgeordneter Munzinger, gestatten Sie eine Z\1;i­
schenfrage des Herrn Abgeordneten Hilf (CDU)? 

Abg. Munzinger: 

Bitte! 

Abg. Hilf: 

Herr Kollege Munzinger, sind Sie nicht mit mir der 
Meinung, daß es jedem Beamten des Landes Rheinland­
Pfalz überlassen bleiben sollte, eine Klage gegen das 
Land zu erheben? Ob die Klage schlüssig oder begrün­
det ist, mag dabei dahingestellt bleiben. 

Abg. Munzinger: 

Sehr richtig! Nur erwarte ich einmal von einem Mini­
sterialdirigenten ein abgewogenes Verhalten im Um­
gange mit dem Recht und dem, was Rechtens isti und 
ich habe hier einen Unter- und Hintergrund aufge­
zeichnet, der meines Erachtens - auch, glaube ich, wenn 
ich die Frage an den Herrn Justizminister richte - kei­
nesfalls die Ausgangslage sein konnte für einen An­
spruch auf Schadenersatz. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber zum anderen: Sie sagen, die Klage müßte ja 
schlüssig sein. Davon gehe ich auch aus; denn es han­
delt sich um einen hohen Justizbeamten in unserem 
Justizministerium, von dem ich annehmen darf, daß er 
in der Lage ist, schlüssige Klagen zu formulieren. Aber 
- und nun wird es noch interessanter - wenn die Klage 
schon schlüssig ist, dann hätte ich auch gern die Beweis­
antritte gesehen. Denn dann wird es eben erst interes­
sant, hinsichtlich der Frage des Verhältnisses Z\Vischen 
Justizminister und seinen nachgeordneten hohen Be­
amten und möglicherweise auch des Verhältnisses des 
Justizministeriums zur Staatskanzlei. 

(Zuru! des Abg. Belzner.) 

Präsident Va.n Volxem: . 
Gestatten Sie eine Frage des Herrn Abgeordneten Hilf 
(CDU)? 

Abg. Munzinger: 

Bitte! 

Abg. Hilf: 

Ich möchte Sie fragen, Herr Kollege Munzinger, ob Sie 
nicht auch als Jurist schon eine Klage verloren haben, 
weil sie entweder nicht schlüssig oder nicht begründet 
gewesen ist? 

(Heiterkeit bei der CDU.) 
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Abg. Munzinger; 

- Sichet·! Herr Kollege Hilf, ich weiß nicht, wie lange 
Sie in der juristischen Praxis selbst schon waren. Eines 
muß ich nur sagen: Ich war nie Ministerialdirigent im 
.Justizministerium von Rheinland-Pfalz. 

(Hl:'it.PrkPH im Hause und Beifall bd der SPD. -
Abg. Dr. Storch: Das w erden Sie auch nie werden!) 

- Die Absicht habe ich auch nicht! Die dürfen Sie mir 
<1uch gar nichl unlerstellen, Herr Dr. Storch! 

"Nenn es also schon merkwürdig war, daß zum Beispiel 
Herr Staats1>ekretär Dr. ter Beck in jüngster Zeit nicht 
von einem ermittelnden Richter vernommen wurde, 
~ondern von einem Oberstaatsanwalt, also wenn sozu­
sagen der Chef zu seinem Nachgeordneten geht und 
sagt: Nun vernimm mich mall -, wenn also dort die 
Optik nicht gesehen wurde, nicht so viel Fiuge1·spitzen­
gefühl da war, sich zu sagen: Jetzt will ich aber gerade 
in dieser Situation den unabhängigen Richter vor mir 
haben -, dann deutet es auch darauf hin, daß in 
dem weiteren Verfahren nicht die rechtsstaatlichen 
Möglichkeiten genutzt werden sollten, die gerade an­
gesichts der Situation, wie sie sich entwickelt hatte, mit 
größter Sorgfalt im Bereich des Justizministeriums hät-
1en gewählt werden müssen. 

Herrn Schuth ist es nicht b~sser gegangen; auch er sitzt 
mit seinem Verfahren fest, und auch er muß sich sagen 
lassen : Ohne den Erlaß kommen wir nicht weiter! -
Das ist die Quintessenz eines Streites, Herr Dr. Kohl, 
seit 1959 bis h eute. Und Herr Minister a. D. Kollege 
Westenberger, ich weiß nicht, ob Sie die Gelegenheit 
wahrnehmen wollen, heute hier etwas zu diesem gan­
zen Komplex zu sagen, der insbesondere auch in Ihre 
Amtszeit reicht. Ich weiß aber, daß Sie sich mehrfach 
auch mit Herrn Schuth unterhalten haben; und weil 
wir uns persönlich so gut verstehen, verzichte ich dar­
auf. jetzt noch nähere Angaben darüber zu machen, 
was dabei von Ihnen gesagt wurde. 

Präsident Van Volxem: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord­
neten Westenberger (CDU)? 

Abg. ~lunzinger: 

Ja\ 

Abg. Westenberger: 

Ist Ihnen bekannt, Herr Kollege Munzinger, daß ich 
mindestens zweimal in diesem Hohen Hause, in der Zeit 
als ich Justizminister war, zu diesen Fragen Stellung 
genommen habe? Und die zweite Fvage: Haben Sie die 
Protokolle nachgelesen'? 

Abg. Munzinger: 

Herr Kollege Westenberger! Ich brauche dazu keine 
Protokolle nachzulesen; ich habe die Beschlüsse der 
Gerichte aus den jüngsten Tagen, in denen das alles 
und noch vlel d eutlicher steht, was ich hier ausgeführt 
habe. Was soll ich denn mit Protokollen aus der Ver-

gangenheit? Erklären Sie rundheraus: Ich konnte nicht 
anders! - Wenn Sie das sagen wollen, müßten Sie uns 
auch sagen, warum Sie nicht anders konnten. 

(Abg. Westenbergcr: Wenn Sie die Protokolle ge­
lesen hätten, wüßten Sie warum!} 

- Ja, das weiß ich nicht, dann -

(Abg. Westenbergf'r: Lesen Sie f'rst mal nach!) 

- Vielleicht sagt man es mir nachher, weshalb Sie nicht 
anders konnten! 

Nun habe ich gehört, daß Herr Dr. Wenz inzwischen in 
einen anderen Hereich versetzt sei, andere Zusiändig­
keiten erhalten hätte. Wahrscheinlich wird der Herr 
Justizminister das für einen persönlichen Erfolg halten. 
Ich bin nicht dieser Meinung. Hier müßte etwas ganz 
anderes geschehen. Zunächst einmal die völlige Auf­
klärung durch ein ordentliches Gericht hinsichtlich des 
Sachverhaltes, dann die Klärung der Verantwortung 
und dann auch die Rechenschaftslegung der Veranl­
wortlichen. Solange das nicht so ist, bleibt jede Aus­
kunft eine halbe und wed<.t nur stärker den Verdacht. 
daß man von den Mitteln, die man wfrklich in der 
Hand hat, nicht Gebrauch mcichen will aus Gründe n, 
die zu beurteilen mir nicht möglich ist in ihrer Tiefe, 
aber in ihrer Oberfläche mit· Hinweise g-:-ben, die mei­
nes Erachtens eine bedenkliche Lage in unserem Justiz­
ministerium erkennen lassen. 

Meine Damen und Herren! Die Schlußfolgerungen, die 
aus allem gezogen werden müssen, sind von mir zur 
Seite der formalen Behandlung angedeutet. Etwas an­
deres ist die Frage der Beurteilung. kh erinnere die 
Herren, die Mitglieder des Untersuchungsausschusses 
in Sachen Drach wal'en, daran, d aß s ie heute noch un­
ter der Last des Unrechts und der Unrechtshandlungen 
stehen, die Gegenstand dieser Untersuchungen waren. 
Dennoch erklärten der Herr Ministe r der Justiz und sein 
Staatssekretär, zur Zeit der Wiedereins tellung der Her­
ren Drach und Wienecke sei rechtlich trotz eifrigen Be­
mühP.n~ k(>ine HandhFihf' zu finden gewesen, die Ein­
stellung zu verhindern. Wir haben damals danach ge­
frart. wo diese Bemühungen aktenkundig gemacht 
•1.rurden, wo diese Arbeit sich niedel:'geschlagen hätte. 
Man sagte uns, es sei ein Aktenvermerk an den damali­
gen Minister Dr. Becher gegeben worden , und dieser 
Aktenvermerk sei verschwunden. Wir wollen es glau­
ben. Wieviel Energien hat aber zur selben Zeit dieses 
gleiche Ministerium darangesetzt, Unschuldige, die nur 
ilU'e Pflicht taten, unter Verfolgung zu bringen, wieviel 
Energie, die Ermittlung der Wahrheit zu inhibieren? 
Auch hier, meine Damen und Herren, ist ein zunächst 
unauflösbar erscheinender Zirkel. 

Meine Damen und HPrren ! Ich sagte eingangs schon. 
provinzielle Enge und Kameraderie, schwache Minister 
und vielleicht Mißbrauch von Parteimacht scheinen mir 
der Schlüssel zu diesen bedauernswerten Vorgängen zu 
sein. 

Und nur am Rande, meine Damen und He rren, taucht 
dabd so etwas auf wie der „Fall Glahn", nicht nach 
seiner materiellen Seite hin: das hat uns politisch nie 
interessiert. Was uns aber politisch interessieren mußte. 
war die Behandlung dieses Falles. Und sehen Sie, das 
ist dann keine Randerseheinung mehr, wenn über zehn 
Jahre in einem Ministerium sich solch.: Dinge zutragen, 
wie ich sle hiei· schildern mußte. Dann ist a uch der Fall 
Glahn ein Fall des Ministeriums. Wer der Ver­
antwortl.iche ist für das Verschwinden der Anzeige, das 
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ist nicht aufgeklärt. Der Herr Minister der Justiz ist 
es persönlich gewiß nicht; das unterstellen wir ohne 
weiteres. Aber es bedurfte erst der Anregung nach 
Monaten im Rechtsausschuß, ein Ermittlungsver­
fahren wegen Urkundenbeseitigung einzuleiten und 
durchzuführen. Da war schon wieder eine Lässigkeit, 
die erkennen läßt, daß man so hochpolitische Fragen, 
nämlich die formale Behandlung einer Anzeige ge­
gen einen Minister, glaubte so behandeln zu dürfen 
als ob das jemanden draußen außerhalb des Ministe~ 
riums in Mainz gar nichts anginge. Und wenn Sie sich 
l'rinnern, war das wochenlang das Gespräch bei jedem 
Handwerker auf jedem Bau, nicht die Sache, die da­
hinterstcc.l(te1 sondern die Tatsache, daß die _J\nzeige 
gegen den Minister verlorenging, aber eine solche gegen 
Lieschen Müller auf dem Tisch liegt, wenn es darauf 
ankommt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Und wenn der Herr Minister der Justiz es wünscht, 
können noch weitere Fälle gebracht werden. 

\Vic.> oft sehcint man - so ist mir der Eindruck vermit­
tdt worden - scheinheilige Besorgnis zu haben. Als 
damals der „Falt Drach" behandelt werden mußte, ging 
vorwC'g in der Debatte ein Anruf an die Öffentlichkeit: 
Keine neue Entnazifizierung! - Mit Recht. Niemandem 
in die:>em Hause war es eingefallen, der Tatsache, daß 
Herr Drach Pg. wnr - auch Herr Wienecke -, nun in 
dem Ermittlungsverfahren Gewicht zu geben. Nieman­
dem ist das eingefallen. Wenn man das wollte, dann wäre 
unsere Justiz gewiß zur Hälfte entvölkert. Aber es ging 
um etwas anderes. Dennoch wurde die Frage gleich 
hochgt:brneht: Geht es wieder um eine Entnazifizierung? 
Und wie ist es andererseits? Wenn bewährte Juristen 
• ich kenne solche Fälle - sich nach Qualifikation und 
Ld&tung bemühen, eine Förderung zu erfahren, dann 
wird ma n anfangen zu suchen und sagt dann gelegent­
lich: Er war mit 19 Jahren Parteigenosse in der NSDAP, 
und deshalb scheint er uns heute nicht so recht in ei­
nem höheren Amte tragbar. -

Prli.sident Van Volxcm: 

Ge.statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord­
neten Schwar;. (CDU)? 

Abg. Munzinger: 

Ja! 

Abg. Schwarz: 

Ist dus eine allgemeine Behauptung, oder haben Sie 
präzise Fälle? Wenn ja, wäre ich Ihnen dankbar, wenn 
Sie die mal nennen könnten. 

Abg. Munzinger: 

Vielleicht kommen wir in einem Ausschuß noch dazu! 

(Abg. Dr. Kohl: Nein, heute hier! - Weitere Zu­
rufe von der CDU: Nein, hier!) 

- Nein, heute nicht! 

<Widerspruch bei der CDU. - Abg. Dr. Kohl : We r 
ist der 19jä hr ige Parteigenosse?) 

- Das sage ich Ihnen nachher unter vier Augen, wenn 
Sie es wissen wollen! 

(Abg. Dr. Kohl: Ist das ein Oberlandesgerichts­
rat?) 

- Jawohl! 

(Abg. Dr. Kohl: Gut, dann werden wir auf den 
Fall in der Öffentlichkeit nachher eingehen 1) 

- Ja, dann gehen Sie ein! 

Jedenfalls, dann werden solche Dinge voI"getragcn und 
mit Hartnäckigkeit verfochten. Meine Damen und Her­
ren! Dann wird man mißtrauisch. Und ich denke dann 
wieder, Herr Dr. Kohl. an Ihre Ausführungen von vor· 
gestern, daß Personalpolitik und Parteipolitik nicht 
scharf getrennt werden können. 

Nun frage ich mich: Wo ist letztlich die Wurzel des 
Übels in diesem Komplex? Und ich sage: Da, wo einer 
demokratischen Staatsordnung, und wenn zunächst nur 
leise, Korrumpierung durch Identifizierung eines Per­
sonen- oder Parteienkreises mit dem Slai;lt zugrunde 
liegt. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Und hier, meine Damen und Herren, möchte kh aueh 
etwas sagen zu einem Begriff, der vielleicht gar nicht 
so bekannt ist, nämlich zum Begriff de:; Pathos der 
Distanz. Dieser preußische Begriff, aus innerster Über­
zeugung Distanz halten zu müssen zur Sache, zum Mit­
arbeiter und zum Kameradenkreis, war lange Zeit ver­
ketzert. Ich meine, es wäre ganz gut, wenn die hier 
aufgeführten Fälle dazu dienen wollten, den Geist in 
unserem .Justizministerium dahin zu erneuern, daß das 
Pathos der Distanz wieder in der Arbeit im öffent­
lichen Interesse und im öffentlichen Dienst wirksam 
wird. 

(Starker Beifall der SPD.) 

Präsident Van Vob::em: 

Das Wort hat der Justizminister. 

(Abg. Dr. Kohl: Zur Geschäftsordnung, Herr 
Präsident!) 

- Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Dr. Kohl 
(CDU)! 

Abg. Dr. Kohl: 

Ich darf für die CDU-Fraktion eine Unterbrechung der 
Sitzung bea ntragen. Wir möchten Ausführungen des 
eben zu Ende gekorr.uuenen Redners nacl1 dcrr1 Proto­
koll überprüfen, um festzustellen, welche Schritte wir 
daraus herleiten. 

(Unruhe und Protestrufe bei der SPD. - Gegen­
rufe bei der CDU.) 

Präsident Van Volxem: 

Es ist üblich, einem solchen Antrag einc-r Fraktion 
stattzugeben. Ich darf die Sitzung für· eine Vic-rtcl­
stunde unterbrechen. 

(Abg. Fuchs: Zur Geschäftsordnung, Herr Präsident!) 

- Herr Abgeordneter Fuchs (SPD)! 
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Abg. Fuchs: 

Herr Präsident, ich meine, wenn eine Fraktion bean­
tragt, die Sitzung zu unterbrechen, dann machen wir 
das. Aber eine Fraktion kann nicht überprüfen, ob ein 
Abgeordneter sich parlamentarisch verhalten hat oder 
nicht. Das kann entweder der Präsident oder - im 
Höchstfall - noch der Rechtsaus~chuß in seiner Eigen­
schaft als - -

Präsident Van VoJxem (unterbrechend): 

Ich habe hier nur den Antrag auf Unterbrechung der 
Sitzung zur Kenntnis genommen und unterbreche hier­
mit die Sitzung. 

IAbg. Dr. Kohl: Einen Augenblick, Herr Präsident!) 

- Bitte! 

Abg. Dr. Kohl: 

Ich möchte hier noch eine persönliche Erklärung ab­
geben, da mir jetzt wiederum etwas unterstellt wurde, 
was ich nicht gesagt habe. Ich habe gesagt, daß die 
CDU-Fraktion sich ihre weiteren Schritte übcdegen 
und übPrprüfen wird, was sie tut. Und das lasse ich 
mir in diesem Hause von niemanden absprechen, auch 
nicht von einem Sprecher der SPD. 

(Unruhe im Hause.) 

Präsident. Van Volx:em: 

Ich nehme an, daß sich nach der Pause von einer Vier­
telstunde das Klima wieder etwas beruhigt hat. Ich 
unterbreche bis 11 Uhr. 

Unter b rech u n g der Sitzung: 10.43 Uhr. 

W i e d e r b e g i n n d e r S i t z u n g : 11.26 Uhr. 

Präsident Van Volxem: 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. Das Wort hat der Herr 
Justizminister. 

Justizminister Schneider: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Herr Abgeordnete Munzinger hat vorhin 
eine Rede gehalten, die man meines Erachtens nichL 
anders als reine Demagogie bezeichnen kann. 

(Bravo-Rufe und starker Beifall der Regierungs­
parteien. - Lachen und Prulestrnfe bei der SPD.) 

Es kommt auch meines Erachtens nicht darauf an, mit 
welcher Lautstärke hier argumentiert wird, sondern 
darauf, ob die Argumente stechen, ob sie auch einei· 
Nachprüfung standhalten. 

{Erneuter Beifall der Regierungsparte ien .) 

Und wenn ich Sätze gehört habe wie den: Seit Jahren 
zeigt sich ein wachsende!': Unbch<igen übet' die zustän­
digen Bereiche unserer Rechtspflege: und weiterhin: 
Es handelt sich um die Frage: Ist unse1·e Rechtspflege 
in Ordnung? - Dann muß ich sagen: Hier wird bewußt 
versucht, das Vertrauen unserer Bevölkerung in die 
Rechtspflege zu zerstören! 

.(Beifall der Regierungsparteien. - Lachen bei der 
SPD.) 

Und daß ein solcher Ven:uch von der Tribune des Land­
tages aus vorgenommen wird, muß ich aufs höclu;te 
bedauern. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete 
Munzingcr hat weitere Angriffe gegen die Justizver­
waltung gerichtet. Er hat nicht mehr, wie es vor zwei 
Tagen der Fall war, getrennt zwischen Rechtspflege 
und Justizverwaltung, sondern hat die Justiz in eines 
genommen. Das ist ein beachtlicher Unterschied gegen­
über den früheren Feststellungen. 

Präsident Van Volxem: 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Skopp (SPD)? 

Justi':i:minister Schneider: 

Bitte schön 1 

Abg. Dr. Skopp: 

Herr Minister, ist es Ihnen entgangen, oder haben Sie 
das bewußt nur zur Hälfte zitiert, daß Herr Kollege 
Munzinger einleitend gesagt hat: Seit Jahren zeigt sich 
ein wachsendes Unbehagen über die Zustände im Be­
reich unserer Rechtspflege, insbesondere unseres Ju­
stizministeriums? So lautete der Satz. Ich frage Sie, 
warum Sie den Satz nicht vollst.iindig 7.itiert haben. 

Justizminister Schneider: 

Nachdem Ihnen das bekannt ist, Sie ja selbst die Rede 
gehört haben, kann ich mir wohl erlauben, das Wesent­
liche hier herauszunehmen, worum es hier geht. 

(Lachen bei der SPDa - Beifall bei den Regie.-. 
rungsparteien. - Abg. Dr. Skopp: Eine Zusatz­

frage, Herr Präsident!} 

Präsident Va.n Volxf"m: 

Gestatten Sie eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordne­
ten Dr. Skopp {SPD)? 

.Justizmlnls&er Sdmelder: 

Bitte! 
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Abg. Dr. Skop11: 

Halten Sie den Hinweis, daß insbesondere das Justiz­
ministerium als die Justizverwaltung gemeint ist, für 
unwesentlich in dieser Debatte? 

.Justizminister Schneider: 

Das andere ist genauso wesentlich wie das, was in dem 
Nachsatz hier genannt ist. 

(Abg. Dr. Skopp: Meine Frage ist nicht beant­
wortet worden!) 

Es kommt darauf an, welcher Eindruck in der Öffent­
lichkeit erweckt werden soll! 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien, Wider­
spruch bei der SPD.) 

Der Herr Abgeordnete Munzinger hat noch eine ganze 
Reihe von anderen Fragen aufgegriffen. Er hat von 
pcrsonalpolitischen Manipulationen, auch im Bereiche 
der Justiz, gesprochen. 

Ich frage den Herrn Abgeordneten Munzinger, ob er 
mir einen Fall nennen kann, wo ein Richter, wo ein 
Beamter der Justiz befördert worden ist, der nicht die 
QualiCikation zu seiner Beförderung hatte. Er hat kei­
nen solchen Fall genannt. Im Bereiche der Justiz war 
es seit eh und je üblich, nicht nach parteipolitischen 
Gc~ichtspunkten zu gehen und nicht nach anderen un­
sachlichen Gesichtspunkten die Beförderungen auszu­
sprechl•n, sondern die Qualifikation und die Frage, der 
rechte Mann am rechten Platz. Das war die entschei­
dende Frage bei allen Beförderungen im Bereic..1-te der 
Justiz. 

Präsident Van VoJxem: 

Gesl<ltten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord­
neten Munzinger (SPD)? 

Justizminister Schneider: 

Ja! 

Abg. Munzingcr: 

Herr Minister! Wenn Sie von der Qualifikation selbst 
sprechen, dar! ich Sie jetzt fragen, ob ich irgendwo in 
meinen Ausführungen behauptet hätte, daß Beförde­
rungen ohne Qualifikation vorgenommen worden wären. 

Ju:itizminister Schneider: 

Sie haben von pcrsonalpolitischen Manipulationen auch 
im Bereiche der Justiz gesprochen; Sie haben keinen 
Einzelfall erwähnt! 

Abg. Munzingcr: 

Eine weitere Frage. Halten Sie es für unmöglich, daß 
trot:t. Qualifikation auch manipuliert werden kann? 

(Abg. Dr. Kohl: Ach, ach! - Heftiger Widerspl'Uch 
bei den Regierungsparteien.) 

Justizminister Schneider: 

Herr Abgeordneter Munzinger, das ist eine Frage, die 
ich nicht beantworte! 

(Abg. Dr. Skopp: Also Sie beantworten diese 
Frage nicht, Herr Minister!) 

- Die ist so absurd, daß ich sie einfa<'h nicht bee1ntwor­
ten kann! 

Präsident Van Volxem: 

Der Herr Abgeordnete Dr. Kohl (CDU) möchte eine 
Zwischenfrage stellen; gestatten Sie es? 

Justizminister Schneider: 

Ja! 

Abg. Dr. Kohl: 

Im Zusammenhang mit der Behauptung des Abgeord­
neten Munzinger, daß pcrsonalpolitisch manipuliert 
worden sei, hat er das Beispiel eines 19jährigen Parte i­
genossen, dem diese frühere Parteiangehörigkeit nach­
hinke, genannt. Auf meinen Zwischenruf: Handelt es 
sich hierbei um einen Oberlandcsgerichtsrat? - hat er 
hier wörtlich erklärt: ja! -

Ich darf Sie fragen: erstens, ob die Beh<iuptung zu­
trifft, daß in diesem Land Rheinland-Pfalz ein Beam­
ter wegen einer Zugehörigkeit als Parteigenosse damals 
mit 19 Jahren - ich bleibe im Zitat - in seiner Beför­
derung gehindert ist, zweitens, ob es andere Tatbe­
stände geben könnte, die eine mögliche Förderung des 
Beamten, dessen Name h ier jetzt zwangsweise durch 
die Äußerung des Abgeordneten Munzinger in die Öf­
fentlichkeit kommen muß, verhindern? 

Justizminister Schneider: 

Ich will auch jetzt noch den Namen dieses B<>amten, 
dieses Richters, nicht nennen. Und ich bedauere sehr, 
daß diese reine Personalfrage hier im Parlament über­
haupt zur Erörterung gestellt wird. 

Der Richtet· ist nach seinem E intritt it1 den rheinland­
pfälzischen Justizdienst, obwohl außer der Tatsache, 
daß er 1932 in die NSDAP eingetreten w<ir, auch an­
dere Gründe vorlagen, innerhalb der rheinland-pfäl ­
zischen Justiz zum Oberlandesgerlchtsrat befördert 
worden. Es dreht sich um die Frage, ob dieser Richl<.>l' 
noch weiter befördert werden soll, ob er Senatspräsi­
dent werden kann. 

(Abg. Theisen: Darf ich eine Frage stellen?) 

Präsident Van Volxem: 

Der Herr Abgeordnete Theisen (CDU) möchte eine 
Frage stellen. 

Justizminister Schneider: 

Ja, bitte! 
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Abg. Theisen: 

Handelt es sich dabei um Gründe aus dem kriminellen 
Bereich? 

Justizminister Schneider: 

b:s handelt sich - um die Frage klar zu beantworten -
um eine Fragebogenfälschung, 

<Abg. Dr. Kohl: Hört. hört! - Weitere Zurufe 
von der CDU: Hört, hört!) 

wegen der damals der Richter aus dem niedersäch­
;:;ischen Justizdienst entlassen worden ist. 

(Abg. Dr. Kohl: Ein unerhörter Vorgang, und das 
wird uns hier vorgeworfen! Ein unerhörter Vor­

gang ist das! - Unruhe im Hause.) 

Präsident Van Volxem: 

Beantworten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge­
ordneten Schwarz (CDU)? 

Justizminister Sdlneider: 

Bitte sehr! 

Abg. Schwarz: 

Handelt es sich bei diesem Mann um ein sozialdemo­
kratisches Stadtratsmitglied? 

Justizminister Sd:meider: 

. Ja! 
(Heiterkeit bei der CDU.) 

Ich möchte aber betonen - und das habe ich vorhin 
schon gesagt -, daß parteipolitische Erwägungen bei 
Beförderungen innerhalb der Justiz keine Rolle spielen. 

Präsideni Van Volxem: 

Der Herr Abgeordnete Munzinger (SPD) möchte eine 
Zwischenfrage stellen! 

Justizminister Schneider: 

Bitte sehr! 

Abg. Munzinger: 

Herr .Justizminister! Wollen Sie mir darauf antworten, 
daß wir uns bei der letzten Besprechung in dieser Sache 
einig waren in der rechtlichen Beurteilung dieses soge­
nannten Fragebogenfalles? 

Justizminister Schneider: 

In der rechtlichen Beurteilung des Fragebogenfalles 
gibt es übel'haupt keinen Zweifel. Hier handelt es sich 
zum mindesten um eine Unkorrektheit. kh will nicht 
mehr sagen. 

(AbK. Munzinger: Gut, das ist schon gani etwas 
anderes!) 

- Zum mindesten 1 

Abg. Munzinger: 

Halten Sie es nicht in Ihrem Amte als Dienstvorge­
setzter dieses Herrn für vertretbar, auch die Frage 
gerade in diesPm Zusammenhang des übergesetzlichen 
Notstandes - und das als Jurist - mit anzuführen'? 

Justh;mhdster Sdlneider: 

Herr Abgeordneter Munzinger~ Ich hab~ nit:ht die Ab­
sicht, nun in allen Einzelheiten diesen Personalfall hier 
zu erörtern; 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

das wäre dem MannP ~icherlich nicht von Vorteil. 

(Sehr t·icht.ig! bei der CDU. - Abg. Dr. Skopp: 
Dann kommen wir sicher wieder zur Sache!) 

Präsident Van Volxem: 

Der Herr Abgeordnete Schwarz (CDU) möchte eine 
Zwischenfrage stellen! 

Justizminister Schneider: 

Bitte sehr! 

Ab~. Schwarz: 

Ist meine Vermutung richtig, daß Sie nach den Fällen 
WieneC'ke und Drach es nicht für opportun hielten . 
einen weiteren Fall dieser Art zu bekommen? 

Justizminister Schneider; 

Herr Abgeordneter Scl1warz! Der Fall läßt sich nicht 
mit diesen Fällen vergleichen. 

(Zuruf von der SPD: ~Ph1· wohl!) 

Präsident Van Vulxem: 

Darf ich vielleicht empfehlen, daß wir jet.7.t einmal 
weniger von der Zwischenfrage Gebrauch machen und 
den Herrn Minister et.was reden lassen. 

(Abg. Dr. Skopp: Jawohl!\ 

Außerdem hat der R~ner das Recht. 

(Abg. Dr. Skopp: Vielen Dank. Herr Schwa rz!) 

die Beantwortung abzulehnen. 

Justizminister SC'hneider: 

Selbstverständlich. dessen bin ich mir bev.:ußt.1 

Meine Damen und Herren! Es sind weiter eine ganze 
Reihe von Fällen angeführt worden. Der Herr Abge­
ordnete Munzinger hat hier einen Blumenstrauß von 
Namen und Fällen genannt: Webet', Wenz, Glahn, 
Drach, Schuth, Gerenne, Menningen, Bornmüller usw. 
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(Jusu2mlnlste1· Sehneider) 

Ich darf darauf hinweisen, daß sowohl die Frage der 
Denkschrift aus Koblenz, die ja nicht offiziell über­
reicht worden ist, und die daraus sich ergebenden 
Dinge, und auch die weiteren Fälle, die er hier ge­
nannt hat, mit geringen Ausnahmen alle bereits in 
früheren Landtagssitzungen ausgiebig erörtert worden 
::;ind, und zwar - wie ich meinen möchte - auch ab­
schließend. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Und das war der Fall in den Sitzungen des Landtages 
vom 17. November 1959 und vom 4. Dezember 1962. 
Hätte der Herr Abgeordnete Munzinger die Protokolle 
dieser Sitzungen nachgelesen, dann hätte er vorhin 
nicht mit einer Handbewegung den Hinweis, der ihm 
vom Parlnment gegeben worden ist, hinwegwischen 
können. 

kh habe heute keine Veranlassung, diese abgeschlosse­
nen .fälle, die parlamentarisch und sachlich erledigt 
sind, erneut auf7.ugreifen und auf die Diskussionsbei­
träge in dieser Richtung, die der Herr Abgeordnete 
Munzinger gebnicht hat, näher einzugehen. 

kh will aber einiges zu Vorwürfen sagen, die mir per­
sönlich gemacht worden sind. Er hat den Fall des 
Justizamtmann~ - des damaligen Justizamtmanns -
Weber angesprochen und in diesem Zusammenhang er­
klärt, daß von dem Justizministerium die Behandlung 
dieses Falles in die Länge gezogen worden ist, bis eine 
Rehabilitierung oder die Möglichkeit einer Rehabili­
til'.'r·ung Cül' den Justizamtmann Weber nicht mehr ge­
g(~ben war. 

Meine Damen und Heeren! Diese Darstellung ist schon 
in diesem Punkte nicht richtig. Ich persönlich habe 
mich wiederholt bemüht - da das Verfahren bereit.s 
bei meinem Amtsantritt beim Bundesverwaltungsge­
richt schwebte -. eine Beschleunigung zu erreichen und 
möglichst bald zum Abschluß zu bringen. Daß das Ver­
fahren so lange gedauert hat, das liegt eben auch mit 
daran, daß das Bundesverwaltungsgericht mil solchen 
Verwaltungsstreitverfahren über Gebühr belastet ist 
und man normalerweise mindeslens ein halbes Jahr 
aur einen Verhandlungstermin warten muß. 

Al>vr <.ur Sache ::;clbst! Sie haben hier den Herrn We­
ber crw~hnt, dem im übrigen - das möchte ich aus­
d1·ückiich feststellen - aus diesen seinen Klagen gegen 
die Ju:;tlz und gegen andere keinerlei Nachteile in be­
t•uflidier Beziehung entstanden sind. Trotz all dieser 
Verfahl'en ist Herr Weber Justizoberamtmann - heute 
Amtsrat - geworden. Das allein beweist, wie die Ein­
stellung der Justizverwaltung und meiner Person zu 
dieser Frage gewesen ist. Ich stehe nicht an, zu erklä­
ren, wenn eine weitere Beförderung für den Beamten 
notwendig und angängig erscheint, wird er auch diese 
weitere Beförderung erfahren. 

Sie haben dlc Urteile des Verwaltungsgerichts Koblenz 
und des Oberverwaltungsgerichts Koblenz angeführt. 
Sie huben aus diesen Urteilen zitiert. Herr Abgeord­
neter Munzlnger, Sie haben hier aus einem Urteil zi­
tiert, das nach dem Beschluß des Bundesverwaltungs­
gerichts vom 30. Januar 1965 als unwirksam erklärt 
worden ist. Der Spruch lautet: Das Urteil des Ober­
verwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz vom 18. Juli 1962 
und das Urteil des Verwaltungsgerichts Koblenz vom 
15. November 1961 sind unwirksam. - Das heißt, sie 
:-iind sowohl in ihren Tatsachenfeststellungen wie auch 
in ihren rechtlichen Folgerungen als unwirksam zu be­
trachten. Ich meine, daß es Ihnen, der Sie ja auch 

Jurist s1nd, doch geläufig sein müßte, daß dann aus 
solchen Urteilen keine Folgerungen mehr gezogen wer­
den können. 

(Abg. Dr. Kohl: Oder daß man sie aufhebt und 
auch zitiert!) 

Nun die Frage, wie ('S zu der Unwil'ksamkeitserklä­
rung dieser Urteile gekommen ist. Ist sagte schon, 
als ich mein Amt übernahm, schwebte das Verfahren 
bereits vor dem Bundesverwaltungsgericht, und zwar 
hatte das Land Revision eingelegt gegen das Urteil des 
Oberverv.:altungsgerich ts Koblenz aus d<lm einfachen 
Grund, weil hier das Oberverwaltungsgericht Koblenz 
praktisch eine Verpflichtung zur Offenlegung inner­
dienstlicher Anweisungen statuiert hat. 

Ich bin der Meinung - ich glaube, das ist auch die Mei­
nung der Landesregierung -. daß eine gedeihliche Ar­
beit der Regierung und der Verwaltung nicht möglidl 
ist, wenn sie jederzeit gezwungen werden können, solche 
innerdienstlichen Anordnungen und Weisungen oCfen­
zulegen. Um diesen Grundsatz ging es zunächst. Die 
Frage war also für mich die, wie kann ich diesen 
Rechtsstreit vor dem Bundesverwaltungsgericht be­
enden, ohne daß dem Lande Schaden entsteht, und wie 
kann er beendet werden, um auch iuglcich dem be­
rechtigten Verlangen des verletzten Herrn Amtsrat 
Weber Rechnung zu tragen. Ich hab<:' dann auf Anre­
gung des Senats des Bundesverwaltungsgericht;; vor 
diesem Gericht - nicht durch den Herrn Wcnz, sondern 
selbst - unter anderem die Erklärung abgegeben, 
daD Herr Weber durch seine Beförderung zum Justiz­
amtmann die für den Kläger damals höchstmögliche 
Laufbahnbeförderung erhalten hat und daher eine Re­
habiiitierung im echten Sinne nicht notwendig er­
scheint. Ich habe aber weiter erklärt, das beklagte Land 
verpflichte sich, in dem Ermittlungsverfahren Weber 
gegen Wenz bei der Staatsanwaltschaft Mainz den vom 
Kläger benannten Zeugen die Genehmigung zu ertei­
len, über den Inhalt des Erlasses vom 8. Mai 1959 an 
Hand dieses Erlasses auszusagen , soweit dessen Formu­
lierungen als ehrenkränkend verstanden werden könn­
ten. 

Daraufhin hat das Gericht den Beschluß, den ich vor­
hin in seinem wesentlichen Teil verlesen habe, gefaßt. 
Es dreht sich hier nicht um e inen Vergleich , sondern 
darum, daß nach der Abgabe dieser Erklärung vor dem 
Bundesverv.raltungsgericht beide Beteiligten ü bere in­
stimmend die Hauptsache für erledigt erklärt haben. 
Auch Ihnen, Herr Abgeordneter Munzingcr, dürfte der 
Unterschied zwischen einer solchen Erledigung und 
einem Vergleich wohl geläufig sein. 

(Abg. Theisen: Die Klageabweisung ist noch ge­
läufiger!) 

Meine Damen und Herren! An diese Verpflichtung, die 
ich gegenüber dem Bundesverwaltungsgericht über­
nommen habe durch diese Erklärung, bin ich gebunden. 
Ich fühle mich auch heute noch daran gebunden und 
werde in dieser Richtung verfahren. Ich weiß, daß ich 
sowohl der Dienstherr des Herrn Dr. Wenz wie auch 
des Herrn Weber bin. Und hier dreht es sich um die 
Abwägung der gegenseitigen Inte1·e:isen und um die 
Frage, wie ohne Beeinträchtigung der e inen Seite nun 
der anderen Seite Gerechtigkeit widerfahren kann. In 
diesem Sinne war und ist es mein Bestreben, dieses 
Verfahren, das noch bei der Staatsanwaltschaft in Mainz 
läuft, abzuschließen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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(J ustiztnlnister Schnelder) 

Aber eines hat der Herr Abgeordnete Munzinger ge­
flissentlich nicht gesagt, daß er nämlich vor ein paar 
Tagen bei mir im Haus einen Besuch gemacht hat und 
kll ihm bei dieser Gelegenheit gesagt habe, daß ich der 
Staalsanwaltschaft in Mainz mitgeteilt habe, daß ich 
auch bereit sei, den Erlaß in den entscheidenden Teilen 
del· Staatsanwaltschaft offenzulegen. Ich darf hier aus 
dem Schreiben zitieren, das ich dem Herrn Oberstaats­
anw<1lt in dieser Frage habe wgehen lassen: 

Ich habe mich am 27. Januar 1965 vor dem Bundes­
verwaltungsgericht verpflichtet, bestimmten Zeugen 
die Aussagegenehmigung zu erteilen, über den In­
halt des Erlasses an Hand des Erlasses auszusagen. 
soweit dessen Formulierungen als ehrenkränkend 
verstanden werden könnten. 

Ich stehe auch heute zu meiner Erklärung vom 27. 
Januar und bin gerne bereit, die in Ihrem Bericht 
vom . . . . . genannten Zeugnisaussagegenehmigun­
gen zu erteilen. Unter den gleichen Voraussetzungen 
bin ich darüber hinaus im Interesse der Beschleuni­
gung des Verfahrens sowie der restlosen Klärun~ 
der Sachzusammenhänge bereit, aus dem Erlaß vom 
8. Mai 1959 denjenigen Abschnitt offenzulegen, in 
dem nach der Behauptung des Antragstellers von 
dem Inszenieren eines Verfahrens gegen Geronne 
gesprochen wird. 

Ich glaube, mehr kann und darf ich in dieser Sache 
nicht tun. 

Präsident Van Volxem: 

V/ürdcn Sie eine Zv:isc.11.enfragc des Herrn ... ä..,bgeord­
neten Dr. Skopp (SPD) beantworten? 

Justizminister Schneider: 

Ja! 

Abg. Dr. Skopp: 

Herr Minister. Sie sprachen davon, daß der Herr Kol­
lege Munzinger einen Besuch in Ihrem Hause gemacht 
habe. Erinnern Sie sich daran, daß Sie gebeten haben, 
und zwar durch mich, daß die SPD-Fraktion Ihnen Ge­
legenheit geben möge, sich mit Ihnen zu besprechen in 
dieser Frage? 

Justizminister Schneider: 

Jawohl! 

Abg. Dr. Skopp: 

Erinnern Sie sich weiter daran, Herr Minister, daß Sie 
mir zugesagt hatten bei diesem Besuch, den Herren von 
der SPD-Fraktion Kenntnis vom Inhalt des sogenann­
ten Panzerschrankerlasses zu geben? -

(Abg. Dr. Kohl: Das hat der Herr Minister doch 
eben gesagt!) 

• Nein, das hat er nicht gesagt. 

Justiuninister Schneider: 

Ich habe diese Frage bei dem Besuch Ihrer Herren mii 
diesen erörtert und habe, was diese spezielle Frage 
llt>triHt, Ihren Herren auch eine entsprechende Ant­
wort erteilt. 

(Abg. Dr. Skopp: Unsere Herren haben den Er­
laß nicht 7.U f'E>he-n bf>kommen. Hl."rr MinistPr. bei 

dem Besuch, um den Sie gebetPn habt•n!) 

- Herr Kollege Dr. Skopp, ich habe um den Besuch 
gebeten, weil ich den Eindruck hatte, daß die Ange­
hül'igen Ihrer Fraktion durch ungenügende Informa­
tionen über gewisse Vorgänge nicht in der Lage sind, 
diese Vorgänge auch zu beurteilen, und ich wat' be­
reit, Rede und Antwort 7.U f'tehen bei diesem Besuch. 
Die Fragen, die an mich gerichtet worden sind, habe 
ich auch nach bestem Wissen beantwortet. Bezüglich 
der Offenlegung des Erlasses an Parlamentsmitglieder 
muß ich Ihnen sagen, daß diese Frage nicht so bchan­
del t werden kann, daß ich nur einem Teil des Parla­
ments davon Kenntnis gebe, sondern dann muß ich 
alle drei Fraktionen gleich behandeln. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Id1 habe Ihren Herren 

(Abg. Dr. Skopp: Wer hat Sie denn daran gehin­
dert? Sie haben uns das ja angeboten!) 

gesagt, daß ich bereit bin, trotz des schwebenden Er­
mittlungsverfahrens ihrem Fraktionsvorsitzenden oder 
von ihnen Beauftrngten gemeinsame vertrauliche 
Kenntnis von dem Inhalt des Erlasses zu geben. Ich 
glaube, daß ich PJer bis an die äußerste Grenze dessen 
gegangen bin, was ich dienstlich überhaupt verantwor­
ten kann. 

(Lebhaftet· Beifall bei den Regierungs parteien. -
Abg. Völker: Sie haben es aber nicht getan!) 

Präsident Van Volxem: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord­
neten Munzinger (SPD)? 

Justizminister Schneidei:-: 

Ja! 

Abg. Mun:i:inger: 

Herr Minister, wollen Sie uns bitte sagen. was die drei 
Fraktionsvorsitzenden oder die von den Vorsitzenden 
zu delegierenden Mitglieder dieses Hohen Hauses mil 
einer vertraulichen Mitteilung hbitten machen sollen? 

(Heiterkeit bei der CDU.) 

Justizminister Schneidei:-: 

Herr Abgeordneter Munzinger, ich nehme an, daß diese 
Mitteilung der Information dienen soll. 

(Zuruf bei der SPD [zur CDU gewandt]: Jetzt 
dürfen Sie klatschen 1) 
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Abg. Munzinger: 

Untcl'stellen Sie nicht, daß die Vertraulichkeit gebro­
c.:hcn werden müßte? 

Justizminister Schneider: 

Ich verstehe nicht, aus welchem Grunde eine solche 
Vertraulicl1kcit gebrochen werden müßte. 

Abg. Mun:dnger: 

Wenn Sie doch vertrauliche Mitteilungen machen, so 
verstehe ich den Begri!C „ Vertraulichkeit" so: Das bleibt 
dann bei denen, die diese Mitteilung erhalten. Was 
sollten dann also außer der Tatsache einer möglichen 
politischen Mitwisserschaft und damit auch Mitver­
antwortung die Fraktionsvorsit:l:enden bzw. die Dele­
gierten mit dieser Mitteilung anfangen? 

(Abg. Dr. Kohl: Das ist keine Frage!) 

Justixminister Schneider: 

Herr Abgeordneter Munzinger, ich glaube über die 
Frage der Vertra ulichkeit brauchen wir keine weiteren 
Ausführungen zu machen. Sie wissen genauso gut wie 
ich, was vertraulich ist und was das bedeutet. 

(Abg. Dr. Neubauer: Wie das öfter geschif.'ht!} 

Es ist selbstverständlich die Möglichkeit dann gegeben 
- das wissen Sie genau, da ich annehmen muß, daß die 
fi'raktionen zu ihren Vorsitzenden Vertrauen haben -, 
Schlußfolgerungen aus diesen vertraulichen Mitteilun­
gen zu ziehen, daß Sie dann auch ohne Kenntnis des 
Erlasses diese Erklärungen Ihrer Vorsitzenden akzep­
tieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - Abg. Dr. 
Kohl: Das ist in der Politik gang und gäbe, Herr 
Minister! - Abg. Munzinger: Das ist Dirigismus! 
- Abg. Dr. Kohl: Das ist Dirigismus, das haben 
Sie jetzt gehört! - Abg. Dr. Skopp: Das ist im 
Bundestag ga~ und gäbe, Herr Kollege Kohl! -
Abg. Dr. Kohl: Jawohl! - Abg. Dr. Skopp: Aber 
nicht in solchen Fragen! - Abg. Dr. Kohl: Bei 

noch viel wichtigeren Fragen!) 

Meine Damen und Herren! Das Verfahren des Justiz­
amtmannes Weber gegen Wenz ist bei der Staatsan­
waltschaft in Mainz anhängig. Es nimmt seinen Lauf. 
Ich muß es mir hier versagen, über den sachlichen 
Gehalt und über den möglichen Ausgang des Verfah­
rens irgendwelche Ausführungen zu machen. Ich darf 
nur abschließend feststellen, daß auch dieses Verfah­
ren genauso wie jedes andere Strafverfahren nach 
Gcsl'tz und Recht geführt und zum Abschluß ge­
bracht werde n wird. 

Der Herr Abgeordnete Munzinger hat noch von einem 
Verfahren gegen Herrn Schuth gesprochen. Ich darf 
wohl !eststellen, daß ein Verfahren gegen Schuth nicht 
läuft. 

(Abg. Dr. Neubauer: Nanu! Wieso? 
Er hat das doch gesagt!) 

Es sind in dienstlicher Beziehung keine Nachteile 
irgendwelcher Art e ntstanden. Er ist Amtsgerichtsrat 
geworde n und wur de vor einiger Zeit nac.:h Koblenz 
versetzt. Was soll das a lles? 

Präsident Van Volxem : 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord­
neten Munzinger (SPD)? 

Justizminister Schneider: 

.Ja! 

Abg. Munzinger: 

Herr Minister, ist in Ihrem Geschäftsberekh etwas be­
kannt von einer sogenannten „Lex Schuth" im Zusam­
menhang mit dem Assessor Dr. Büclcling? Das liegt 
J ahre zurüclc? 

Justizminister Schneider: 

Herr Abgeordneter Munzinger! Die Bezeichnung eines 
innerdienstlichen Erlasses des Herrn Ministerpräi; iden­
ten als „Lex Schuth" ist unzutreffend. 

(Abg. Munzinger: Die dienstliche Bezeichnung? 
Etwa sonst?) 

- Nein, das ist keine dienstliche Bezeichnung, sonde rn 
das ist ein Erlaß des Herrn Ministerpräsidenten, der 
gegeben worden ist, um die erste Anstellung von Rich­
tern in gewisser Weise zu regeln, ein allgemeiner Er­
laß, über den man n a türlich r eden kann 

(Abg. Munzinger : Eine Zusatzfrage, Herr Minister!) 

und nach dem wir bisher verfahren sind . - Bitte! 

Abg. Munzinger: 

Stand zu der Zeit die Erstanstellung des Assessors 
Schuth an? 

Justizminister Sdmelder: 

Das kann ich Ihnen aus dem Handgelenk nicht sagen. 

(Abg. Munzinger: So!) 

Aber es ist möglich, daß diese Anstellung ebenfalls 
vorgesehen war. Ich möchte fests tellen, daß es ein Er­
laß allgemeiner Ar t ist, der nicht auf den speziellen 
Fall gemünzt war und angewandt wurde. 

(Abg. Munzi nger: Herr Minister, darf ich eine 
weitere Zusatz!rage s tellen?) 

- Bitte! 

Abg. Munzinger: 

Wird der Erlaß heute noch praktiziert? 
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Justizminister Schneider: 

Dei' r:rlaß ist. heute noch in Geltung! 

. .\bg. Munzinger: 

Wird er noch prnktiziert'! 

.Justizminister Schneider: 

.Jawohl! 

<Abg. Munzinger: Das ist sehr interessant!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! kh weiß 
nicht. was diese Frage soll. Ich habe schon ~esagt, daß 
ich auf all die anderen Fälle, die längst vergangener 
Zeit angehören und die damals ministeriell und par­
lamenlarist·h ordnungsgemäß erledigt worden sind, 
nicht noch einmal eingehen werde. 

Sie. haben dann gesprochen von der Klage des Herrn 
Mini;itel'ialdirigenten Dr. Wenz gegen das Land. k.h 
h11be von dieser Schadenersatzklage des Ministerial­
dirigenten Dr. Wenz gehört, möchte hier aber ausdrück­
lich erklären 

<Zuruf bei der SPD: Donnerwetter!) 

- wenn Sie auch „Donnerwetter " sagen -, d aß ich als 
DienRtherr des Beamten keine Möglichkeit habe, wegen 
dieser Klage gegen ihn vorzugehen. Jedermann, auch 
der Beamte, hat das Recht, die Gerichte um Hilfe an-
7.Ugehen, wenn er sich in seinen Rechten vel'letzt dünkt. 

(Abg. Munzinger: Wer bestreitet denn das?) 

DAs stPht <iu<'h in Artikel 19 Abs. 4 des Grundgesetzes. 
kh werde immer dafür eintreten, daß danach verfahren 
wird. selhst dann. wenn mir im Einzelfalle vielleicht 
etne Klage nicht gefallen sollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Mir sind kPinP Tatsachen <ius der Klageschrift mitge­
tf'ilt worden, die einen zureicl1enden Anhaltspunkt für 
ein I >ienstvergehen und dafür für ein Einsch1·eiten 
gegen den Beamten abgeben könnte. Ohne solche zu­
rei<'hl.'nd<:>n Anhaltspunkte einzuschreiten, würde be­
dt:'ll1<-'n Pin 7.1wh1 haus würdiges Verbrechen 1.u begehen, 
nilmlich nach § 344 StPO einen Unschuldigen zu ver­
folgPn; diese Bestimmung kennen Sie ja auch. Sie wer­
den mi1· ni<'hi zumuten. daß ich in dieser Weise agiere. 
Ein.- Veranlassung. mir die Klageschrift vom Gericht 
zu besch;iffen. habe ich nicht. Allein schon zur Vermei­
dung des Anscheins einer Einflußnahme auf ein ge-
1·ichtlicl1es Verfahren m uß ich das unterlassen. Der Herr 
MinistP1·pdi8ident, dem die Klage zugestellt worden ist, 
hat bis jetzt keine Veranlassung gesehen, mir Kenn tnis 
von dem lnhait der Klage zu geben. kh muß deshalb 
da\·•111 <iusg~hen und darf annehmen, daß die Klage 
keinen Inhalt hat, der irgendwelche dienstrechtlichen 
Folgerungen notwendig macht. 

<A bg. Munzinger: Das habe ich nie beh<1upt.et ~ -
Abg. Backes: Sie unterstellen ihm etwas, was er 

nie gesagt hat!) 

\Vciterhin -..•,rurde von dem Fall Drach gesprochen. 
Meine Damen und Herren! Das Parlament hatte im 
ve rgang<;nen Jahre e inen Untersuchtmgsau sschuß ein-

gesetzt zur Klärung der Fragen, wie es zur Einstellung 
und Be!öt'derung der genannten Herren gekommen ist. 
Ich war bisher der Meinung, daß diese Frage in diesem 
Untersuctnmgsirn~s<:trnß ebenfalls absch ließend und 
völlig geklärt und behat1delt worden ist. Sie hätten die 
Fragen, die Sie heute hier zum Teil gebracht haben, in 
diesem VPrfahren vor dem Unteri<uchungsaus..::chuß 
stellen können. Ich sehe keine Veranlassung, heute er­
neut darauf einzugehen. 

Sie haben weiterhin den Fall Glahn angeschnitten. Sie 
haben vom Verschwinden des Dl'iefes gesprochen . 

(Abg. Völker: Nicht den Fall Glahn! - Abg. Dr . 
Kohl: Aber w ö r t 1 ich ist das doch gesagt wor­
den! Das bt!Slreiten Sie doch nicht"! - Abg. Völker: 
Davon ist hinte1·he1· die Rede gewesen! - Abg. Dr. 
Skopp: Vom Akten-Verschwinden im Zusammen-

hang mit dieser Sache!) 

- Sie haben zunächst vom Fall Glahn gesprochen und 
erklärt, daß dieser Fall nicht zum Gegenstand Ihrer 
Erörterungen gemacht wil"d. 

(Abg. Völker: Na also! - Abg. Theisen [zur SPD 
gewandt] : Sie haben vier Namen genannt, dar­
witer auch Herrn Glahn! - Unruhe und Wider-

spruch im Hause.) 

Ich darf zu dieser Frage, die ja schon einmal Gegen­
stand einer Unterhaltung im Rechtsausschuß dieses 
Hohen Hauses war, folgendes erklären. 

Am 25. März 1965 ging beim Justizministerium ein Be­
richt des Generalstaatsanwalts in Zweibrücken mit einer 
Strafanzeige wegen Beleidigung gegen den Herrn Fi­
nanzminister mit Datu m vom 13. März ein. Bereits mit 
einer Verfügung vom 7. April wurde die Strafan zeige 
„an den Generalstaatsanwalt persönlich oder Vertreter 
im Amt" am 8. April in e inem verschlossenen Umschlag 
der Botenmeisterei des Justizministeriums zum Zwel.ke 
der Versendung übergeben. Der Brief ist nicht nn den 
Adressaten gelangt. Das ist die FeststelJun_g. 

Ich habe nach Bekanntwerden der Tatsache. daß dieser 
Brief nicht an den Adres~aten gelangt ist, sogleich um­
gehend dt>n Leiter der Strafrechtsabteilung. Herrn Mi­
nisterialrat Vorberg, angewiesen, die erforderlichen Er­
mittlungen einzuleiten und entweder den Br ief oder 
eine Zweitschrift der Strafanzeige beschaffen zu lassen. 
Da der Brief dann trotz der UntersuchungPn nicht auf­
gefunden werden konnte, is t am 18. Mai der General­
staatsanwalt aufgefordert worden, eine Zwei tschrift der 
Anzeige zu erbitten. Sie kennen den weiteren termin­
lichen Ablauf, so daß ich den nun nicht mehr im ein­
zelnen hier vorzutragen brauche. 

Ich sagte schon, die Nachforschungen nach dem ab­
handengeko.mmenen Brief sind a uch beim GenPral­
staatsanwalt in Zweibrücken a ngestPllt worden und 
sind negativ verlaufen. Ich habe dann zusätzlich, um 
völlig sicher zu gehen, was an sid1 nicht me.hr not­
wendig gewesen wäre, ein strafrechtliches Ermittlungs­
verfahren eingeleitet, das der 01.ien,laalsanwalt in 
Mainz unter meiner pcr~öniichen Verantwortung ge­
führt hat; auch hier ohne positives F.rgcbnis . Der Ober­
staatsanwalt hat das Ermittlungsvedahn•n eingeste llt. 
Die Presseerklärung, die der Obcn;taatsanwa lt dazu 
abgegeben hat, ist Ihnen bekannt. 

In verschiedenen Veröffentlichungen. darunter auch in 
einer überregionalen Zeitung, ii<t mir wegen des Ver­
lustes der Strafanzeige zum Vorwurf gemac.:l1t wurden, 
ich hätte den Vorfall nicht aufklä ren können, die Straf-
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anzeige sei nur angeblich nicht mehr w finden. Der­
artige Bemerkungen sind im Anschluß an die Tatsache, 
daß sich die Strafanzeige gegen einen Parteifreund von 
mir richtet, allzu durchsichtig. Die Anspielungen, ich 
hätte den Beanzeigten decken wollen, sind, gelinde ge­
sagt, törichte Unterstellungen, die ich als persönliche 
Beleidigung empfinden muß. 

(Abg. Dr. Skopp: Wer hat solche Anschuldigun­
gen erhoben, Herr Minister? - Abg. Dr. Kohl 
[zum Abg. Dr. Skopp]: Das hat er doch gerade 

gesagt!} 

Die plumpe Art solcher Anschuldigungen spricht weni­
ger für ein besonders geordnetes Denkvermögen, als 
vielmehr für eine böse Absicht. Und für eine solche 
Absicht, meine Damen und Herren, glaube ich, daß ich 
keinen Anlaß gegeben habe. Ich kann jemand nach­
sehen, wenn er mich persönlich nicht mag oder mich 
sogar für so dumm hält, daß ich mich so verhalte, wie 
es mir da vorgeworfen wird. Ich bemühe mich, auch 
noch Verständnis dafür aufzubringen, daß gelegentlich 
vom Justizminister verlangt wird, er solle sein eigener 
Briefträger sein, wenigstens aber sein eigener Ermitt­
lungsbeamter, der wie selbstverständlich Nachforschun­
gen nach verschwundener Post selbst anstellt. Das 
letztere würde mir zwar auf Grund meiner Vorbildung 
und meiner langjährigen Tätigkeit als Staatsanwalt 
noch gelingen, aber als Briefträger müßte ich ja wohl 
noch eine besondere Ausbildung durchmachen. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien. - Abg. 
Geisel: Sehr schön! - Abg. Völker: Ach du lieber 

Gott! - Abg. Dr. Skopp: Gott, wie billig!) 

Aber bei al!en Anspielungen hört mein Verständnis 
aur, wenn, wie es offen in einer Zeitung geschehen ist, 
die abwertende Behauptung aufgestellt wird, die Ein­
haltung der Rechtsstaatlichkeit in diesem Lande sei 
vielleicht nicht ganz gegeben, ja, mit der Justiz stimme 
etwas nicht. 

Die Justiz unseres Landes, ihre Richter, Staatsanwälte 
und Rechtspfleger sowie die Beamten der Justizver­
waltung erfüllen ihre Aufgabe genauso wie die Justiz 
anderer Länder auch; und sie verdienen meines Er­
achtens unser aller Vertrauen, aber auch unseren 
Schulz vor unqualifizierten Angriffen. 

(Starker Beifall der Regierungsparteien.) 

Ich halte derartige Angriffe für gefährlich, weil sie 
geeignet sein könnten, zwischen der Justiz als der 
rcchtsp1·cchcnden Gewalt und der Justizverwaltung 
ebenfalls einen Keil zu treiben. Ein solches Vorgehen 
wäre auch politisch nicht vertretbar. Es müßte zwangs­
läufig dazu führen, daß innerhalb der Justiz Unruhe 
und Mißtrauen gesät wird, daß die rechtsprechende 
Gewalt diffamiP.rt und in politische Zwistigkeiten ver­
strickt wird, und daß letztlich das Vertrauen des Bür­
gers in die Justiz erschüttert wird. Der stete diffamie­
rende Tropfen wird den Stein sicherlich auch höhlen. 
Und darunter wird die gesamte Ordnung leiden, letz­
ten Endes auch die Arbeit der Presse, vor allem aber 
auch die Pressefreiheit. Und ohne ein geordnetes Funk­
tionierc>n der Justiz, meine Damen und Herren, ist sie 
selbst in Gefahr. 

Warum füge ich das an? Weil ich aus den Ausführun­
gim des Herrn Abgeordneten Munzinger den Eindruck 
gewinnen mußte, daß er sich solche Äußerungen in der 
Öffentlichkeit gewissermaßen zu eigen gemacht hat, 

auch wenn er es nicht ausdrücklich hier erklärt und 
sich auf Pressemeldungen bezogen hat. 

(Beifall der Regierungsparteien. - Widerspruch 
bei der SPD. - Abg. Dr. Skopp: Das ist eine be­
wußte Unterstellung, Herr Minister! - Abg. Bek-

kenbach; Das ist gehässig!) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß ich damit 
die Vorwürfe, die der Herr Abgeordnete Munzinger im 
Namen seiner Fraktion hier vorbringen zu müssen 
glaubte, gebührend richtiggestellt habe. Ich darf Ihnen 
versichern, daß es von Anfang meiner Amtsübernahme 
an mein tiefstes Bestreben war, die Justiz als die 
Grundlage unseres Rechtsstaates in Ordnung zu hal­
ten, und daß ich bestrebt bin, Gerechtigkeit zu üben 
gegen jedermann, wie es das Prinzip der Justiz ist, 
ohne Ansehen der Person zu urteilen, zu verurteilen 
und freizusprechen. Ich habe mir nichts zuschulden 
kommen lassen während meiner Amtszeit, und ich 
glaube, daß ich solche - auch persönliche - Vorwürfe, 
wie sie hier gegen mich erhoben worden sind, nicht 
verdient habe. 

(Lang anhaltender stai-ker Beifall der Regierungs­
parteien.) 

Priisident Van Volxem: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Völker (FDP). 

(Abg. Völker: Das ist Dirigismus! - Lachen bei 
den Regierungsparteien.} 

Abg. Dr. Völker: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Demokratie lebt von der Diskussion, und 
sie lebt sicherlich auch von der Kritik. Diese Kritik ist 
aber immer nur dann von einer sinnvollen Bedeutung, 
wenn sie sich ausschließlich oder, wenn das nicht mög­
lich ist, doch nach Kräften an der Wahrheit orientiert. 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut!) 

Und das, meine Damen und Herren, habe ich bei den 
Ausführungen des Herrn Munzinger vermißt. Er hat 
Demagogie gemacht. 

(Starker Beifall der Regierungsparteien.) 

Nicht um der Wahrheit willen, sondern um des politi­
schen E!!ekts willen! Und das ist schlecht. 

Meine Damen und Herren! In dies<.'m Hause habe ich 
eines bisher bewundert und mit Freuden festgestellt: 
Wenn die Opposition Kr:-itik geübt hat, dann hat sie 
sich an der Wahrheit orientiert, und sie hat Dinge, die 
möglicherv.,·eise irgendwo einmal im Raume herum­
schwirren, nicht zum Gegenstand einer parlamentari­
schen Erörterung gemacht, sondern ich will hier - freu­
dig, muß ich sagen - anerkennen, daß das Niveau un­
serer Verhandlungen nicht nur in der Dialektik, 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut!) 

sondern in der Erkenntnis der Notwendigkeit ehrlicher 
und wahrer Kritik, 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut!) 

in allen Teilen dieses Hauses eindeutig ein hohes war. 
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Und heute wm erstenmal, Herr Munzinger, muß ich 
von Ihnen. als einem juristischen Kollegen, Feststellun­
gen hören. die nicht nur am Rande der Wahrheit sich 
bewegen, sondern die mit Zweideutigkeiten politische 
Effekte erzielen wollen, die einfach damit nicht erziel­
bar sind. Ich gebe Ihnen die Tatsachen! 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Sie wagen es, mit einem kleinen Schlenker zu erklä­
ren, in einem längst vergessenen und rechtskräftig 
abgeschlossenen Fall Bornmüller habe ein längst ver­
~torbener Justizminister eine Entscheidung getroffen, 
die nur deshalb so ausfiel, weil der Verteidiger des 

Meine Daml'n und Herren! Ich erkläre von dieser Stelle 
- ich war der Verteidiger! -, daß ich ni<.:ht ein einziges 
Wort mit dem Justizminister Be<.:her über den Fall 
Bornmüller jemals gesprocllen habe. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren! Was soll man davon halten, 
wenn einem Menschen ohne Anlaß und Grund die Mit­
wirkung an einer Abweichung vom Recht vorgeworfen 
wird? Auch ich habe als Anwalt die Verpflichtung, dem 
RN'ht zu dienen, und ich weiß besser als Sie, Herr 
Munzinger, daß es Unrecht wäre, auf Grund einer par­
teipolitischen Verbundenheit ein Urteil zu schelten 
oder eine Entscheidung justit.iPller Art herbeizuführen; 
ich habe mich an diese Grundsätze gehalten. Und es 
ist eine - ich möchte schon sagen - Niederträchtigkeit, 
hier dem verstorbenen - -

- Niederträchtigkeit! 

(Beifall der Regierungsparteien. -
Abg. Dr. Stor<.:h : Verleumdung!) 

- Justizminister Becher wie auch mir als einem Diener 
des Rechts zu unterstellen, daß wir in diesem rechts­
kräftig längst abgeschlossenen Fall in irgendeiner Form 
ge~en rechtsstaatliches Denken verstoßen hätten. kh 
muß mich hier ganz konkret als angesprochener Ver­
teidiger dieses Mannes gegen solche Unwahrheiten, 
nicht Halbwahrheiten, sondern Unwahrheiten, verwah­
ren. Sie haben gesagt, Herr Munzinger, es sei eine Ent­
scheidung getroffen worden, die verständlich wäre, weil 
der Verteidiger dieses Angeklagten dem Justizminister 
politisch nahestünde. 

Präsident Van Vob::em: 

Ich habe den zweiten Fall darzulegen. Sie spre<.:hen, 
Herr Kollege Munzinger, von der Rechtsstaatlichkeit 
und beschwören sie unter Anführung der uns auch 
bekannten Bestimmungen des Bundes- und des Lan­
desrechts. Sie sprechen von der Rechbst>iatliC'hkeit in 
einer Form, daß man glauben könnte, irgendwo und 
irgendwie sei sie gefährdet. kh muß Ihnen sagen, daß. 
wie Sie es hier zum Nachweis Ihrer allgemein hinge­
stellten Beschwörungen geboten haben, nicht der ge­
ringste Anlaß vorliegt, au! seiten der Justiz oder dieses 
Hauses die Rechtsstaatlichkeit in Zweifel zu ziehen. 

Ich beginne jetzt mit dem Fall, den Sie aus der Schub­
iade herausgeholt haben, mit der im Jahre 1952 begin-
nenden Angelegenheit, die der Herr Justizminister be-
reits als den sogenannten Fall Weber oder - wenn Sie 
wollen - auch W~z, abgehandelt hat. Ich will auch 
zu den Tatsachen im einzelnen nichts mehr sagen. Es 
ist an sich richUg, daß, wenn eine parlamentarische In­
stanz neben den Gerichten sich mit einem solchen FaH 
befaßt hat - zweimal befa!U hat -, man unterstellen 
darf, daß dieser Fall zu Ende geführt und zu Ende be­
sprochen ist, und daß er nicht bei jeder Gelegenheit zu 
irgendwelchen politischen Zwecken wieder hervorgeholt 
werden darf. 

Aber ich darf Ihnen dazu eines sagen: Sie haben im 
Zusammenhang mit diesem Fall den Begriff der Ka­
meraderie zweimal verwendet, allerdings jedesmal in 
der umgekehrten Ridllung. In Ihrer Fraktion, Herr 
Kollege Munzinger, sitzen sicher - wie in jeder anderen 
Fraktion - viele Frauen und Männer, die den Begriff 
der Kameradschaft sehr gut kennen und die wissen, 
daß Kameradschaft auch im Verhältnis des Vorgeord­
neten zum Nachgeordneten eine Selb~tverstiindlichkeit 
ist und, wenn sie nicht geübt würde, jedes Vertrauens­
verhältnis fehlen würde 

Wenn Sie nun diesen Begriff umfälschen in diese~ 
dumme Schlagwort der Kameraderie in diesem Zu­
sammenhang, dann müßte schon gesagt werden, daß 
hier die Kameradschaft. die im übrigen im § 97 des 
Beamtengesetzes in Form der Fürsorgepflicht veran­
kert ist, ernsthaft verletzt ist. Was sagen Sie? Sie sagen 
einmal, die Fürsorgepflicht, die Kameraderie also, sei 
so weit gegangen, daß die Fürsorgepflichl für den 
einen, nämlich für den Herrn Assessor Schuth, ver­
letzt worden sei, indem das Ju8tizministerium die Ka­
meraderie für den Herrn Wenz geübt habe. Nun wie­
derum hat der Herr Wenz die Klage gegen das Justiz­
ministerium erhoben. Nun sagen Sie: Ja, aber hier 
hätte doch das .Justizministerium etwas tun müssen 
- so etwa habe ich Sie vers tanden -, um ein solche::, 
unmögliches Verfahren - Wenz gegen das Land Rhein­
land-Pfalz - zu verhindern. - Wo bleibt die Logik? 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut~) 

Entweder sorge ich - und der Herr Justizminister hat 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- das mit Recht angesprochen - für meine nachgeord­
nelt'n ·-- - ---- -; - neten Beamten im Rahmen der gesetzlichen Bes tim­

(Abg, Dr. Völker: Nein! -
Beifall bei den Regierungsparteien.} 

Abg. Dr. Völker: 

lch werde naC'h Beendigung der Aufzählung der ein­
zelnen Fälle, die zu erörtern sind, Herrn Munzingcr zu 
einer Frage gerne zur Verfügung stehen! 

(Vereinzelter Beifall bd der CDU.) 

mungen oder icti sorge nicht. 

Ein weiterer Fall ist der Falt Wienecke. Sie monieren 
auf der einen Seite, daß der Herr Justizminister es zu­
gelassen hat, daß gegen diesen Staatsanwalt - den 
Ersten Staatsanwalt Wienecke in Koblenz - ein Ver­
fahren wegen Verfolgung Unschuldiger eingeleitet wor­
den ist und vermissen hier die Kameradschaft, wäh­
rend Sie auf der anderen Seite sagen: Dieser gleiche 
.Tustizminister oder sein Vorgänger hätten Kameraderie 
geübt, indem sie diesen Staatsanwalt in sein Amt ge­
bracht hätten. -
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Wenn überhaupt der Begriff „Kameraderie" einen Sinn 
haben soll, dann kann er doch nur so gewertet werden, 
daß er in Kenntnis einer Unrechtmäßigkeit die Ver­
uuudenheit - die kameradschaftliche Verbundenheit -
Üb(•r das rechtliche Prinzip stellt. 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut!) 

Nur dann gibt es überhaupt einen solchen Begriff. Wenn 
Sie das aber sagen wollten, dann waren diese Bei­
spil'le zum mindesten sehr schlecht gewählt. 

Sie, Herr Kollege Munzinger, haben nicht - wie Sie 
eben protestierend ablehnen, gesagt zu haben - nur 
von einem Fall des Verschwindens eines Briefes ge­
sprochen, sondern Sie haben ganz klipp und klar - ich 
habe es notiert - von dem „Fall Glahn" gesprochen, 

1 

(Abg. Dr. Kohl: Genau das hat er gesagt!) 

der nicht nur eine Randerscheinung angesichts der von 
Ihnen angeblich vorgetragenen schweren Vorwürfe 
gegen die Justiz sei, sondern in dieses Ganze sauber 
hineinpasse. So etwa haben Sie gesprochen. 

(Oho-Rute bei der SPD.) 

Wäre es nicht fair gewesen, Herr Kollege Munzinger, 
wenn Sie in diesem Hause zu Beginn Ihrer Erklärun­
gen nicht nur einem Minister, sondern auch Kollegen 
dieses Hauses gegenüber erklärt hätten, daß dieser 
Fall Glahn ausgestanden ist; daß es einen Fall Glahn 
justitiell überhaupt nicht gibt, sondern daß das Ver­
fahren gegen ihn eingestellt wurde, weil ein strafrt!cht­
lich relevantes Verhalten nicht vorliegt? Wäre es nicht 
fai r gewesen, nicht nur von einem Fall Glahn, unter 
vielleicht einer gewissen Abstellung auf die sachliche 
Unkenntnis vieler der Zuhörer, zu sprechen, sondern 
zu sagen: Diesen Fall Glahn gibt es nicht. und jusli­
Uell hat es ihn auch nicht gegeben, denn die Feststel­
lung der rechtskräftig entscheidenden Instanz geht 
dahin, daß ein kriminelles Verhalten niemals vorge­
legen hat? - Das wäre fair gewesen. 

Und nun - mit zwei Zungen zu reden - Herr Munzin­
gcr, einmal zu sagen, ich werfe dir, Justizminister, ja 
gar nicht vor, daß du so blöd bist, einen Brief selber 
verschwinden zu lassen, aber weiter: diese Briefaffäre 
sei doqi iio haarsträubend, daß man sie im Zusammen­
hang mit dieser Rüge des Justizministeriums bringen 
müsse. ist wiederum unfair. 

Ich bin der Auffassung, solche Halbwahrheiten, Ver­
drehungen und Unwahi·heiten sind nicht geeignet - -

(Zuruf von der SPD: Ist denn der Brief wieder da?) 

kh dar! Ihnen dazu sagen, meine Damen und Her­
ren: Der Brief ist nicht da! - Das wissen Sie von dem 
Herrn Justizminister! 

(Unruhe und Bewegung bei der SPD.) 

Dieser Brief ist einem Beamten - -

(Zuruf von der SPD: Das ist die h albe Wahrheit!) 

- Das geht docll den Justizminister nichts an! Wenn er 
ordnungsgemäß einem seiner - -

(Widerspruch bei der SPD.) 

- Dann bitte, versuchen Sie in einem Untersuchungs­
verfahren gegen den Empfänger dieses Briefes, gegen 
den Boten, ein Verfahren in Gang zu bringen. 

Aber wohin kommen wir denn, wenn wir einen Behör­
denleiter zum Boten nehmen wollen, der, wie er selbst 
richtig sagte, als Briefbote nicht ausgebildet ist'! Es 
ist sicher richtig, wenn er nicht von Hand zu Hand 
Briefe übergibt, sondern sie in den ordentlichen Vcr­
sendungsgang gibt. Wenn Sie auch h<'ute noch - ich 
el'sehe das aus Ihrer Anfrage - den Eindruck (•rwck­
ken oder behaupte n wollen, als sei der Justizminister 
in irgendeiner Form durch Unterlassen der Dienstauf­
sicht an dem Verschwinden dieses Briefes bdeiligt. 
dann müßte ich darüber noch etwas sagen. Wenn Sie 
aber durch Ihren Herrn Munzingcr und durch Ihren 
Herrn Dr. Skopp erklären: das machen wir dir, Justiz­
minister, ja gar nicht zum Vorwurf -, dann meine ich, 
sei dieser Aufhänger an dem Fall Glahn doch sehr un­
geeignet, um hier die Rechtsstaatlichkeit anzusprechl'n, 
von der die Rede ist. 

Wir haben weiter gehört, daß der Fall Schuth - Schuth 
ist mir persönlich gut bekannt, ein Mann, den ich 
außerordentlich hoch schätze - erörtert werden müsse. 
zumindest weil ein Verfahren gegen ihn im Gange sei. 
Ich weiß von Herrn Schuth selber, daß niemals und zu 
keiner Zeit irgendwelche Nachteile für ihn entstanden 
sind. Ich weiß, daß kein Verfahren gegen ihn schwebt. 

Was sollen wir also davon hallen, wenn wir hier mit 
Fällen konfrontiert werden, die bei Licht besehen -
ohne jede Brille auch für den Her rn Munzinger er­
kennbar - überhaupt keine Fälle sind, sondern nur 
aufgezählt werden, um hiel' Erwägungen anzustellen, 
die nicht am Platze sind? 

Herr Kollege Munzinger! Ich dar f mir dazu e in Wort 
persönlicher Art erlauben. Wenn Sie aus der Stärke 
Ihrer rechtsstaatlichen Überzeugung, aus Ihrer Ge­
samthaltung sich verantwortlich fühlten für die Rechts­
staatlichkeit und !ür die Anwendung der Rechtsstaat­
lichkeit im Justizministeriu m, dann würde ich Ihnen 
in der Tat manches nachsehen. Aber Sie wissen so gut 
wie ich, Herr Munzinger - und das muß hier auch e in­
mal ausgesprochen werden -, daß Sie es sind, der ge­
genüber einem Urteil des Verwaltungsgerichts erklär t 
hat: An solche Anordnungen des Verwaltungsgerichts 
halte Ich mich nicht. -

(Widerspruch bei der SPD. -
Starker Beifall bei den Regierungspartden.) 

Sie wissen, Herr Munzinger, daß, als Sie eine einst­
weilige Verfügung beantragt haben, um der FDP zu 
untersagen. sie möge den Vorwurf, Sie hielten sich 
nicht an rechtsstaatliche Grundsätze, zurücknehmen, 
das Gericht Ihrem Ersuchen nicht sta ttgegeben hat. 
Die FDP ist heute wie immer berei t, in der Lage und 
auch Rechtens dazu berufen, zu erklären, daß Sie es 
sind, Herr Kollege Munzinger, der in seinem Amtsbe­
reich die Rechtsstaatlichkeit nicht achtet! 

(Starker Beifall bei den Regierungsparteien. -
Abg. Dr. Kohl: Das ist der Ankläger, der h ie r 

aufsteht!) 

Wenn Sie dann aber den Mut haben, hier au! dieses 
Podium zu gehen, um die Rechtsstaatlichkeit zu pc­
schwören, dann muß ich sagen, sollten Sie nur solche 
Fälle ansprechen, die dann auch mit Nagel und Ham­
mer und mit aller Deutlichkeit begründet sind. Sie 
sollten nur solche Fälle nennen, die in allen nachprüf­
baren Voraussetzungen Bedenken gegen die Rechts-
staatlichkeit zulassen. · 

Was Sie hier vorgetragen haben, die alten Kamellen 
aus den Jahren 1958 und 1959, genauso wie das, was 
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in der jüngsten Zeit dazu vorgetragen wurde, ist in 
gar keiner Weise .geeignet, auch nur den geringsten 
Vorw urf gegen die Justiz im allgemeinen - das hat der 
Herr .Ju~ti 1 mini~tE>r schon gesagt-, aber auch gegen die 
Verwaltung der Justiz im besonderen in irgendeiner 
Form zu recht.fertigen. Ich bin der Auffassung, dieres 
Haus ~ollte es sich versagen. mit Halbwahrhdten und 
Unwahrheiten Argumente gegen irgendeine Persön­
lichkeit w konstruieren. Wenn Sie den Justizminister 
nicht mögen - das ist Ihr gutes Recht, und er selbst 
hat es eben auch angesprochen -, dann haben Sie die 
Möglichkeit, diesen Justizminister in irgendeiner parla­
me ntarischen F'orm anzugreifen. Sie haben vor allem 
die Möglichkeit - und das mache ich Ihnen zum Vor­
wurf, davon keinen Gebrauch gemacht zu haben-, nach 
Artik<.>l 91 mit zwanzig Mitgliedern dieses Hauses jeden 
Fa ll, den Sie für wesentlich halten, einem Untersu­
chung:sau~:schuß zu unterbreiten. Hätten Sie in einem 
der hier von Ihnen vorgetragenen Fälle eine solche 
Untersuchung herbeigeführt, dann hätte der Ausschuß, 
der mit allen Möglichkeiten der Zeugenvernehmung, 
der Urkundenherbeiziehung und dergleichen ausgestat­
te t ist, die Richtigkeit Ihrer Darstellung ü berprüfen 
können. Aber so sind die Behauptungen rein zufällig. 
Soweit sie beispielsweise den FaH Bornmüller angehen, 
i st. dieser von mir beantwortet worden, weil kh den 
Sa('hverha lt kennP.. Wenn ich nicht im Hause gewesen 
w äre. hMte vermutlich kein einziger unter den anwe­
senden Parlamentariern sagen können, was es über­
haupt auf sich hat mit diesem .F'all Bornmüller. Viel­
le icht haben Sie das für zweckmäßig gehalten. 

Präsident Van Volxem: 

Würden Sie eine Frage des Abgeordneten Dr. Sk.opp 
<SPD) beantworten? 

A bg. Dr. Völker: 

S icher! 

Abg. Dr. Skopp: 

H err Kollege Dr. Völker, sind Sie der Meinung, daß 
e iner, ganz egal, in welchem Fall und aus welchen 
Gründen auch immer, gegebenenfalls zu beantragen­
den Einsetzung eines Untersuchungsausschusses nicht 
e ine parlamentarische Debatte im Plenum vorausgehen 
muß"? 

Abg. Dr. Völker: 

Ich bin die ser Überzeugung nicht. Die Verfassung un­
sei·es r .andes erklärt hier ausdrücklich, unter welchen 
Voraussetzungen ein Untersuchungsausschuß tätig zu 
werden ha t . Da steht nichts davon, daß vorher im 
T .!'l ncHag darüber debattiert werden müsse. Deshalb ist 
cl.as durchaus zulässig. Wenn sich ein ernstha!l z.u be­
g1ilndende r Vorwur! beispielsweise gegen einen Mini­
ster ergibt, würde ich es für fair halten, zunäch::;l die 
Untersuchung durchzuführen und dann den Minister 
am:ugre ifen. Ich würde aber nicht zuerst auf die Tri­
büne des Landtages gehen, um mit unbewiesenen oder 
sogar unzutreffenden Behauptungen diesen Mann im 
Ansehen der Öffentlichkeit herabzusetzen. 

Präsident Van Volxem: 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Skopp! 

Abg. Dr. Skopp: 

Herr Kollege Dr. Völker! Sie sind sich doch klar dar­
über, daß wir hier nicht den Herrn Minister S chneider 
angreifen, als Person schon i?ar nicht, und a uch nicht 
als Minister der Justiz, sondern Herr Kollege Mun­
zinger hat ja deutlich gesagt, worum es ging. Sind Sie 
sich nicht bewußt , Herr -Kollege Dr. Völker, daB ich 
meine Frage nicht formal beantwortet wissen wollte. 
sondern politisch materiell-inhaltlich vom Verfahren 
her? -

(Unruhe und Dewegung bei de n Regierungs­
parteien. - Justizminister Schneide r : Ich bin doch 

de1· Chef dieses Hauses.) 

Abg. Dr. Völker: 

- Verzeihung, i<'h war anges prochen, Ht"rr Minis1E>I' 
Schneider. 

(Abg. Dr. Skopp : Sie waren zu der dama ligen 
Zelt nicht der Chef des Minist eriumi<!) 

- Herr Kollege Dr. Skopp, der vortragende Kollege 
Munzinge r hat im Anfang seiner Erklärungen gesagt 
- ich habe es mir wörtlich notiert, es s teht ja auch im 
Protokoll -

(Abi:!. Dr. Skopp : Darf ich meine F rage wieder­
holen?) 

- Ich wi:-iß, worauf Sie hinaus wollen. Ich sage es Ihnen. 
Er hat gesagt: Die Persönlichkeit des Justizmin iste r s 
lJedarf einer besonderen Freiheit und besonderer Per­
sönlichkeitswerte. Das, was hitn gel>uteo worden ist 
- ich wiederhole es jetzt dem S inne nach frei -. i;;t 
provinziell eng und durch K amer:\derie beeinflußt .. 

(Abg. Dr. Kohl : Genau so ist es gesagt wo rden!) 

Diese Erklärungen, 

(Abg. Dr. Kohl : Und noch mehr!) 

Sie können es nachlesen, sind abgegeben worden. Wenn 
sie sich nicht, Herr Kollege Dr_ Skopp, gege n die Per­
son richten, dann weiß ich nicht mehr, we lche Erk\ä­
rwigcn man abgeben soll, dami t e in Minister s ich an­
gesproehen fühlt! 

(Sta rker Be ifa ll bei d en Regierunl(sparteien.) 

Prisldent Van VoJxem: 

Eine zweite Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Skopp! 

Abg. Dr. Skopp: 

Ich bedauere sehr, Herr Kollege Dr. Völker, daß Sie 
meine Frage offenba r nicht verstanden und auch nicht 
beantwortet habe n. Ich möchte es noch einmal in einer 
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anderen Weise formulieren. Wäre es Ihnen lieber ge­
wesen und hätten Sie es für fairer gehalten, wir hät­
ten wie Ziethen aus dem Busch einen Untersuchungs­
ausschuß für den Herrn Justizminister beantragt, ohne 
im Plenum über den Sachverhalt diskutieren zu lassem? 

Abg. Dr. Völker: 

Das würc mir selbstverständlich sehr viel lieber ge­
wesen. Das habe ich als Anwalt des Reclits nicht nur 
immer vcrh'eten, sondern ich habe es auch so gelernt 
in meiner justitiellen Ausbildung, daß man sich erst 
dann zu solchen massiven Vorwürfen der Kameraderie 
und der provinziellen Enge berufen fühlen kann, wenn 
man das Material gesichtet und geprüft hat. Ich sehe 
den Anstand und die Eh1·e eines Parlamentariers, Herr 
Dr. Skopp, darin, daC er nicht um eines persönlichen 
Effektes willen jemanden angreift, sondern daß er ihn 
nur dann angreift, wenn er fundiertes Material hat, 
mit dem er dann aber auch bestehen kann. 

(Lebh<iflt>r Bcifall bei den Regierungsparteien.) 

[ieIT Munzinger, wenn Sie noch Fragen haben, stehe 
ich zur Verfügung. 

Präsident Van Volxem: 

flerr Abgeul'dnetcr Munzinger, haben Sie noch eine 
r'ruge'! 

(Abg. Munzinger: Nein, ich wollte mich zum Wort 
melden!) 

J.o.:s lic„'gt no1.:h eine Wortmeldung des Abgeordneten Thei­
sen !CDU) vor, die vorgeht. Der Herr Abgeordnete 
Theisen hat da::; Wort. 

Ab~. Thdsen: 

Hcn P1·iisident ! Meine sehr verehrten Damen und Her­
l'cn ! Nach dieser sehr lebhaften Debatte darf der Spre-
1.:her der CDU-Fraktion zunächst hier zum Ausdruck 
bringen, daß wir, die CDU-Fraktion, zum Herrn Justiz­
ministC'r Schneider das volle Vertrauen haben. 

(Bcifull bei den Regiernngsparteien.) 

Sehr geehrter Herr Minister! Sie haben in Ihrer Amts­
füht·ung in den vergangenen Jahren ein nicht leichtes 
Amt uusgcübt. Ich darf nur hier verweisen auf die 
Schwierigkeiten, die Ihnen allein im letzten Jahre ent­
~tanden sind, Schwierigkeiten, die teilweise durch 
völlig zu Unrecht erhobene Verdächtigungen gegen 
Sie entstanden sind. Ich muß sagen, gerade das, was 
Sie heute hier gezeigt haben, Ihr Auftretcm im Parla­
ment von Rheinland-Pfalz, veranlaßt mich, an den 
Anfang meiner Ausführungen die Worte zu stellen, 
d<iß der Vorwurf einer Quantit& negligcable ganz sicher 
zu Unr<>c.:ht erhoben wi1·d in bezug auf Ihre Person. 

(Beifall bd den Regierun~sparteien.) 

ll!h d<H'f hier einschließen die Personen Ihrer Vorgän­
ger. Wenn man behauptet, das Justizministerium habe 
in der Geschichte dieses Landes Rheinland-Pfalz im­
mer als l"ine quantite negligeable gegolten, so soll man 
Bcwc' isl' di:\für antreten, bezogen auf Personen der 

Herren Justizminister Süsterhenn, Bechet', Westenber­
ger und Schneider. Kein einziger Beweis ist hier von 
Ihnen, Herr Kollege Munzinger, überhaupt angetreten 
worden. Diese Beweise dürfen nicht im allgemeinen 
Geraune, in Verdächtigungen und Vermutungen liegen, 
sondern im Sachtatbestand, vielleicht auch in der mensch­
lichen Qualifikation. Wir kommen zu dem Ergebnis, 
daß wir gar keine Veranlassung haben, Ihren diesbe­
züglichen Verdächtigungen in irgendeiner Weise zu 
folgen. 

Meine Damen und Herren! Es er~chcint mir auch not­
wendig, hier an den Anfang der Betrachtungen der 
CDU-Fraktion dieses Hohen Hauses die Feststellung 
zu setzen, daß wir den Richtern, Stautsanwälten und 
allen öffentlichen Bediensteten in diesem Lande, also 
dem gesamten Bereich der Justizverwaltung, ebenfalls 
das uneingeschränkte Vertrauen aussprechen, 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

angesichts dessen, daß man hier vom grünen Ast auf 
der einen Seite und vom dürren Ast auf der anderen 
Seite gesprochen hat und so tut, als könnten die Ver­
hältnisse in unserem Lande in rechtsstaatlicher Bezie­
hung nicht in Ordnung sein. 

Meine Damen und Herren! Was hier heute morgen vom 
Herrn Kollegen Munzinger - erstmals übrigens, daß 
ich mich erinnere, ich gehöre diesem Hause seit 1959 
an - in dieser Schärfe - nicht nur Schärfe, das wollen 
wir ja -, mit dieser Übertreibung, mit diesen falschen 
Akzenten, mit Unwahrhaftigkeiten, woraur mein Herr 
Vorredner bereits hingewiesen hat, 

(Abg. Vöiker: Oho, das ist eine Beleidigung!) 

dargestellt worden ist, das grei1t so sehr in die Ver­
pflichtungen eines Parlaments, in die Aufrccliterhal­
tung, die Perfektionierung, die Vervollkommnung des 
Rechtsstaates ein, daß wir es nicht unwidersprochen 
hinnehmen dürfen. Es ist aber nicht so, daß sich der 
Rechtsstaat nur zu bewähren und zu vollziehen hat 
im Bereiche des Strafrechts. Alles, was im staatlichen 
Leben vor sielt geht, ist ein Ausschnitt dieses Rcclit~­
staates, der Rechtsausübung. Und es gehört auch zum 
Rechtsstaat, daß wir als Parlament nichts veranlassen, 
was den Rechtsstaat in Frage stellt. 

(Beifal! bei den Regierungsparteien. - Abg. 
Dr. Skopp: Sehr richtig!) 

Ich komme noch auf die Einzelheiten. insbc;;ondere 
in der Diktion in einem solchen Hause. Ich habe viele 
Debatten hier erlebt, besonders im Justizbereich mit 
Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Herren von der 
SPD. Sie werden es mir sicher nach~ehen, wenn ich 
einigermaßen überrascht war über die Art und Weise, 
wie Ihr Sprecher hier persönliche Vorwürfe gegen aHe 
Seiten erhoben hat, unter anderem auch gegen den 
Vorsitzenden unserer Fraktion, Herr Dr. Kohl, als er 
zum Ausdruck brachte, daß es ihm um rein<'! Macht­
politik gehe, daß die parteipolitische Machtfrage im 
Vordergrund stünde und nicht die Sachfrage bei der 
Besetzung von Beamtenpositionen. Wörtlich sagten Sie 
- ich zitiere aus Protokoll, Herr Kollege - : 

Zum Herrn Dr. Kohl gewandt: Docli, Herr Dr. Kohl, 
die bestimmenden Politiker, zu denen wir Sie auch 
schon zählen, bekundeten damit eine bedenkliche 
Geisteshaltung. Diese Geisteshaltung beweist näm­
lich <:>ine bisher nicht b~wußte Vernacillässigung der 
dritten Kraft in unserer s tuatlichen Ordnung. Diese 
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gc1·ade fü1· das Staatsbewußtsein entscheidende Kraft 
ist die Rechtsprechung. 

An <mderer Stelle heißt es: 

Hier möchte id:l auf die Äußerungen des Herrn Dr. 
Kohl vom gestrigen Tag eingehen, als er von Par­
t ei- und Pernonalpolitik sprach. Außerhalb des Be­
reiches der anerka nnten parteipolitischen Beamten, 
wie zum Be ispiel Staatssekretäre oder Oberl.Jürget­
meiste1-, auch Bürgermeister, sollten die Parteien aus 
Respekt vor de r Verfassung ihre pcrsonalpolitischen 
Manipulationen - das Wort ist hier in der Diskus­
sion bereits abgehandelt worden - lassen. Herr Dr. 
Kohi hat soiche Manipulallonen voegestern hier aus­
drücklir:h ~l s. <iemokratisch legitim erklärt. 

Das, Herr Kollege, ist die bare Unwahrheit, wie Sie aus 
dem Prntokoll nachlesen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

DHs Gegenteil ist erklärt worden. genau das Gegen­
teil von dem. Es ist nämlich klar herausgestellt wor­
den, daß für die Besetzung der Positionen in unserem 
Lande die Sachfragen im Vordergrund stehen. Nichts 
anderes können Sie verstanden haben. Ich weiß nicht, 
welches Protokoll Sie gelesen oder was Sie hier mit 
angehört haben. 

Präsid"nt Van Volxem: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord­
neten nr. Skopp (SPD)? 

Abg. Theisen: 

Einverstanden. gerne! 

Abg. Dr. Skopp: 

Darf ich fragen, auf welches Protokoll Sie sich bezie­
hen? Herr Kollege Munzinger bezieh t sich auf das Pro­
tokoll. in welchem der Herr Kollege Kohl erklärt hat, 
daß die Besetzung des pfälzischen Regierungspräsiden­
ten durch einen Sozialdemokraten deswegen nicht ge­
schehen konnte, weil die CDU keinen Sitz im Auf­
sichtsrat eines Ind ustrieunternehme ns erhalten hat. 

(Oho-Rufe und lebhafte Unruhe bei den 
Regierungsparteien.J 

Darauf bezieht sich der Herr Kollege Munzinger. Darf 
i<.:h fragen, ob Sie ein anderes Protokoll meinen? 

(Abg. Dr. Kohl: Herr Präsident, idl lege Wert 
auf die Feststellung, daß überhaupt von mir kein 
Protokoll gesehen wurde. Folglich kann sich der 
Herr Munzinger auf kein Protokoll beziehen. 

Das ist ausgeschlossen!) 

Präsident V&n Volxem: 

Die Frage war an den Herrn Abgeordnete n Thcisen ge­
riC'htet. 

Abg. Theisen: 

Die an mich gedchtete Frage hP<mtworte id1 folgender­
maßen. Ich beziehe mich auf das Protokoll von heute 
vormlltag, das Herr Kollege Mun..:inger hereit.s gesich ­
tet hat. 

(Abg. Dr. Skopp: He t·r Präsident, zur Geschäfts­
ordnung! - Abg. Munzlnger : So entgegenkom­

mend bin ich !) 

Präsident Van Volxem: 

Ich gebe Ihnen das Wort zur Geschaftsordnung, nach­
dMn d„r Redner geendet hat. 

CAbg. Dr. Skopp : Jawol11, einverst.anden!) 

Abg. Thcisen: 

Meine Damen und Herren 1 Ich sprach von der Diktion, 
die in diese:. Haus eingezogen ist, allerdings erst seit 
heute morgen. Ich darf h ier der Erwartung Ausdruck 
geben, daß wir wieder zu einer sachlichen Betrachtung, 
auch der Justizangelegenheite n, zurückkehren. Wie soll 
es denn werden mit dem Vertrauen, das für die Jus tiz 
so nötig ist, wenn hier die These von Lieschen Müller 
von Ihnen, Herr Kollege Munzinger. aufgestellt wird. 
E;; i;;t .:war so. daß mögllcherweise derartiges einmal 
gesagt wurde. Aber dann kann man sich d och nicht als 
verantwortliC'her Sprecher einer Fraktion hier vor das 
Landtagsplenum stellen und das wiederholen. Ich wäre 
froh darwn, wenn die Fraktion der SPD Gelegenheit 
n ähme, sich von diesen Schih'Cen und Übcrtreibungtm 
zu distanzieren, damit wir wieder zu einem anderen 
Stil parlamentarischer Iletrachlungen. auch zum Justiz­
haushalt, kommen. 

(Beifall bei den RegierungsparteiPn.) 

Der RechtHstaat ist angesprochen, meine Damen und 
Herren! Ich fühle mich gehalten, in sachlicher Weise 
auf die Fragen einzugehen, die in dem Vortrag des 
Kollegen Munzinger nicht nur am Rande eine Rolle ge­
spielt haben. Ich darf zunächst hinweisen auf meine 
grundsätzlichen Ausführungen zur Frage des Legali­
tätsprinzips und des Weisungsrechts. die ich am 13. De­
zember 1960 vor diP.sem Hohen Hause gemacht ha be. 
Idl. habe das, was ich damals vorgetragen habe. noch 
einmal überlesen. Ich könnte das hier Wort für Wort 
wiederholen, muß aber um der Klarheit des Ausgangs­
punktes willen folgendes feststellen. Es ist selbs tver­
ständlich, ctaß sich die Strafverfolgung in den Bahnen 
des sachlichen Rechts zu halten hat. Das Ziel jeder 
Strafmaßnahme muß sein, der Wahrheit und der Ge­
rechtigkeit zum Erfolg zu verhelfen. Dieses Ziel wird 
zunächst einmal dadurch erreicht , daß man in die Posi­
tion der Staatsanwaltschaft einen Mimn entsendet, der 
die große Richterprüfung bestanden ha t und der als 
Volljurist dieses Amt ausübt. 

Nun, meine Dame n und Herren, damit ist jedoch noch 
keinesfalls erreicht, wie Sie alle wissen, daß das Rech t 
bereits voll gcwäh l"leistet erscheint. Wir alle sind Men­
schen, und den Irrtümern, denen auch ein Staatsan­
walt unterworfen is t, müssen wir Rechnung tragen. Es 
gibt zwar das Anklagemonopol bei der Staatsanwalt­
schaft, es gibt aber nicht das Monopol der Wahrheit 
und der GerechLigkeit. Um Wahrheit und Gerechtigkeit 
muß stets neu gerungen werden. 
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Aus dieser Feststellung leitet sich zwangsläufig die 
Notw1mdigkeit ab, im Wege des Weisungsredlts, das 
hie!' von Ihnen berührt worden ist, Entscheidungen 
dct• untergeordneten Verfahrensbehörden - Anklage­
bchiirden - anzufechten. im Wege dieser Aufsicht also 
dns Lcgalität~prinzip zu gewäh1·Ieisten. Natürlich kön­
nen auch dabei Fehler passieren. Genauso, wie ein An­
geklagter sonst, ohne Weisung des M·inisteriums, zu 
Unrecht in ein Verfahren verstrickt werden kann -
das kommt doch häufig vor -, kann auch durch eine 
suchlich nicht t•ichtigc Weisung des Ministeriums je­
mand zu Unrecht in ein Verfahren einbezogen werden. 

Wenn ich das feststelle, meine Damen und Herren, 
dunn mache ich damit niemandem einen Vorwurf, so 
wie es hier geschehen ist, sondern ich befasse mich nur 
mit den Unzulänglichkeiten, die bei einer von Men­
~chcnhand bedienten Rechtspre<:hungsmaschinerie nun 
einmal ständig passieren und die wir nur abzuwenden 
vermö,qcm, wenn wir uns alle bemühen, wobei letzte 
Zweifel niemals ausgeschlossen werden können. Und 
ich meine, es sei genauso legitim, von den Schwierig­
keiten eines Menschen zu sprechen, der zu Unrecht 
in ein Ermittlungsverfahren durch einen Staatsanwalt 
hineingezogen wird - w;is ich aber dem Staatsanwalt 
nicht zum Vorwurf machen kann, weil er ja zunächst 
einmal untersuchen muß -, wie von den Schwierigkei-
1en, die dem anderen geschehen, der dann im Auf­
si<:hlswcgc in das Verfahren einbezogen wird. Das ist 
keine Rechtfertigung, aber der Versuch, die Sache ob­
jektiv in den Griff zu bekommen, um zu zeigen, daß 
wir, auch wenn einmal die Weisung eines Justizmini­
sters oder eines Ministeriums in sachlicher Hinsicht 
falsch gcw<.-:;en sein sollte, uns auf dem Pfad der 
menschlichen Unzulänglichkeiten befinden. 

So allein sollten wir das betrachten und sollten zu­
uleich damit zum Ausdruck bringen, daß die Weisung 
vom 8. Mai des Jahres 1959, um die es hier gegangen 
ist, ja doch auch n<ich I h r e n Ausführungen, Herr Kol­
lege, recht vereinzelt dasteht - zu dem anderen Fall 
hat hier ja bereits mein Kollege Dr. Völker alles Notwen­
dige gesagt -, während in der ganzen Justizgeschichte 
dieses Landes von Anbeginn bis heute wir doch eine 
äußerste Befriedung festzustellen haben. Und wenn 
wir dunn hinzunehmen, daß - und das ist doch eine 
Tatsache - im Bereich des Justizministeriums seit etwa 
drE:'i .Jahren eine andere Aufgabl•nverteilung eingett·e­
lcn ist, dann kann doch eigentlich kein Anlaß bestehen. 
dicsl' Dinge so hochzuspielen, wie Sie es getan haben. 
Fü1· die Fraktion der CDU kann ich Ihnen jedenfalls 
erklären, daß wir keinen Anlaß sehen, aus den An­
griffon gegen das Justizministerium diese Nachteile für 
die gesamte Rechtssprechung und den Rechtsstaat her­
zuleiten, wie Sie es in Ihren Ausführungen getan ha­
ben. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Präsident Van Volxem: 

Zunächst hat das Wort zur Geschäftsordnung Herr 
Ab,..:eordnetcr Dr. Skopp (SPD). 

Abg. Dr. Sko1>P: 

Ich darf vom Platz aus sprechen. Herr Präsident, ich 
bitte Sie !ür die sozialdemokratische Fraktion - und 
:::ichcrllch werden die a nderen Fraktionen das a uch ha-

ben wollen -, uns das Protokoll über die Ausführungen 
des Herrn Kollegen Kohl vom Montagnachmittag zur 
Frage der Besetzung der Stelle des pfälzischen Regie­
rungspräsidenten vorab ausfertigen :w lassen. 

Präsident Van Volxem: 

Es wird so schnell wie möglich geschehe11. - Das Wort. 
hat Herr Abgeordneter Munzinger (SPD). 

Abg. Munzinger: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Ich glaube, daß di.e Aufregung gar nicht nötig ist. 
Sie beweist nur, daß von einer Sache gesprochen wurde, 
die selbst so aufregend ist, daß wenn sie in Zwei­
fel gerät, wir alle sehr lebendig werden. Es geht näm­
lich um die Frage der RcchtspOege. 

Ich habe aber nicht, Herr Thelsen, irgendwC'lchc An­
griffe nach draußen gerichtet, sondern habe - und ich 
wußte, was ich tat - diese Debatte auf mich gezogen 
in Abwehr gewisser Dinge, die aus dem Justi7.mini­
sterium über Jahre hinaus in die Rechtspflege getragen 
wurden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Und ich bin überzeugt, daß die Mitglieder d('r Rechb­
pflegc das auch anerkennen. 

Herr Justizminister Schneider! Sie werden sich erin­
nern, daß ich es war, als ich vor zwei Jahren hier 7.Um 
Justizetat sprach, der Ihnen ganz besonders. auch per­
sönlich, das Vertrauen in Ihre Amt~führung aus­
sprach. Sie wissen aber auch, daß wir, als wir bei 
Ihnen im Ministel'ium waren, und zwar auf Ihre Bit­
ten hin - es waren ja noch zwei Kollegen aus der 
SPD-Fraktion dabei -, keinen ZweiCcl, jedenfalls ich, 
gelassen haben an der grundsätzlichen Bedeutung, die 
wir den Vorgängen aus der Vergangenheit wegen der 
Aktualität der Gegenwart noch beimessen müssen. Es 
ist dort mehr drumherum gesprochen als tatsächlich in 
die Sache eingestiegen worden. Das lag nicht an uns. 
Es ist vorhin schon gesagt worden, daß der Erlaß 
immer noch nicht vorliegt, und ich weiß auch nicht, 
wann Ihre scht'iitliche Weisung oder Mitteilung an den 
Oberstaatsanwalt von Mainz, in dem schwebenden Ver­
fahren möglicherweise jetzt auch noch den Erlaß an­
zufordern, soweit er interessiert - diese Einschri.inkung 
gefällt mir schon wieder nicht mehr -, 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

wann dieses Schreiben hinausgegangen ist. ob vor un­
serem Besuch oder nach unserem Besuch. Aber das 
können Sie klären. 

Ich bin nur der Meinung, daß Sie. Hen Justizministct· 
Schneider, es nicht nötig haben, bei meinen Ausfüh­
rungen von reiner Demagogie zu sprechen. 

(Abg. Schwarz: Dod1!) 

Ich darf gleich sagen: Was Sie alle so bcrühl't, was 
viele so getroffen hat, sind Zitate - und ich habe das 
deutlich gemacht, meine Herren - aus der, wie ich nun 
höre, bei Ihnen, Herr Justizminister Schneider, d o c h 
bekannten Denkschrift der Richter und Staatsanwälte 
a us l959, und zwar aus dem Bereich Koblenz. Das sind 



1904 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, V. Wahlperiode 

(Mun;;inger) 

nicht meine Zitate. Und was Sie jetzt so kritisch ge­
äußert haben, das haben Sie unbewußt an eine Adresse 
gebracht. an die es, auch nach Ihrer Auffassung, gewiß 
nirht hin ~ollte. 

(Sehr gut! und Beifall der SPD.) 

Andernfalls würden Sie in der Tat einen Konflikt zwi­
schen Parlament und unserer Rechtspflege heraufbe­
schwören. 

(Abg. lJr. Skopp: Sehr richtig! - Erneuter Beifall 
bei der SPD.} 

lind ebenso ist diese außerordentlich starke Kri!:ik an 
meinen Au:<führungen insoweit völlig unberechtigt, als 
sie sich richtet gegen Zitate aus dem Urteil des Obcr­
vcnvaltungsgerichtes Rheinland-Pfalz. So, wie es der 
Herr Minister Schneider hier gemacht hat, geht es 
nicht; das weiß auch ich. Wenn ein Verfahren vor dem 
Buttdesverwaltungsgericht in Berlin zur Erledigung 
kommt im Wege eines Vergleichs - so nenne ich das 
nach wi~ vor -, dann wird natürlich das Urteil, das 
a ngefochten ist, für unwirksam erklärt, weil ja an­
dernfalls ein Titel in der Welt bliebe, der neben dem 
Vergleich noch zur Anwendung kommen könnte. 

{Beifall bei der SPD.) 

Da~ wissen Sie als Justizminister auch. 

Und dann heißt das aber noch lange nicht, daß die 
Tatsachenfeststellungen, die diesem unwirksam ge­
machten Urteil zugrunde liegen, unwahr wären. Sie 
würden nämlich sonst als Justizminister 

(Beifall der SPD.) 

unser höchstes Verwaltungsgericht in den Verdacht 
bringen, daß es leichtfertig und vorsäWich selbst Ver­
fahren in die Welt setze , die sich richten müßten ge­
gen Mitglieder unserer Gesellschaft, die sich an dieses 
Gericht vertrauensvoll wenden. 

(Beifall der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Ich empfehle Ihnen, be­
vor übel'11aupt weiterdiskutiert wird in diesen Dingen, 
das Protokoll sorgfältig zu prüfen und einmal zu un­
terscheiden, wo der Abgeordnete Munzinger sich per­
sönlich äußerte und wo Richter, Staatsanwälte unse-
1·es Landes und das höcllslt:! Verwaltungsgericht zu 
Wort gekommen sind. 

(Seh1· 1·ichtigl bei der SPD.) 

und welche Schlußfolgerungen ich aus diesen Tat­
sachenbehauptungen gezogen habe, das müssen Sie in 
Würdigung der Aufgabe, die mir als ~bgeordneter zu­
kommt, mi r auch persönlich überlassen. 

(Beifall der SPD.) 

Ich ·bin nicht damit einverstanden, daß man erklärt, 
der Amtmann Weber sei inzwischen Amtsrat, und da­
mit sei ja eigentlich nachgev:iesen, wie rechtens das 
Ganze über r:lie Rühne gegangen sei. Meine Damen und 
Herren, ich könnte unter Umständen den anderen ge­
genteiligen Schluß daraus ziehen. 

(Abg. Dr. Skopp : Das wäre möglich!) 

- Das wäre möglich, wenn ich einmal so viel Verdacht 
in die Welt setzen wollte, wie man mir hier seitens der 
Regierungsparteien unterstellt. 

Es ist also von dem Herrn Minister erklärt worden, die 
Teiloffenlegung werde erfolgen. Ich bin der Mein ung -
und das ist er uns schuldig geblieben, mitzuteilen -, 
daß die Interessen des Landes und des Bundes durch 
diesen Erlaß nicht g„fährrlf"t sin<l ; man kann eine 
Volloffenle~ung erwarten. 

Sie haben es sich nun selbst zuzuschreiben , Herr Mini­
ster Schneider, wenn ich mich doch etwas stärker mit 
Ihnen persönlich befassen muß. Sie haben gesagt, Sie 
wollten sich in der Sache Dr. Wenz nicht der Verfol­
gung Unschuldiger schuldig machen. Sie tun gut daran! 
Sie glaubten, ein solcher Vorwurf könnte daraus er­
hoben werden, wenn Sie sich für den Inhalt der Zivil­
klage intere~sit~rten. Prüfen Sie mal die Entsc.'le idun­
gen - die Entscheidungsgründe - des Obf!rverwaltungs­
gerichts in Koblenz nach. ob dort n icht ganz deutlich 
der Vorwur! an das Justizministi>rium gf' ri<'htet ist, daß 
im Raum des .Ju.<;ti7.ministeriums in der Tat so etwas 
wie Verfolgung Unschuldigf'r unternommen würde. 

Hier in diesem Falle wird Thni>n der Vorwurf nkht 
gemacht werden könnP.n. F.s handelt sich um einen 
Zivilprozeß, der nur seiner besonderen Umstände 
und seines Klägers wegen in einem besonderen 
Rahmen von einem b!!sonderen Interesse ist. Es bleibt 
die Tatsache - hier hat sich ein Sprecher geirrt -, daß 
nämlich nidlt der Mlnii::t.er selbst beklagt wird von 
Herrn Dr. Wenz, sondern das L<)nd, das heißt, er klagt 
also nicht ins eigene Haus hinein. Und in dem Augen­
blick bin ich aHerdings der Meinung, wenn ein leiten­
der Beamter aus Ihrem Hause gegen das Land klagt, 
daß Sie dann durchaus rechtfertigende Gründe hätten, 
zu erfahren, weshalb das geschieht. Wenn Sie glauben, 
das n icht erfahren zu sollen, nun gut, dann ziehe ich 
persönlich meinen Schluß daraus. Sie mögen mich für 
einen recht selbstherrlichen Oberbürgermeister halten; 
meine Damen und Herren, wenn so etwas in meiner 
Verwaltung geschähe, würde ich mich dafür interes ­
sieren. Täte ich das nicht, dann fände ich gerade in der 
Opposition unseres Stadtrats d-ie Herren alle beisam­
men, die Sie hier informieren, die mir dann dort die 
Frage stellten, warnm ich mich als Chef der Verwal­
tung um solche im allgemeinen Interesse sich bewe­
genden Dinge nicht kümmere. 

(Beifall der SPD.) 

Dann der Fall Glahn. Herr Minister Glahn! - Er ist 
jetzt nicht da. Ich habe ihn heute morgen selbst ange­
sprochen und habe ihm gesagt: Ich muß leider auf 
diese Vorgänge insoweit zurückkommen, als es sich um 
die formale Behandlung innerhalb des Justizministe­
riums gehandelt hat. - Mehr ist auch nicht geschehen. 
Ich halte die Empörung für ein ganz billiges Ablen­
kungsmanöver, 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

nun hier den Fall Glahn von Ihrer Seite zu einem sol­
chen nachträglichen noch aufbauen Zll wollen. Ich habe 
vorhin nicht versäumt, zu erklären, daß materiell-recht­
lich an der ganzen Sache nichts ist. 

(Beifall der SPD.) 

Und Ich habe gerade in diesem 7.u:-ammenhang dem 
Herrn Minister Schneider ja doch gesagt, daß wir 
ihn unter gar keinen Umständen in den Verdacht 
bringen. Da meine ich natürlich nicht, daß er 
selbst irgend etwas getan hätte, sondern ich meine 
den ganzen Bereich seines Einflusses im Zusammen-
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hang der Behandlung eines solchen Falles. Davon sind 
wir nie ausgegang<>n. 

Herr Kollege Dr. Völker hat reagiert. Das war zu er­
wart<m. kh halte natüJ"lich Kenntnis davon, Herr Kol­
lege, daß Sie der Verteidiger waren. Was ich aber zi­
tiert habe, entstammt der Denkschrift des Vereins der 
Richter und Staatsanwälte in Koblenz. 

<Abg. Dr. Völker: Die Sie sich zu eigen gemacht 
haben!) 

- Ich habL' zitiert und habe es auch gesagt; lesen Sie 
das Protokoll gründlich nach! 

(Zuruf von der CDU: Ja, ja, zitiert!) 

- Sie werden es ja nicht bestr·eiten, daß auch der Gene­
ralstaatsnnwalt die Berufung durchführen wollte, daß 
aber eine Weisung des Ministeriums einging, wonach 
die Berufung zu unterbleiben hatte, oder? 

(Abg. Dr. Völker: Ohne mein Zutun!) 

- Na ja, gut! Aber Sie werden es doch nicht bestreiten; 
ich habe Sie ja auch gar nicht genannt! Ich habe nicht 
gesagt: Das ist eine Sache Dr. Völker, - sondern habe 
gesagt: Das ist eine Sache des Justizministeriums. -
Und wenn der Generalstaatsanwalt in einer solchen 
Sache eine foste Meinung hat, muß man sich wundern, 
daß dann der amtierende Justizminister mit einer der­
art massiven Weisung eingreift, die tatsächlich das Ver­
faht'en unte1·bindet. Mehr habe ich nicht gesagt! 

Und dann trugen Sie, wo meine Logik bliebe. Es ist im­
mer seht· schwer, über das zu streiten, was logisch ist. 
Abgesehen von Kant, der unsere Verständnismöglich­
kcit allein darauf baute in seinen Kritiken, daß es so 
etw.is wie das transzendentale Ich gibt, das zerfällt aber 
doch noch immerhin in soundsoviele Individualitäten; 
und in dem Raum kann man natürlich über die Bega­
bung zur Logik streiten. Und wenn Sie darin mit mir 
strc:i lcn wollen, tun Sie es! 

Ich habe auch nicht von der Quantitc n6gligeable ge­
sprochen. Dieser Begriff ist von Herrn Dr. Kohl. 

{Abg. Beckenbach: Reden Sie einmal deutsch!) 

- Lassen Sie es doch einmal Herrn Dr. Kohl überset­
Z<!n, der hat es hier hereingebracht in die Debatte; ich 
war es nicht! Aber wenn Sie Wert darauf legen, will 
ich es Ihnen sagen: Das ist also eine Quantität, die 
nidü zu beachten ist - so ungefähr -, aber ein Termi­
nus technicus, der natürlich einen besonderen Gout hat, 
wenn man ihn gebraucht im richtigen Zusammenhang. 
Aber kh hatte davon nicht gesprochen. 

Dann ist von Herrn Theisen - das ist seht· richtig und 
i;eht· schön - ausgeführt worden, daß alle Menschen ir­
ren können. Herr Theisen, das weiß ich auch; das wis­
sen wir alle. Das gilt sicher auch für Ihre Ft·aktion. 

(Abg. Theisen: Und für Sie!) 

Vielleicht haben Sie heute ganz gehörig hier geirrt, weil 
Sie nicht recht zugehört haben. 

(Zuruf des Abg. Schwarz.) 

- Abct· sicher, davon gehe ich in meiner ganzen Le­
l>cnsführung für mich persönlich auch aus. Sie haben es 
nicht nötig, insbesondere Herr Dr . Kohl. Wenn ich des­
sen Sicherheit, die er hier entwickelt, dessen phraseo· 

logischen Reichtum, dessen Ideenreichtum. an ande­
ren Feldpostnummern seine Verpflegung ab:tuholen, 
wenn ich das alles sehe - und das erlebe ich ja nun 
schon seit Jahren hier mit -, dann sollten Sie nicht so 
einseitig reagieren, wenn hier mal einer steht, der das 
Wort zu handhaben, auch in der Lage ist. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der SPD.) 

Natürlich sind wir alle Menschen, und weil dem so ist, 
nehme ich diese Debatte gar nicht so tragisch, wie Sie 
es tun. Ich möchte nur eines erreicht haben, daß wir 
mit Aufmerksamkeit nach dem Studium der Proto­
kolle uns noch einmal den Einzelfälhm zuwenden unter 
besonderer Berücksichtigung der Ausrührungen des 
Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz und der Tat­
sachenfeststellungen, die dort enthalten sind. Dann, 
glaube ich, wird eine ruhige, sachlich" Ausspniche mög­
lich sein, Herr Dr. Völker. Sie haben mir - das dar! 
ich jetzt ja vielleicht einmal anführen - vor wenigen 
Tagen gesagt, Sie kennten mich in der ganzen Dauer 
meines Wirkens hier nur als objektiv Sachlichen, und 
Sie haben auch etwas derurtiges heute vun mir er­
wartet. Wenn ich Sie darin enttäuscht habe, Jassen Sie 
sich Zeit, prüfen Sie meinen Vortr<ig nach. 

Und noch einmal: Sie sitzen in Koblenz ja dicht dran! 
Lassen Sie sich dort - sonst mache i<:h es noch - den 
Entwurf dieser Denkschrift, der im Justizministerium 
bekanntgeworden ist, wie der Herr Minister Schneider 
vorhin hier zugab, geben und das Oberverwaltungsge­
richtsurteil vom 18. Juli 1962 dazu. Dann setzen wir 
uns einmal als Kollegen über dieses M~terial. Wenn 
Sie dann noch sagen, ich wäre nicht objektiv gewes<m, 
dann gebe ich es auf, unter dem Gesichtspunkt eines 
Versuchs am untauglichen Objekt, Sie zu überzeugen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident Van Volxem: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Mendling (SPD). 

Abg. Mendling: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! ll.~1 dar! 
zunächst einmal für mich persönlich fe:>tstellen, daß die 
Art, sowohl vom Sachvortrag her wie aucll von der 
Diktion und vom Temperament h er, in der mein Kol­
lege Munzinger Ihnen hier Vortrag gehalten und mit 
Ihnen diskutiert hat, sich für mein Empfinden sehr 
wohltuend abhob von den doch sehr st<irk mit Emo­
tionen geladenen Ausführungen eines Teiles seiner 
übrigen Diskussionspartner. 

Ich glaube, das ist ein Empfinden, das eine große Zahl 
meiner Freunde teilt. Eines sollte auch nicht über­
sehen werden: Wir sprechen heute über ein sehr, sehr 
ernstzunehmendes Thema. Sie werden es uns abneh­
men, daß uns die Fundierung unsere~ Staates, der ja 
ein Rechtsstaat ist, sehr am Herzen liegt, und daß wir, 
wenn wir hier Kritik üben an bestimmten Grundten­
denzen, natürlich unter Zuhilfenahme gewisser Ein:1:el­
fälle und Einzelbeispiele, das ebe n tun im Intcress'! 
dieses Rechtsstaates 

{Beifall be i der SPD.) 
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und keineswegs deswegen. weil wir diesen Staat in 
irgendeiner Weise untergraben wollen. Derjenige, der 
Kritik üht, untergräbt im Zweifel weit weniger als 
derjenige, der in so massiver Form Anlaß zu dieser 
J(rilik gegeben hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich bin auch überzeugt, daß es uns heute und hier nichl 
gelingen wird, die angeschnittenen Probleme und Ein­
zelfä lle e iner hinre ichenden Klärung zuzuführen. Inso­
weit stehe auch ich für mich persönlich zunächst au[ 
d('m Standpunkt, daß wir, nachdem die Diskussion die­
~en Stand erreicht. hat, in der Tat prüfen sollten, ob 
wir von den Möglichkeiten des Artikels 91, die Herr 
Kollege Dr. Völker eben n ochmals hier in unser Ge­
dät-htnis zurückgerufen hat, Gebrauch machen sollteu. 

kh müdlie meinen Diskussionsbeitrag kurz fassen und 
nur einige wenige weitere Fragen stellen. l ch möchtP. 
zum Beispiel frage n, warum hat das Justizministerium 
in dem Konflikt mit dem Präsidium des Landgerit:hts 
Koblenz, d er ja hier, am Beispiel der Denkschrift de­
monslrierl. eine gewisse R olle i;pielte in d er Diskus­
~iun. es seinerzeit unterlassen, die Vorlage der bereits 
gefe.rtigten Denkschrift zu fordern, obwohl es darüber 
Bescheid wußte? Ich möchte weitergehen. kh möchte 
die Frage stellen: Warum umging das Mlnistcriwn 
oder der damals amtierende Minister das? Das war 
nicht Herr .Tu~fü~minister Schneider. Hier dar( ich 
nochmals unterstreichen. es geht nicht darwn, Herrn 
Minister Schneider persönlich oder von der Person her 
anzugreifen. Es geht auch nicht um die Qualität der 
Rechtspflege und der Rechtsprechung in unserem Land, 
es g-eht e inzig und allein um die Praktiken, um die 
Verwaltungsübung, die etwa im Bereich des Justizmi­
ni8teriutns inzwischen Einzug gehalten zu haben 
scheint. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

kh darf also hier die Frage stellen, warwn umging das 
Ministerium die Forderung des Präsidiums, im Wege 
der dafür zuständigen und auch gesetzlich vorgeschrie­
benen Verfahren die erhobenen Vorwürfe zu klären, 
\'.;ie es eben in einem geordneten Gemeinwesen not­
\Vendig gewesen wäre? Scheute man, so frage ich wei­
ter, die Konsequenzen? Ha tte man keinen Blick für die 
Bedenklichkeit des damals eingeschlagenen Weges'? 
Und übersah man, daß nunmehr der Verdach t etwa 
auch der Begünstigung im Amt das Ministerium und 
die dafür verantwortlichen Beamten treffen mußte? 

Ich glaube, diese Fragen bedürfen der Beantwortung. 
Es ist nicht damit getan, zu sagen: das sind alte Ka­
mellen. - Das sind hochaktuel!e F r agen; denn es ist 
damals nicht ~o gek ommen, wie m an es im Ministe­
rium offens ichtlich hoffen konnte und gehofft hatte, 
daß diese ganze Sache, einem Strohfeuer gleich, schnell 
hochgeClammt., abe1· a uch ebenso schnell erloschen wäre. 

kh gehöre zu den nicht juristisch vorgebildeten Spre­
chern die~er Debatte. Wer Juristen kennt und richtig 
w ürdigt, der weiß, daß sie sich nur sehr schwer darau f 
einlassen, über spezielle juris tische Fragen mit Nicht­
ju1·islen zu diskutie1·en. Das ha t durchaus seine Berech­
tigung. Es ist manchmal e twas strapaziös für den Nicht­
juristen und auch für den Juristen, Gespräche dieser 
Art zu führen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber ich erlebe es in meinem Wirkungsbereich im Ko­
b lenzer Ra um, daß ich - ich möchte fas t sagen, in zu-

nehmendem Maße - von durchaus ernstzunehmenden, 
auch richtedichen, Beamten angeprochen werde, gleich­
viel bei welchei· Gelegenheit, und daß es nicht Queru­
lanten sind, die diese Gesp räche suchen. Id1 glaube, 
darüber gibt es nadi. dem, was Herr Dr. Völker soeben 
mit Bezug auf Herrn Sch uth gesagt hat, keinen Zwei­
fel. 

Das Minis terium sollte. statt hier durch d en Herrn 
Minister in aller Schärfe unsere Vorhaltungen und d ie, 
wie wir noch immer glauben, berechtigte Kritik zu ­
rückzuweisen, viel lieber sich vor dieses Haus stellen -
ich glaube, das würde auch von unserer Seite dankbar 
anerkannt - und sagen: Meine Herren, wo es Menschen 
gibt, da menschelt's eben! - Es ist auch im Justizmini­
steriw-n von Rheinland-Pfalz nicht anders, und iei'i. bin 
bereit mit dazu bdzutrag~n - das nehmen wir dem 
Herrn Minister auch ab -, Mängel, die sich in der Ver­
gangenheit zum größten Teil vor seiner Amtszeit er­
geben haben, abzustellen und zu überwinden. 

Wir denken gar nicht daran, die ganze Last der Ver­
antwortung, die sich aus dem, was hier vorgetragen 
wurde und bei rechter Betrachtung t!l'gebcn mag, dem 
Herrn Minister Schneider persönlich anzulasten. 

Ich darf weiter fragen - und hier kommt die S taats­
kanzlei etwas ins Spiel -, in welcher Weise würdigt der 
Herr Justizminister oder sein Ministerium die Tatsache, 
daß in jenem Zeitpunkt, als die Denkschrift ?.ur Dis­
kussion stand, der jetzige Staatssekretä r Duppre als 
Chef der Staatskanzlei es für richtig hielt, in einem 
Schreiben den Landgerichtspräsidenten Dr. Teuft auf­
zufordern, einen genauen dienstliche n .ßericht über die 
diesbezüglichen Beratungen des Präsidiums einschließ­
lich der Namen der Präsidiumsmitglieder vorzulegen, 
die sich dabei - ich will es mal so formulieren und 
mich auf das Wort nicht fes tlegen - besonders her­
vorgetan haben. 

(Unruhe bei der CDU. - Hört, hört bei der SPD.) 

Dieses Schreiben existiert, m eine Damen und Herren , 
und es bedarf ebenfalls der Bean twortung durch den 
Herrn Jus tizminis ter - ich betone das, die Fra ge gehl 
nkht an die Staatska nzlei, sie geht an den Justizmini­
ster -, wie er ein solches Verhalten beurteilt. 

kh darf auch noch einmal a uf de n Fall des Herrn 
Schuth zttrü<'kkommen und hier die Frage ste llen, eben­
falls an den Herrn Ju~ti1minlster: Wie stellt sich der 
HP.rr Mlnistf'r :imm Fall des damals n och a ls Assessor 
tä Ugen Herrn Schuth? Is t n ich t die Ablehnung, ihn 
beim T..andgrrkht Koblenz anzustellen, materiell letzt­
lich doch auf sein Verhalten zurückzufüh ren, zumal 
nämlich vorher und auch nachhe1· - insoweit ist die 
Antw-ort, die der Justizminister soeben gab, unzutref­
fend - beim Landgericht Koblen;i; Richter angestellt 
worden slnd, die nach Maßgabe der Ablehnungsgründe 
im Falle Schuth E>bcnfalls nicht hätten angestellt wer­
den dürfe n . 

Insofern hat mein Kollege Munzinger durchaus recht , 
wenn er hier von einer „Lex Schut.h" spricht. Auch 
diese Frage möchte ich dem Herrn Justizminister hier 
vo1·legen. 

Alle aufgezeigten Vorkommnisse und die von mir ge­
stellten Fragen ergeben ein für meine Begr iffe ch a rak­
te1·istisches Bild der gegenwärtigen Sltua tion im Justiz­
bereich von Rheinland-Pfalz. Ich würde hie r - auch 
wieder nur für m eine Person - feststellen wollen , daß 
die Vermutung begründet erscheint, daß es sich n icht 
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um zufällige Fehlleistungen handelt, wie sie jedem von 
uns passieren können. Ich möchte vielmehr glauben 
- dtts würe Sache des Justizministers, aber uuch von 
Ihnen, meine Damen und Hel'ren, die Sie hier kritische 
Würdigungen anzuhören gezwungen sind -, es wäre 
eine gute Sache, wenn wir prüfen wollten, ob Vermu­
tungen dieser Art, wie ich sie jetzt erneut uus~prechen 
will, ihre Berechtigung haben. Ich nehme nämlich an, 
daß sich hit•r ein - so will ich es nennen - kontinuier­
]i('hl'r Mangel in der Bewältigung der uns mit dem 
nctwn Staat auf~cgebcnen Rechtl'>probleme zeigt, 

(Beifall bei der SPD.) 

der eben, Wt'nn wir das nicht in den Griff bekommen. 
duw führen kann, daß das Verhältnis von Staatsfüh­
rung und Bevölkerung eine Trübung erfährt. Gerade 
das - ich könnte noch eine Fülle von Fragen und Ein­
zelbeispielen bringen - wollen wir Sozialdemokraten 
nicht. 

Dt•lihalb wären wir dankbcir, wenn der Herr Minister 
auf die von mir gestellten Fragen möglichst präzise 
antworten wollte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident l'icdmont: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dl·. Kohl (CDU). 

Abg, Dr, Kohl: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
meinc- Ausführungen bewußt teilen, und zwar nach 
dem, was ich als Vorsitzender der Fraktion der CDU 
:r.u der heutigen Debatte zu sagen habe, und nach dem, 
was ich als Einzelner unter hundert Abgeordneten hier 
auszurühren habe. 

Ich darf wnächst vorweg sagen, daß das Bes türzende 
an der Debatte des heutigen Morgens für mich ist, daß 
ungeachtc~t df:'r Ergebnisse, die auf persönlichen Bezie­
hungen zwischen Kollegen in diesem Hause zutreffen 
und Auswirkungen haben, der Versuch gemacht wird, 
etwa ein Jahr vqr der Landtagswahl mit einem unge­
heueren Getöse ein Bild einer Verwaltung zu entwer­
fen, die ablösenswert ist. 

(Unruhe bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Ihr hohes Ethos, das Sie 
jetzt in der Deb;.1tte, vor allem der Hen Kollege Mend­
ling am Schluß, angeführt haben, wäre glaubhafter, 
wenn Sie diese Vorgänge, die alle zurückgehen in die 
Jahre 1959.'60, zur damaligen Zeit behandelt hätten und 
nicht jet7.t, wo Sie offensichtlich parteipolitisch sonst 
nichts an Pulver aufweisen können. 

!Beifall bei den Regierungspat·teien. - Abg. Gorges: 
kh kann Ihnen aktuelle Dinge bringen!) 

- Sie waren damals ja noch gar nicht dabei, Herr Kol­
lege, deshcilb wäre ich an Ihrer Stelle etwas zurück­
haltender! 

Meine Damen und Herren! Es wirkt auch nicht über­
zeugender, wenn Sie Ihr Beweismaterial in einem sehr 
bekannten - da Sie die Vorgänge gar nicht mehr prä -

seni hatten - deutschen Wochenmagazin in wochen­
langer Akribie zusammengetragen haben. Es muß eines 
festgestellt werden - ich nehme hierbei die sozialdemo­
kratische Fraktion nicht aus -, daß es in diesem Huuso 
niemand gibt, weder auf den Bänken der Opposition, 
noch auf den Bänken der Regierungsparteic>n, noch auf 
den Bänken der Regierung, dem rechtsstaatliche Ge­
sinnung und Hingabe zu diesen Idealen nicht selbst­
verständliche Anh'iebskraft seines poJJtischen Wollem 
und ~einer Tätigkeit ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren! Wenn man aber davon aus­
geht, Herr Kollege Mendling - das war das Bestürzende 
in Ihrem Eingangssatz -, dann verstehe ich nicht, wie 
Sie die Äußerungen des ersten Sprechet's der SPD­
Fraktion als - ich zitiere wörtlich - „wohltuend ab­
hebend für die übrige Debatte" bezeichnen könn<.>n. Ein 
Zitat ist nicht intere::;sant nur aus dem 7.itat der vier 
oder fünf Worte, sondern es ist interes"-ant aus dC>m 
Geist, in dem es gesprochen wird, zumal noch in freier 
Rede. Und wenn hier in einer Meditation des erstC'n 
Sprechers der SPD-Frnktion von heut~ früh zu die­
sem Punkt steht: „Die überz.eugendste Rechtfertigung 
der demokratischen Ordnung. nämlich nicht nur der 
proklamierten Gewaltenteilung, kehrt sich um in de­
ren Beurteilung, wo Parteiegoismus und kurzfristiges 
Machtstreben das Vertrauenskapital des Staatsvolkes 
nur zynisch verwirtschaften und unfähig vertun", dann 
frage ich Sie, meine Damen und Herren von der SPD, 
wo der Zynismus im Parlament des Landes Rhcinland­
Pfalz liegt und weshalb man jetzt angesichb; einer Ant­
wort des Herrn Justizministers ~olche Äußerungen 
macht? 

{Beifall bl1 i den Regierungsp3rtcicn .} 

Ich gehöre zu denen, die in der eigenen Familie erlebt 
haben, was das Dritte Reich bedeutete. kh gehöre aucll 
zu denen, die in ganz jungen Jahren den Versuch 
unternommen haben, an diesem Neuaufb<1u in Deutsch­
land zu einem kleinen Teil mitzuwirken. Ich halte das 
nicht für eine bedeutende Leistung, 

(Abg. Füllenbacll : Das haben wir schon einmal 
gehört!) 

- Herr Kollege, wenn Sie das nicht hören wollen, brau­
chen Sie ja nicht zuzuhören. Wenn Sie meinen, daß das 
ein besonderer Zwischenruf in einem solcht>n Sachzu­
sammenhang war, dann ist das Ihre Sache. Aber das 
paßt in den Stil, den Sie heute hier offensichtlich prak­
tizieren wollen. 

{Beifall bei den Regierungspartt:i<'n.) 

Ich bin mit vielen meiner jüngeren Preunde im Jahre 
1959 in dieses Haus gekommen. Wir hatten damals -
Anfang 1960 - eine große Debatte geführt, die meines 
Erachtens dieses Haus und alle Fraktionen - es ging 
um den Neonazismus -, ehrt. Wir haben damals eine 
lange Aussprache gehabt über das Freund-Feind-Ver­
hältnis der parlamentarischen Demokratie und die po­
litischen Gruppen in der Weimarer Zeit ~owie über die 
schrecklichen Folgen. die so etwas haben kann. Die 
CDU und ich für meinen Teil hoffon, daß in diesem 
Landtag niemals ein solches Verhältnis aufkommt. Wir 
sind stolz auf das gute Verhältnis zwischen den Frak­
tionen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe gerade in den letz­
te n Wochen be i der Eta tberat ung manches getan. um 
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<Dr. Kohl) 

auch Ihrer Seite - das wissen Sie, wenn Sie richtig 
orient!ert sind, zumindest die Kollegen in der ersten 
Bank mit einer' Ausnahme wissen es - -

{Abg. Srh1ldt: Das war genauso unqualifiziert!) 

- W<Js heißt unquali:fiziert? Es ist ein Kollege in der 
ersl€n Bunk. der nicht dem Haushaltsausschuß ange­
hört; ich weiß nicht, was der Zwischenruf bedeuten 
soll. Sie sollten vorher wirklich einmal überlegen, wenn 
Sie einen solchen Zwischenruf machen. ob er sinnvoll 
ist. Wir fangen hier an. einen Stil des Parlamentaris­
mus zu betreiben, der mir einfach nicht gefällt. Ich 
gehe nicht auf die persönlichen Verleumdungen ein, 
die teilweise hier ausgesprochen wurden. Sie kennen 
mich, Sie mögen mich schätzen, Sie mögen mich nicht 
schätzen, das ist jedermanns Sache. Ich habe es wahr­
lich nicht nötig - nennen Sie das arrogant, mei­
netwegen ist es ·arrogant -, mich ·apostrophieren zu 
lassen als jemand, der an anderen Feldpostnummern 
Verpflegung abholt. Darüber sollen andere urteilen. 
Das überlasst" ich getrost dem Urteil eines jeden, der 
aufmerksam die Dinge verfolgt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich meine nur - das sollte man gut überlegen -, wenn 
wir damit anfangen, so miteinander umzugehen, dann 
weW ich nicht, was am Ende dieses Weges steht. 

Herr Kollege Skopp, Sie haben in einer Zwischenfrage 
vorher die völlig indiskutablen Äußerungen des ersten 
Sprechers der SPD-Fraktion im Zusammenhang mit 
meinen Äußerungen vom vergangenen Montag erwähnt, 
dar~ ich mich für personalpolitische Manipulationen jn­
sofem eingesetzt hätte, als ich sie als legitim erklärte. 
Sie haben in diesem Zusammenhang das Beispiel mit 
den Pfalzwerken gebrncht. Erste F1·age an Sie Herr 
Kollege Skopp: Wenn das so gewesen wäre - Sie wis­
sen genau, daß das nicht so war -, dann hätten Sie 
mich doch als nächster Redner nach mir - diese Chance 
hätten Sie siC'h doch nicht nehmen lassen - am Montag 
darauf angesprochen. Viele sozialdemokratische Kolle­
gen, und zwar der profilierten Gruppe der SPD. hatten 
gestern gesprochen. Niemand hat dieses Zitat gehört, 
auch nicht der Sprerher der SPD, der genau vor einem 
Jahr, als ich hier über das Verhältnis Staat, Nation und 
jungt! Generation gesprochen habe. auch damals nach 
mir ans Rednerpult trat Sie erinnern sich noch. Auch 
damals hat der gleiche Sprecher der SPD mich zwei 
Tage später, das können Sie aus dem inzwischen ge­
druckten Protokoll entnehmen, falsch zitiert. Dabei gab 
es eine scharfe Kontt·overse. Habe-n Sie Verständnis 
dafür, daß ich dann zumindest. Überlegungen anstelle, 
ob hier nicht jemand tie!enpsychologisch in einer Weise 
beheinn1tet ist, daß er einfach nicht anders kann. selbst 
wenn er wn!!tP. 

Deswegen will ich hier nur noch einmal zur Klarstel­
lung feststellen, daß ich in keiner Phase meiner Über­
legungen nur daran denken konnte, etwa eine partei­
politische Manipulation für Legitim zu halten. kh habe 
allerdings die Dinge vielleicht etwas leger angespro­
chen und gesagt, daß es natürlich in allen Parteien -
mit Ausnahme in jener Verwaltung, die der erste Spre­
cher der SPD hier repräsentierte - auf diesem Gebiet 
Keuschheit. und Unkeuschheit gibt. Zu dem. was ich ge­
sagt habe, stehe ich! 

<Beifall bei den Regiel'ungsparteien. - Abg. Dr. 
Skopp: Herr Präsident. gestatten Sie eine Zwi­

schenfrage?j 

Vizepräsident Piedmont: 

Herr Abgeordneter Dr. Kohl gestatten Sie eine Zwi­
seh~nfrage? 

Abg. Tk. Kobl: 

Nein! In diesem Falle ges.tatte ich keine Zwischenfrage. 
Herr Kollege Slmpp, Sie haben mich in der Debatte 
daraufhin noch einmal angesprochen, auch auf die Re­
gierungspräsidentenfrage. Mir ging es - manches Ge­
spräm zwischen uns ist Zeugnis dafür - damals und 
heute darum, daß das Verhältni~ zwischen den beiden 
großen Parteien in unserer Heimat, für die ich auch 
Verantwortung mittrage, verbe~~wrt werdPn kann. Ich 
habe genau in diesem Zusammenhang - das hat gar 
nichts mit anderen Ämti-m ?,lt tun - gesagt: Sie können 
von uns kein Entgegenkommf>n erwarten, wenn es zu 
einer Absprache zwisc:hen den drei demokratischen 
PartE'if'n kommt, wie etwa bt>i den Pfalzwerk<"n, die 
dann vielleicht einseitig gebrochen wird. Meine Äuße­
rungen, die die Pfalzwerke betrafen, haben in der Tat 
nicht.s mit der RPgierungspräsidentenfrage z:u tun. Im 
übrigen ist der Regierungspräsident ein politischer Be­
amter, auch nach unserem geltenden Recht. Deswegen 
will ich nur sagen: Es kann sich niemand darauf be­
rufen, daß ich gesagt haben soll, personalpolitische Ma­
nipulationen im Bereiche der Part.E'ipolitik seien legi­
tim. Icl1 gehöre zu denen, die ganz offen zugeben, daß 
alle Parteien in dieser Frage cmµIindlich sind. Sie ken­
nen das alle, das ist in der SPD, FDP und CDU so, wer 
lange an der Macht war, kennt es noch besser als der­
jenige, der erst auf dem Wege dorthin ist. kh meine, 
es schadet einer Del.Jatle nicht, wenn man sie fair und 
offen führt. Für mich persönlich kann ich nur sagen: 
Dieser heutige Morgen scheint mir kein glücklicher Tag 
in der Geschichte des Parlaments von Rheinland-Pfalz 
zu sein. Ich möchle hoHen, daß die, die ein ähnliches 
Gefühl haben und von denen ich sicher bin, daß sie auf 
allen Seiten dieses Hauses sitzen, dazu beitragen, daß 
er bald vergessen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident. Piedmont: 

Das Wori hat der Herr Ministerpräsident. 

MinistPTpräsident Dr. h. c. Altmeier: 

Herr Priisident! Meine Damen 11nrl Hi>rrenl Wenn ich 
mich in diesem Zeitpunkt dt"r Debatte w Worl melde, 
dann gesehieht es einmal im Blick auf diese oder jene 
Bemerkung dPr ni~kus~ion 1m<:l 7.llm !ind„ren aus der 
Verpflichtung heraus. die - wie ich meine - der Mini­
sterpräsident hat. um in der Öffentlichkeit ein Wort 
über unsere Justiz zu sagen und mich schützend vor sie 
und den Justizminister zu stellen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es soll zu keinem Zeitpunkt in diesem Hause, etwa 
durch mein Schweigen, der Eindruck entstehen, als 
wenn e~ in diesen hier angeschnittenen Fragen heute 
vormittag zwischen dem Herrn Justizminister und mir 
irgendeine Untersc:heidung oder einen Zweifel in der 
Übereinstimmung gäbe. Ich stelle mich schützend auch 
vor die vorhergehenden Justizminis ter Wes tenberger , 
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(Mlnlstcrpräsident Dr. h. c. Altmeler) 

Süsterhenn, wie insbesondere vor Justizminister Becher, 
dPr sich, weil er tot ist, nicht mehr wehren kann. 

Es ist heute vormittag wiederholt, sowohl durch den 
Herrn Abgcoi'dneten Munzinger als auch soeben, die 
Staatskanzlei bei den versdliedenen Vorgängen ge­
nannt worden. Man hätte, von der Verantwortung her 
gesehen, richtiger von der Verantwortung des Mini­
sterpräsidenten ~prechen sollen. Die Staatskanzlei ist 
nur seine Behörde. Ich würde jedenfalls bitten, daß 
in diesen Fragen nicht von der Staatskanzlei, sondern 
vom Ministerpräsidenten gesprochen wird. Es ist aber 
nicht gesagt worden, was denn im Einzelfall bei der 
Staatskanzlei zu beanstanden oder von ihr versäumt 
worden sei. 

Eine Vorbemet•kung möchte ich machen. Der Minister­
präsident trägt mit den Mitgliedern seiner Regierung 
die Sorge für alle Beamten des Landes. Ich glaube, Sie 
sind mit mir der Meinung, daß er es bedenklidl findet, 
wenn in der heute vormittag hier geübten Art durch 
den Herrn Kollegen Munzlnger so einfadl Namen von 
Beamten genannt werden. Wir hatten bisher die gute 
übung, mit Namensnennungen uns gewisse Zurückhal­
tung aufzuerlegen, insbesondere dann, wenn solche Aus­
führungen geeignet sind, dem Beamten sogar zu scha­
den. 

Deshalb verstehen Sie bitte, wenn ich auf verschiedene 
Bemerkungen, die nach dieser Seite gemacht worden 
sind, vielleicht mehr Zurückhaltung übe, wegen des 
Ansehens, der Rechte und der Ehre der in Frage Kom­
menden. Das gilt insbesondere für die soeben vom 
Herrn Kollegen Mendling aufgestellte Behauptung von 
einem Brief meines Staatssekretärs Duppre an 'Land~ 
ger!chtspräsldent Dr. Teufl, Koblenz. Ich erkläre hiermit · 
Ein solcher Brief ist nie geschrieben worden! An 
Herm Mendling richte ich die Aufforderung, hier sofort 
den Beweis für seine Behauptung zu erbringen. 

(Abg. Dr. Kohl: Er soll ihn vorzeigen!) 

Es exis tiert kein Brief des Herrn Staatssekretärs 
Duppr(> an Landgerichtspräsident Dr. Teufl. Die Be­
hauptung isi einfach unzutreffend, um bei dieser vor­
nehmen Bezeichnung zu bleiben. 

(Abg. Schwarz: So etwas ist unglaublich!) 

Ich habe soeben während der Unterbrechung der Sit­
zung dem Herrn Kollegen Munzinger gesagt - das ist 
das, was ich meinte, wenn man von der Ehre des an­
deren spricht -, er habe heute vormittag nochmals von 
dem vcrstm·benen Landesarbeitsamtspräsidenten Ge­
ronne gesprochen in Verbindung mit dem, was er über 
den Fall Weber usw. vorgetragen hätte. 

Ich habe, Herr Kollege Munzinger, im Verlaufe Ihrer 
Ausführungen die Erklärung vermißt - und hier geht 
es wiederum um einen Beamten, der sich, da tot, nicht 
mehr wehren kann -, daß die damaligen Verhandlun­
gen und Feststellungen ~ wie es schon 1959 im Parla­
ment in jeder Beziehung klarges tellt worden war -
einwandfrei erwiesen, daß der Oberstaatsanwalt die 
eingeleitete Untersuchung gegen Landesarbeitsamts­
präsident Gcronne eingestellt hat, nachdem die Un­
tersuchung ergeben hatte, daß die erhobenen Vorwürfe 
in keiner Weise zutrafen und insofern nichts anzu­
klagen war. 

Ich glaube, wir sind es der Ehre auch dieses Mannes 
schuldig, wenn wir das noch einmal in a lle r Öffent­
lichkeit fos tst ellen. 

(Beifall der Regierungsparteien. - Abg. Dr. 
Skopp: Wir haben davon nicht gesproche11!) 

- Der Name ist hier heute morgen oftmals in Verbin­
dung mit dem Vorgang gefallen - -

(Zuruf von der SPD.) 

- Ja, ja! Von dem Fall Geronne und der Klage war die 
Rede. 

Herr Munzinger, Sie haben mir soeben zugesagt, Sie 
seien bereit, das hier zu erklären. Da Sie es nicht ta­
ten, mußte ich es tun! 

(Abg. Munzinger: Ich bin gerne bereit! -
Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Piedmont: 

Sie haben nicht das Wort, Herr Munzinger! Herr Mini­
sterpräsident, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Munzinger <SPD)? 

Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier: 

Ja, bitte! 

Vizepräsident Piedmont: 

Bitte sehr, Herr Munzinger! 

Abg. Munzinger: 

Ich kann an den Herrn Ministerpräsidenten in diesem 
Zusammenhang nur die Frage richten - Sie haben sie 
aber schon beantwortet - , daß ich bereit war, noch 
auszuiühren, - -

Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier: 

Sie haben es aber nicht getan! 

Abg. Munzinger: 

- Entschuldigung, wir sind noch nicht am Ende der 
Debatte! 

- - daß ich auch die Feststellung im Zusammenhang 
damit treffen mußte, daß das Verfahren gegen Gc­
ronne eingestellt wurde. Bei der Fülle des Materials, 
Herr Ministerpräsident, hätten meine Ausführungen 
21/: bis 3 Stunden dauern müssen, wenn ich darauf 
hätte eingehen sollen. Das war ja gar nicht das Anlie­
gen. 

(Widerspruch bei den Regierungspa rteien. - Abg. 
Dr. Kohl: Das wa r k eine Frage, Herr Präsident!) 
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Ministerpräsident Dr. h. c. Altmeier: 

Das wäre meines Erachtens nur ein Satz gewesen, und 
der verstorbene Beamte wäre dann davor geschützt 
gewc;wn, daß draußen in der Öffentlichkeit nach der 
Debatte noch der Gedanke auftaucht, als wenn doch 
noch etwas dahinter wäre. 

Ich glaube, 11uch die Frau des Verstorbenen, die nun 
moreen die Presse liest, hätte gerne gelesen. daß Sie 
das erklärt hätten. Da Sie es nicht taten, mußte ich es 
nachholen. 

Meine De1men und Herren! Artikel 102 besagt: Der Mi­
nisterpräsident ernennt und entläßt die Beamten. -
Da8 bedeutet Verpflichtung gegenüber der Verwaltung. 
Es sind deren Belange zu wahren, zugleich die Be­
lange der Öffentlichkeit zu beachten, und es geht bei 
diesem Artikel auch darum, die Recht"' der Beamten 
im Sinne des Gesetzes zu berücksichtigen. Daraus er­
gibt sich für den Ministerpräsidenten eine große Pflicht, 
und es ergeben sich selbstverständlich auch Rechte, 
damit er diese Pflicht erfüllen kann. 

Warum sage ich das'! Da geisterte heute vormittag wie­
derholt das Wort von einer Lex Schuth. Der Herr Ju­
stizminis1er .Schneider hat bereits erklärt. daß es eine 
Lex Schuth nicht gibt. Herr Abgeordneter Mendling -
su habe ich ihn soeben verstanden - hat dann gemeint, 
es müsse der fragliche Personalfall so an den Zeit­
punkt herangehen. was also wiederum Fragezeichen 
setzte. 

Nun , meine Damen und Herren, der Richter, wie Sie 
wissen, ist in der Wahrung der Unabhängigkeit der 
Rechtspflege .unabsetzbar. Die Landesreg;iarung hat 
aber die Pflicht, bei der Einstellung von Richtern, also 
bei der Überna hme von Assessoren in den Richter­
dienst die verschiedenen Gesichtspunkte der Rechts­
pflege zu beachten, wenn sie den jungen Assessor auf 
seine erste Richterstelle beruft. Es ist selbstverständ­
lich. daß bei dieser ersten Einstellung nicht nur seine 
Interessen, sondern auch die Interessen der Allge­
meinheit zu wahren sind. 

Das ist zwischen dem damaligen .Justizminister Westen­
bf'rgN und mir - ich glaube im Jahre 1960 - erörtert 
wrn·den. Es hatte sich aus der Praxis die Notwendig­
keit ergeben. gewisse Voraussetzungen zu klären und 
fe~tzulegcn, zum Beispiel, daß die erste Anstellung des 
Get'ichtsassesson; mit seiner Berufung zum Landge­
richtsrat oder Amtsgerichtsrat nicht unter allen Um­
ständen an dem Gericht erfolgen sollte, an dem der 
iunge Assessor bis dahin die überwiegende Zeit der 
Ausbildung verbracht hatte. Es ergab sich daraus zwei­
tens - und zwar einfach aus der Praxis des Lebens -
auch die Notwendigkeit, im einzelnen Falle darüber 
zu wachen - nicllis anderes ist auch in dem späteren 
schriftlichen Erlaß zum Ausdruck gekommen - , daß der 
zu ernennende Richter an Gerichtssitzen, an denen er 
gtb<wen ist, bis dahin dortselbst wohnte oder auch seit 
.Jahr und Tag tätig war, nicht unbedingt auch noch die 
erste und damit nicht mehr aufzuhebende Anstellung 
er fährt. Es gibt zahlreiche Fälle dieser Art: Der Be­
treffende in dem betreffenden Ort geboren, ging dort 
in die Schule, wurde dort Referendar und Assessor. 
Seine Tätigkeit erfolgte also stets am gleichen Platz. -
Sie s timmen sicherlich mit mir überein in der Fest­
stellung, daß es gut ist, wenn der junge Richter, der 
erstmals in ein Richteramt berufen wird, sich ruhlg 
auch einmal die Luft von draußen um die Nase wehen 
läßt und daß er nicht geradezu bevorzugt gegenübcl' 
a n<l".'r Pn, die nicht in der größeren Stadt wohnen. un­
bt>dingt auch seine erste richterliche Anstellung am 

·hefinaUfchen Ort erfahren muß. Das war das, was wir 
seinerzeit - 1960, nach meinen Aufzeiehnungen - münd­
lich besprochen haben. Später war es Gegenstand einer 
·weiteren Besprechung, die sich aus den Erfahrungen 
erga:b. Natlirlich waren wir uns seint-rzeit darüber 
klar, daß das nicht unbedingt ein „Evangelium" sein 
mUsse, sondern daß es vielmehr Grundsätze. Richtli­
nien sein sollen, die für die erste Anstellung eine 
Rolle spielen. 

So bin ich auch am 27. Juni schriftticll mit dem Ju­
stizminister übereingekommen. unrl. :r.war unter ß<>­
zugnahme auf den Erlaß vom 9. Januar 1961. Er ent­
hält nur Grundsätze, <lie selbstverständlich Abwei­
chungen und Ausnahmen zulassen, was durch die zwi­
schenzeitliche Anstellungspraxis nicht nur einmal, son­
dern in zahlreichen Fällen bestätigt worden ist. 

Diesen Erlaß mit der Berufung des Landgerichti;rats 
Schuth in Verbindung zu bringen ist völlig abwegig, 
erstens, weil seine Berufung in den richterlichen Dienst 
sich erst im Verlaufe des Jahres 1961 vollzogen hat; 
am 25 .• Tanuar 1961 habe ich auf Vorschlag des dama­
ligen Justizministers ·westenberger den Asses:;;or Schuth 
an das Amtsgericht in Niederlahnstein berufen. wo 
er tätig wurde, und am 23. Juni 1965 wurde er von 
Niederlahni:tein - die Stadt. liegt fünf Kilometer von 
Koblenz entfernt. - an das Landgericht in Koblenr 
verset:r.t. Es ist also abwegig - ich möchte das aus­
drücklich hier erklären und 7-UrikkwPi-:en -, von einer 
Lex Schuth zu sprechen. Das. was ich vorgetragen h<1he 
wegen des F.rlasses, bewegl sich in der Zusfändigkeit, 
in den Rech.ten und Pflichten des Ministerpräsidenten, 
und ich darf feststellen , daß auf Grund dieses Erlas ­
ses wohl in keinem Falle eine Meinungsverschieden­
heit zwischen dem Ministerpräsidenten und dem Ju­
stizminister bestanden hat . 

(Beifall der Regierungsparteien .) 

Vizepräsident Piedmont: 

Ich unlet·breche nunmehr die Sitzung zur Mittag.~­

pause. Wiederbeginn ist um 15.00 Uhr. 

U n t erb re c h u n g d er S i t z u n g : 13.59 Uhr. 

Wieder h e g in n der Sitzung: 15.07 Uhr. 

Vjzepräsidcnt Rothley: 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. Beisitzer in der heuti­
gen Nachmittagssitzung sind die Herren Abgeordneten 
Geisel und Gorges. Die Rednerlis te führt der Herr Ab­
geordnete Gorges. 

Ich habe dem Hohen Haus mitzuteilen. daß die Frak­
tionen in Übereinstimmung mit dem Präsidenten über­
eingekommen sind, die Debatte bis morgen mittag ab­
zuschließen. 

Als Gasthörer darf ich heute nachmittag begrüßen 
Schüler der Landeslehr- und Versuchsanstalt Ahrwei­
ler, Schüler der Landwirtschaftsschule Zweibrücken 
und Angehörige <le-r Gemeindevertretung Partenheim. 

(Beifall del' Hauses.) 

kh erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten Westen­
bergcr (CDU). 



54. Sitzung, 9. Februar 1966 1911 

Abg. \\'estcnbcrger: 

lfon Präsident! Meine Damen! Meine Herren! Die An­
griffe gegen die .Justizverwaltung, die heute vormittag 
hier in diescm Hause gestartet worden sind, haben 
sich, abgesehen von einigen wenigen Fällen, die sich in 
den letzten Monaten cn:ignet haben, im wesentlichen 
konzentl'icrt auf Dinge aus früheren Zeiten, und zwar 
aus einer Zeil, in der ich die Verantwortung für das 
.rustizministcrium hatte. 

Meine verehrten Damen und Henen! Es sind heute so 
viek grundsätzliche Ausführungen wr Situation der 
Justiz gemacht worden von seiten des Sprechers mei­
ner Fraktion, sowie durch den Herrn Iviinisierpräsi­
ctentcn und Herrn Kollegen Dr. Völker, daß ich mich 
darauf beschränkt.\ hier einige Tatsachen festzustellen. 
Die Angrifk stützen sich im wesentlichen auf zwei 
Vorgänge. Der eine ist der sogenannte Fall Weber, das 
andere sind Dinge, die behandelt worden sind in einem 
Entwurf dner Denkschrift der Richter und Staats­
anwälte des Landgerichts Koblenz. 

:r~s hat heute einer meiner Vorredner davon gespro­
chen, daß c~ sich hierbei um „olle Kamellen" handelt. 
Meine Damen und Herren! Ich darf diesen unparlamen­
tarischen Ausdruck hier einmal wiederholen, es sind 
Dinge, die teilweise zurückliegen und zurückgehen in 
die Zeit der vorletzten Legislatut'periode. Ich erinnere 
mich, daß von Ihrer Fraktion der Abgeordnete Kuraner, 
der den meisten übel·haupt hier keinen Begriff mehr 
ist, seinerzeit den „Fall Menningen" erörtert hat, der 
hl'Ult' wieder aufs Tapet gekommen ist. 

Meine Damen und Herren! Ganz kurz einige Fesbte1-
lungcn zum Fall Weber! Der Fall Weber basiert auf 
dem sogenannten Panzcrschrankerlaß, das heißt auf 
einem Erlaß vom 8. Mai 1959, den also mein Vorgänger 
im Amt, der leider - wie heute hier schon gesagt wor­
den ist - nicht mehr in der Lage ist, sich hier zu recht­
fertigen, verfaßt hat. 

Als ich ins Amt kam, fand ich diesen Panzerschrank· 
erlaß vor. Was war er? Er war ein Erlaß des Justiz­
ministers an den zuständigen Generalstaatsanwalt, also 
ein rein innerdienstlicher Vorgang. Und nachdem mein 
Vorgänger sich auf den Standpunkt gestellt hatte, daß 
dieser innerdienstliche Vorgang nicht herausgegeben 
werden könne, um irgendeinem Dritten, auch wenn es 
ein Beamtet· sei, Material zu liefern für eine Privat­
klage oder Strafanzeige wegen Beleidigung - Herr We­
ber h<tltc behauptet, er sei in diesem Erlaß beleidigt 
worden -, habe ich mich diesem Standpunkt meines 
Vorgängers angeschlossen, und zwar im wesentlichen 
aus zwei Gesichtspunkten. Herr Kollege Skopp, ich 
geb;;;- Ihnen ohne weiteres zu, daß man darüber dh;ku­
tieren kann, ob das richtig oder falsch war. Dafür war 
ja nac..'1her auc.11 das Geric..l!t angerufen und ic_l-1 hätte 
mit Interesse die Entscheidung des Bundesverwaltungs­
gerichts abgewartet. Ich habe jedenfalls auf dem Stand­
punkt gestanden, daß zwei Gesichtspunkte maßgebend 
seien: 

Erstens: Ein innerdienstlicher Vorgang zwischen Justiz­
mini stet· und Generalstaatsanwalt gehört nicht in die 
öCCt.mUichkeit und kann auch nicht dazu dienen, Grund­
lage irgendeiner Privatklage zu sein, selbst wenn ein 
Beamter einmal hier in einem Erlaß etwas scharf an­
gegriffen oder bezeichnet worden ist. 

Der zweite Punkt war - er wurde heute auch schon er­
örtert - der Gesichtspunkt der Fürsorgepflicht, die auch 
ein Minister für die Beamten seines Hauses hat. Diese 
Gesichtspunkte haben mich veranlaßt, de-n Standpunkt 

meines Vorgängers einzunehmen und zu sagcn. daß der 
Erlaß nicht herausgegeben werde. Daran hat sich ein 
Prozeß angeschlossen. In der ersten Instanz hat das 
Justizministerium gewonnen, indem gesagt worden ist, 
es sei berechtigt, die Herausgabe zu verweigern. In der 
zweiten Instanz ist dieser Prozeß verlorengegangen. 
Meine Damen und Herren! Ich bin in über 30jäht'iger 
Tätigkeit als Anwalt auch gewohnt, Prozesse zu ver­
lieren. Das hat mir auch nichts ausgemacht. Aber, was 
mir nicht gefiel, war die Begründung, Hier ging es nicht 
um Personen, um mich als damaliger Minister, sondern 
es ging um grundsätzliche Fragen: Inwieweit kann ein 
Verv.:altungsgericht Maßnahmen der Justizverwaltung 
kritisieren, kontrollieren und darüber ein Urteil ab­
geben. Deswegen habe ich damals angeordnet, daß die­
ses Urteil mit Revision verfolgt werden solle. Sie haben 
ja den weiteren Verlauf der Sache gehört. Das ist der 
Fall Weber, soweit er sich unter meiner Verantwortung 
abgespielt hat. 

Nun der zweite Komplex, der heute hier eine große 
Rolle gespielt hat: Die Denkschrift der Richter und 
Staatsanwälte des Landgerichts Koblenz. Ich bin, wi• 
Sie wissen, im Mai 1959 Justizminister geworden. Ich 
war kaum im Amt, da brachte eine große Wochenzeit­
schrift einen Artikel über die Zustände in der Justiz. 
Ich habe sie zufällig zur Hand und darf mit Erlaubnis 
des Herrn Präsidenten einige Sätze zitieren. Es heißt: 

In Richterkreisen des Landgerichts Koblenz, des 
größten im Lande, sah man sich genötigt, einen Hilfe­
ruf an den Rechtsausschuß des rheinland~pfälzischen 
Landtags zu erwägen, damit notfalls die Parlamen­
tarier gewisse Praktiken des Mainzel· Justizministe­
riums überprüfen können. 

Das ·Vw:ar damals sc,.;on in ltoblenz erörtert w·orden, daß 
man sich an den Rechtsausschuß wenden wolle, aber 
wegen Vorgänge, die alle vor meiner Amtszeit lagen. 
Ich bin damals selbstverständlich den Vorwürfen, die 
in der Wochenzeitschrift angesprocllen waren und die 
im wesentlichen dem entsprechen, was die Koblenzer 
Richter konzipiert haben, nachgegangen und habe auch 
mit den Koblenzer Richtern eine Reihe von Verhand­
lungen geführt. Das Ergebnis dieser Untersuchung hat 
ihren Niederschlag gefunden hier im Parlament, und 
zwar in der Sitzung des Landtags vom 22. Dezember 
!959. Dort habe ich ausfüht'!ich zu all diesen sogenann­
ten Vorwürfen, vom Fall Bornmüller angefangen über 
alle die underen Dinge wie Geronne, Stellung genom­
men. Und nicht nur das. Ich habe vorher in einem Be­
richt von 27 Seiten den einzelnen Fraktionen, auch Ihrer 
Fraktion, meine Damen und Herren von der SPD, ge­
naue Auskunft gegeben über die sogenannten Fälle, 
und zwar deshalb, weil es sich um Personen gehandelt 
hat und man die Dinge nicht alle in breitester Öffent­
lichkeit erörtern konnte. Sie haben damals - wenn Sie 
in Ihren Akten nachsehen, werden Sie es finden -
einen ausführlichen Bericht übet· die Dinge gefunden. 
Das, was in der Öffentlichkeit zu sagen war, ist in der 
erwähnten Landtagssitzung gesagt worden. Ich bt:­
dauere, daß Ihre Redner nicht dieses Protokoll nach­
gelesen haben, in dem ich ausführlich auch zu der 
sogenannten Denkschrift der Koblenzer Richter Stel­
lung genommen habe. Wenn Sie gestatten, darf ich hier 
kurz einige Sätze aus diesen meinen damaligen Aus­
führungen zitie1·en: 

Auf einen anderen Vorgang muß ich hier ausführ­
licher eingehen, weil er in der Öffentlichkeit Anlaß 
zu Mißverständnissen gegeben hat. Wie Ihnen be­
kannt ist, haben sich die Koblenzer Richter und 
Staatsanwälte in einer Versammlung des Koblenzer 
Vereins der Richter und Staatsanwälte mit Vorwür-



1912 Stenographische Berichte des L.andt:.tge:; vo.1 Rh~la:1:i-Ptalz. v. Wahlperiode 

(Westenberger) 

fen befaßt und in einer Resolution die Überprüfung 
dieser Vorwürfe durch den Justizminister erbeten. 

Id1 ging dann im einzelnen auf die Vorwürfe ein und 
stellte fest, daß zwischenzeitlich der Verein der Richter 
und Staatsanwälte eine Erklärung abgegeben hat, ebenso 
der Koblenzer Landgerichtspräsident. Ich will Sie nicht 
damit aufhalten und Ihnen die Erklärungen im Wort­
laut z.itieren. Aber deren Inhalt war - ich will es ein­
mal mit eigenen Worten ausdrücken -, daß eine gelll.isse 
Spannung zwisch.,;n Richtern, Staatsanwälten und Ju­
stizministerium aus der Welt geräumt war. Das war 
auch damals offenbar die Auffassung Ihrer Fraktion. 
Ich darf darauf hinweisen, was der Herr Kollege Schmidt 
d11mals namens Ihrer Fraktion ausgeführt hat. Er sagte 
- . ich will nicht aus dem Gedächtnis zitieren, damit ich 
nichts Fals<hes sage - nach Seite 133 des Protokolls: 

Das Verhältnis zwischen Justizministerium und Ko­
blenzer Richter und Staatsanwaltschaft ü;t trotz der 
Erklärung vom 7. November noch nicht so 

- Sie haben gewisse Bedenken vorgebracht - . 

wie es in unserem Staat.e wünschenswert wäre. Wir 
wünschen als Sozialdemokraten, daß Sie, Herr Ju­
stizminister 

- da war ich angesprochen - , 

da Sie das Amt neu übernommen haben. alle Wege 
beschreiten, die möglich sind, um das Verhältnis der 
Koblenzer Richterschaft 7.U ihrem Ministerium neu 
zu ordnen. 

Meine Damen und Herren! Das ist in der Folgezeit ge­
schehen. kh habe eine ganze Reihe von Verhandlungen 
mit den maUgebenden Koblenzer Herren geführt. Ich 
habe einen offiziellen Besuch in Koblenz gemacht, habe 
eine Ansprache an die Richter und Staatsanwälte ge­
halten und bin in dieser Ansprache auf die Fragen ein­
gegangen. Und das Ergebnis war, daß man mir damals 
gesagt hal, daß diese Spannungen beseitigt und daß die 
Koblenzer Richter und Staatsanwälte damit einverstan­
den und überzeugt waren, daß das Verhältnis zwischen 
ihnen nnti dem Justizministerium wieder so war. wie 
<· .~ ~Pi n sollte. 

tAbg. Theisen: Das darf niclit wahr sein!) 

kh muß hier offen gestehen: Ich war damals stolz auf 
diesen Erfolg meiner persönlichen Verhandlungen und 
Bemühungen und das Ergebnis, daß wieder Ruhe und 
Ordnung einkehrten. Ich bedauere, daß durch die heu­
tige Debatte Dinge aufgerührt worden sind, die längst 
im pa1'lamentarischt!n Raum erledigt waren. Icli bitte 
Sie, diesel'halb die alten Protokolle nachzulesen. Ich 
habe später - ich kann das nur aus dem Gedächtnis 
sagen, weil ich das Protokoll im Moment nicht zur Hand 
habe - , im Jahre 1962, noch einmal eingehend zu den 
einzelnen Fragen, die damals im Raume standen, Stel­
lung genommen. lch glaube, daß damals meine Erklä­
rungen a uch der Fraktion der SPD genügt haben. 
Denn sonst könnte ich mir nicht vorstellen, wie Sie bei 
sämtlichen .Justizetats, die ich zu vertreten hatte, zu­
s timmt{'n und mir niemals irgendwie nur ein Wort des 
Mißtrauens in diesem Hause entgegenbracllten. Diese 
Kritik, die heute hier angebracht wurde, hätte man 
damals anbringen müssen, als ich noch verantw<Jrtlicher 
Minister war. aber nicht heute, wo das Amt ein anderer 
übt-rnomrnen hat. 

kh kann hier abschließend nur das eine feststellen: Für 
mich hat während der ganzen Zeit, in der ich die Ehre 
hatte, dem Justizministerium vorzustehen, nur eine 
t~inzige Maxime gegolten : der Gerechtigkeit zu dienen 
und dafür meine ganze Kraft einzusetzen. 

(Rt>ifall bei den Regienmgsparteien.} 

Vizepräsident Rothley: 

Das Wort hat Herr Justizminister Schneider. 

Justizminister Schneider: 

Herr Präsidentl Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Es sind nur einige Fragen, die in der Debatte an­
geschnitten worden sind, die mich veranlassE>n noch-
mals ans Rednerpult zu gehen. ' 

Id1 darf auf die Frage antworten, die vorhin gestellt 
worden ist, wann die Erklärung des Justizministers 
erfolgt sei, daß er bereit wäre, den Erlaß in den ent­
scheidenden Punkten der Staatsimwaltschaft offenzu­
legen. Das war bereits am 28. Januar - der Besuch der 
drei Herren fand meines Wissens am 1. Februa1· statt -. 
also einige Tage vor diesem Besuch. 

7.um weiteren ist die Frage des Erlasses und der Be­
kanntgabe des Erlasses noch einmal angeschnitten wor­
den. [eh darf meinerseits betonen, daß ich die Gründe, 
die vor meiner Amtszeit dazu geführt haben, die Offen­
legung des Erlasses hintanzuhalten. voll und ganz 
=inerkenncn muß. Im Grundsatz sind diE>se Gründe 
auch heute noch durchschlage nd. Nur ist die Situation 
heute anders als 1959 oder 1962. Heute ist erneut zu 
prüfen, ob im Sinne des § 96 der Strafprozeßordnung 
jetzt gerade das Interesse des Landes es erheischt, daß 
dieser Erlaß in den entscheidenden Punkten offengelegt 
wird. Und ich bin bei der Prüfung - nachdem das Ver­
fahren vor dem Bundesverwaltungsgericht abgeschlos­
sen ist und auch der Senat in Koblenz seine Entschei­
dung getrotren hat - in meiner Ennessensents<.heidung 
wieder frei ge\vorden, ob und inwieweit icll den Erlaß 
o!fenlegen kann. Bei dieser Prüfung bin ich 7.u der 
Überze11gung gelangt, daß es im Interesse des Verfah­
rens, das noch läuft, und im Interesse der B eruhigung 
und der Wohlfahrt des Landes angebracht ist, nunmehr 
diesen Erlaß, soweit notwendig, 7.ttr Beendigung des 
Verfahrens und zur vollständigen Kliirung des Sacll­
vcrhaltes oftenzulegen . Aber Sie werden nicht erwar­
ten können, daß ich einen solrhen Erlaß In vollem 
Umiange offenlege oder gar publiziere oder an die 
Plakatsäulen hänge. 

(Oho-Rufe bei der SPD. - Abg. Völker: Das hat 
auch niemand verlangt, Herr Minister!} 

I!:s handelt sich immerhin um innerdienstliche Weisun­
gen, die besonderen Vorschriften unterliegen müssen. 

{Abg. Völker: Ach he1·rje!) 

Herr Kollege Westenberger hat soeben von dem Kon­
flikt mit Richtern und Staatsanwälten aus Koblenz 
gesprochen. Er hat erklärt - das können Sie ja auch 
nac.hleseh in den Protokollen von 1959 und 1962 -, daß 
diese Dinge erledigt sind. Ich bin. meines Erachtens mit 
ltecht, nicht mehr auf diese Frngcn eingegangen. 

kh darf zusät:.:Iich noch erwähnen, daß später ja auch 
uuch Veröffentlichungen über diese Dinge in Magazinen 
und dergleichen erfolgt s ind. Und diese weiteren Ver­
üCCentlichungen haben wit~derholt Anlaß gegeben, die 
ganzen ,.ollen Kamelll"n", wie Sie sagen, immer wieder 
nach der strafrechtlichen und disziplinarrechtlichen Seite 
hin zu überprüfen, immer mit dem Ergebnis, daß von 
dieser Seite her nichts mehr zu veranlassen ist. Ich 
l'rinnere daran. daß selbst gegen den Herrn Kollegen 
Westenbergcr, den Generalstaatsanwalt Morbach und 
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r.lcn Herrn Dr. Wenz damals ein Ermittlungsverfahren 
eingeleitet worden ist wegen Verfolgung Unschuldiger, 
und daß der Oberstaatsanwalt in Mainz nach gewissen­
lwfttT Prüfung dieses Verfahren eingestellt hat, weil 
unter keinem Gesichtspunkt irgendwie eine strafbare 
Handlung ersichtlich gewesen ist. Das sind die Tat­
saclicn, und daran muß man sich halten. 

Mein<' Damen und Herren! Es ist vorhin der Ausdruck 
gebraucht worden, auch im Justizministerium handele 
es sich um Menschen, die entscheiden; auch hier „men­
schele" es. Dieser Ausdruck „es· menschelt", hat einen 
abwertenden Charnkter, und sofern darin eine Abwer­
tung gesehen werden kann, muß ich auch diesen Aus­
drnck zurückweisen. 

Es ist weiterhin davon gesprochen worden, daß die 
Herren Vertreter der SPD-Fraktion auf meine Bitten 
hin zu mir ins Ministerium gekommen wären und daß 
Si<' dort nicht die volle Aufklärung erfahren hätten, die 
sie gewollt h1itten. 

Mdnc Damen und Herren! Ich habe den Herrn Kolle­
gen Skopp gebeten, er möchte einmal eruieren, ob ein 
Gespriich mit Vertretern der SPD-Fraktion notwendig 
und zweckmäßig ist, weil ich das Gefühl hatte, daß in 
den Reihen der Fraktion der SPD Unklarheiten über 
bt·stimmtc Vorgänge bestünden, und ich den Wunsch 
lwtt~. der SPD-Fraktion Aufklärung über all diese Vor­
günge zu geben. Als die Herren der SPD bei mir waren, 
huben i;ie sich erkundigt in der Sache „Klage Dr. Wenz", 
in der Sache der Offenlegung des Erlasses und in der 
li'nli::e des verschwundenen Briefes im Falle Glahn. Ich 
habe abschließend - nach Erörterung dleser Fragen­
komplexe - die Frage an die Herren gerichtet, ob sie 
not:h weitere Auskünfte von mir haben müßten, um sich 
au! eine sachliche Debatte im Plenum vorbereiten zu 
können . Diese Frage wurde verneint. Ich kann es also 
nicht verhindern, wenn im Plenum dann solche Dar­
stellungen kommen, wie sie heute morgen vorgetragen 
worden sind. 

Insgesamt kann ich nur sagen, daß ich von dem, was 
ich eingangs meiner ersten Ausführungen heute früh 
gesagt habe, kein Wort zurückzunehmen habe. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Rothley: 

Das Wort hat nun Herr Abgeordneter Dr. Skopp (SPD). 

Abg. Dr. Skopp: 

llen Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe 
mich zum Wo1·t gemeldet, weil ich glaube, daß einige 
Dinge doch der Klärung bedürfen. Zunächst möchte ich 
aber eine Feststellung treffen, die sich insbesondere an 
Sie, Herr Kollege Dr. Völker, richtet. Falls Sie den Ver­
such machen wollten, zu unterstellen - und Ihre Aus­
führungen konnte man so verstehen -, daß der Herr 
Kollege Munzinger so als Enfant terri.ble von sich aus 
diese Debatte eingeleitet und geführt hätte, so möchte 
ich klarstellen, daß der Herr Kollege Munzinger - und 
das gilt auch Cür den Herrn Kollegen Mendling - die 
Debatte um diese Dinge, die sich unserer Meinung nach 
hier abspielen muß - ich werde gleich sagen, warum -, 
nuf ausdrücklichen Beschluß der sozialdemokratischen 

Fraktion hin in dieser Generalaussprache zum Justiz­
etat ausgelöst hat. 

(Abg. Dr. Storch: War der Stil der Ausführungen 
auch Gegenstand des Beschlusses?) 

Insofern ist der eventuelle Versuch, diese beiden Her­
ren Kollegen von unserer Fraktion zu h'cnnen, geschei­
tert. Das darf ich bitten, Herr Kollege Dr. Völker, zur 
Kenntnis zu nehmen. - Was den Stil angeht - -

Vizepräsident Rothley: 

Herr Dr. Skopp, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Storch (FDP)? 

Abg. Dr. Skopp: 

Bitte schön! Im Gegensatz zu anderen Kollegen, die 
keine Zwischenfragen gestatten, gestatte ich jede. 

(Beifall der SPD.) 

Bitte, Herr Kollege Storch! 

Abg. Dr. Storch: 

Ich hatte die Frage schon formuliert: War auch der Stil 
der Ausführungen des Kollegen Munzinger Gegenstand 
des Beschlusses Ihrer Fraktion? 

Abg. Dr. Skopp: 

Herr Kollege Dr. Storch, sehen Sie, da unterscheiden 
wir uns von den sogenarinten Freien Demokraten: Wir 
pflegen die Konzepte unserer Fraktionsmitglieder - -

(Abg. Dr. Storch: Das „sogenannten" konnten Sie 
sich sparen!) 

Ich beantworte Ihre Frage, entschuldigen Sie bitte: Wir 
pflegen uns die Konzepte unserer Fraktionsmitglieder 
nicht zur Korrektur oder Zensur vorlegen zu lassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Was nun den Stil angeht, 

(Abg. von Bünau: Der Stil bleibt derselbe!} 

so hat ein Wort das andere gegeben. Und was im Laufe 
der Debatte dann alles gesagt -..vorden ist, das ist ja 
nicht nur vom Herrn Kollegen Munzingcr gesagt wor­
den, sondern auch von manchem anderen noch. 

(Abg. Dr. Storch: Dar! ich noch eine Zwischenfrage 
stellen?) 

- Bitte sehr! 

Abg. Dr. Storch: 

Ist Ihnen bekannt, daß der Kollege Munzingcr von 
einem vorbereiteten Manuskript seine Rede vorgetra­
gen hat? 
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Al>g. Dr. SkoPJ•: 

Nein, das ist mir gar nicht bekannt. 

(Lachen bei den Regierungsparteien.) 

- Sie mögen lachen, meine Herren Kollegen. das ist mir 
nicht bekannt. 

(Abg. Schwarz und Abg. Dr. Neubauer: Haben Sie 
das nicht gemerkt?) 

- Gemerkt habe ich es dann vielleicht. 

(Lebhafte Heite1·keit bei den Regierungsparteien.) 

- Nun, wer hat hier kein Konzept, meine Herren! Was 
soll denn eine solche Frage! Sicher hat der Herr Kol­
lege Munzinger diese Debatte vorbereitet. Tun Sie das 
nicht'~ Sie werden doch nicht sagen, daß Sie hier un­
vorbereitet aufs Rednerpult kommen. - Sie wollten 
noch weiter fragen, Herr Storch, bitte! 

(Abg. Dr. Storch: Ich will nur eine Bemerkung 
anfügen!) 

- Nein, bemerken können Sie nicht, es sei denn, daß 
der Herr Präsident Ihnen das Wort gibt. Entschuldigen 
Sie. aber Sie können mich nicht einfach unterbrechen. 

(Abg. Dr. Storch: Ich kann es auch als Frage sagen!) 

- Fragen dlirfen Sie immerzu! 

Abg. Or. Storch: 

Ich habe nur gefragt: Hat er das in die Form eines 
Manuskripts gekleidet, nachdem Sie behauptet haben.. 
hier hätte ein Wort das andere gegeben? Die schwer­
wiegenden Formulierungen, die heute morgen hier kri­
tisiel'l worden sind, haben im Manuskript des Kollegen 
Munzinger gestanden. 

Abg. Dr. Skopp: 

Das bestreite id1 Ihnen; da waren keine schwerwiegen­
den Formulierungen drin. 

(Heiterkeit und Widerspruch bei der CDU und 
der FDP.) 

- Sie miigen das so empiunden haben, aber das war 
nicht der Fall. 

'r'r'as ich meinte - und dann habe kh Sie falsch verstan­
den; insofern gilt das dann nicht in meiner Antwort -, 
wat· im Laufe der DebHtte, die sehr scharf und llf>hr 
deutlich war: das ist klat'. Aber dabei bekenne ich mich 
gleich - um dai; vielleicht noch zu sagen - zu dem, was 
der Herr Kollege Kohl gesagt hat: Es schadet einer De­
batte nicht, wenn sie offen und auch scharf geführt 
wird. - Nur bin ich der Meinung, verehrter Herr Kol­
lege Dr. Kohl - ich wollte das eigentlich an den Schluß 
stellen, aber ich sage das jetzt gleich -, daß darunter 
wl:!der die persönlichen Beziehungen von Mitgliedern 
dieses Hohen Hauses noch die Beziehungen der Frak­
tionen untereinander zu leiden brauchen, wenn es ein­
mal - wozu Sie sich ja auch bekannt haben - eine 
~charfe und offene Debatte ·gegeben -hat. 

Vizeprilsident Rothley: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schwarz (CDU), Herr Abgeordneter Dr. Skopp? 

Abg. Dr. Skopp: 

Aber bitte! 

Abg. Schwarz: 

Sie sagten, Herr Kollege Dr. Skopp. es sei Ihnen nicllt 
bekannt eewesen, daß der Herr KollPgP M1in7.inger vom 
Manuskript gesprochen hat. Wie verträgt sich das mit 
der Tatsache, daß Sie sagen, Sie bestreiten, daß das im 
Manu!>kript gestanden hat, wenn Sie es nicht wissen 
können, weil Sie das Manuskript nicht gekannt haben? 

(Heiterkeit bei der CDU. - Unruhe bei der SPD.) 

Abg. Dr. Skopp: 

Herr Kollege Schwarz! Ihnen seheint es als einzigem 
entgangen zu sein, daß wir nachher auf Antrag Ihres 
Fraktionsvorsitzenden, des Herrn Kollegen Kohl, den 
Auszug aus dem Protokoll bekommen haben. Ich habe 
ihn auch bekommen, und da habe ich es gelesen. Ge­
nügt Ihnen diese Antwort? Ich nehme an. 

(Abg. Sclr„v;u·z: Ja!) 

- Gut! Oann darf ich wieder zur Sache kommen. Das 
sei al.so vorwcggeschickt, damit nicht der Eindruck ent­
steht, den offenbar der Herr Kollege Dr. Völker hier 
erwecken wollte. 

Nun haben Sie, Herr Kollege Dr. Völker, gemeint - und 
da stimme im nicht mit Ihnen überein -. wenn man 
den Eindruck habe, es sei irgend etwas in der Verwal­
tung des Landes oder sonst irgendwo auch auf höchsle1· 
Ebene in einem Ministerium nicht in Ordnung, dann 
untersuche man das und beantragt> geg<.'benenfalls einen 
Untersuchungsausschuß. Auf meine Frage: Halten sie 
es nicht für richtig, daß man vor der eventuellen Be­
antragung eines Untersuchungsausschusses zunächst 
einmal die Sache selbst im Parlament diskutiert"! - ha­
ben Sie gesagt: nein! - Ich erkläre hier ausdrücklich: 
ja! -

(Zurufe von der SPD: Jawohl!) 

Irh bin da ganz andet'1"r Ansicht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Man diskutiert diese Sache erst im Parlament, und 
d ann wird man ja sehen, ob es eines Untersuchungs­
ausschusses bedarf oder nicht. Da kann ich Ihnen gar 
nl<'ht folgen. 

Was nun die Informationsmöglichkeit anbetrifft, also, 
meine Damen und Herren, hier wird immer so scham­
haft gesprochen von diesem Magazin und von jener 
Zeitung, von sonst irgend etwas. Mein Gott, die Presse 
erfüllt eine wichtige Öffentlichkeitsarbeit, zu der sie 
berufen ist. Das ist doch ganz selbstverständlich, 

(Abg. Westenberger: Das hat niemand bestritten!) 
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(D1·. Skopp) 

Und wenn man sich aus der Presse informiert, zum 
Beispiel aus dem „Spiegel", dann ist das doeh nichts 
Unehrenhaftes. Aber seien Sie doch beruhigt, meine 
sehr verehrten Damen und Herren 1 

(Abg. Westenberger: Das hat niemand behauptet! -
Abg. Dr. Neubauer: Es wurde nur zitiert!) 

- Doch, doch, das ist hier gesagt worden, sinngemäß. 
Aber :seien Sie doch beruhigt, meine Damen und Her­
ren, soweit uns Informationen zur Verfügung stehen, 
stammen die im wesentliehen von Bürgern dieses un­
seres Landes. die eine tiefe Sorge bedrückt, die wir 
teilen. 

Cßel!all der SPD. - Abg. Westenberger: Das war 
im Jahre 58/59!) 

Nun haben Sie natürlieh, meine Damen und Herren 
von den derzeitigen Regierungsfraktionen, andere Mög­
lichkeiten, sich aus den Akten zu informieren, als ~e 
uns zur Verfügung stehen. Das wissen wir auch. Aber 
wer hat denn nun eigentlich den Herrn Justizminister 
Schneider - Herr Minister, jetzt muß ich mich an Sie 
wenden -, wer hat Sie denn daran gehindert, das aus­
zuführen, was Sie uns zugesagt haben, als Sie mich 
fl'agten, ob wir zu Ihnen kommen wollten, damit Sie 
uns umfassend informieren könnten über alles, wovon 
wir glaubten, daß es für uns von Interesse sei und daß 
wir darüber informiert werden müßten? Ich habe Ihnen 
gesagt: Ich werde mit meinen Freunden zunäehst vom 
Fraktionsvorstand und dann in der Fraktion darüber 
sprechen. - Ich dankte Ihnen für dieses Angebot; ich 
habe mich dafür eingesetzt, daß es angenommen wurde. 
Wir waren einstimmig der Meinung: Es wird angenom­
men. - Dann sind die Herren Kollegen Thorwirth, Mun­
zingcr und Mendling zu Ihnen gekommen. Das Ergeb­
nis war mehr als dür!tig, Herr Minister! Mir hatten Sie 
selbst versprochen: Jawohl, wenn Sie es wünschen - das 
hatte ich gewissermaßen zu einer Bedingung gemacht 
für das Gespräch; daran, verehrter Herr Minister, wer­
den Sie sk.h auch noch erinnern -, werde ich Ihnen auch 
den lnhalt des sogenannten Panzerschrankerlasses zur 
Kenntnis geben. - Gut, Sie haben dann gesagt: Das 
kann ich mit einer Fraktion nicht tun - das ist durch­
aus einzusehen -, ich werde das den Herren Frak­
tionsvorsitzenden gemeinsam dann ermöglichen. - Wer 
hat Sie denn, verehrter Herr Minister, daran gehindert, 
sofort nach dem Gespräch bei dieser wichtigen Ange­
legenheit, von der Sie selbst sagen, Sie hätten das Ge­
fühl gehabt, daß von der SPD hier irgendwie Fragen 
aufgeworfen würden, die nicht gerade zu einer freund­
lichen Debatte führen würden, wer hat Sie denn daran 
gehindert, unmittelbar naeh diesem Gespräch mit den 
drei Herren unserer Fraktion sofort die Herren Frak­
tionsvorsitzenden zu verständigen: Bitte, meine Herren, 
kommen Sie zu mir; ic...l). habe jetzt bei einem Gespräc.'1 
mit der SPD gemerkt, Sie müssen Kenntnis vom Inhalt 
dieses sogenannten Panzerschrnnkerlasses bekommen 1 -
Niemand hat Sie doch daran gehindert, Herr Minister! 
Bitk beantworten Sie uns doeh dann diese Frage. Da­
mit ist nämlich auch die Frage des Herrn Kollegen 
Dr. Völker beantwortet, daß wir so wenig Information 
haben, und trotzdem eröffneten wir eine solche De­
batte und so weiter und so weiter. 

An uns hat es nicht gelegen, daß Sie uns nicht genauen 
Aufschluß gegeben haben über den Fortgang der ein­
zelnen Dinge. Herr Minister, wie hat denn dieses un­
gute Gefühl seinen Anfang genommen, wie ist es denn 
entstanden? Als bei der Bera tung des Einzelplanes 05 
der Herr Kollege Munzingcr im Auftrage der sozia l-

demokratischen Fraktion Sie ganz konkret fragte. ob 
Sie bereit seien, nun diesen Erlaß endlich den zuständi­
gen Strafverfolgungsbehörden zur Verfügung zu stel­
len, gegebenenfalls auch dem Parlament - das war die 
Nebenfrage -, da haben Sie die ominöse Antwort ge­
geben, Herr Minister - Sie werden sich sicher noch dar­
an erinnern -: Das werde ich prüfen. -

Und sehen Sie, Herr Minister, Sie mögen sieh auch 
heule noch dazu bekennen, aber Sie müssen doch auch 
ein wenig verstehen, wenn Sie sich aur den Standpunkt 
insbesondere der sozialdemokratischen Fraktion des 
Hohen Hauses im Ausschuß stellen, wo wir also unter 
uns die Dinge beraten, daß wir uns mit einer Antwort: 
Ich werde das prüfen, inwieweit ich das kann oder 
nicht kann, will oder nicht will! - nicht zufrieder geben 
können. Denn, meine Damen und Herren, das nehmen 
Sie uns doch bitte ab, es ist eine große Sorge, die uns 
bewegt, die ist nicht geringer als die Sorge, die Sie in 
dieser und vielleicht auch mancher anderen Frage be­
wegt. Wir erkennen das stets an und haben das ein­
ander gegenseitig nicht abgesprochen, sondern stets 
einander zuerkannt. Und wollen Sie uns das bitte auch 
zuerkennen, daß uns eine große Sorge in der Sache 
beherrscht, und zwar in bezug auf die Unantastbarkeit 
der Rechtsstaatliehkeit und das Problem der absoluten 
Sauberkeit und Ordnung in der Verwaltung. Daß das 
eine große Sorge für uns ist, und daß wir aus dieser 
Sorge heraus die Sache hier angesprochen haben, das 
wollen Sie uns doch bitte abnehmen. 

Wenn hier nun auch im Verlaufe dieser Debatte die 
Namen von einem inzwischen verstorbenen Mitglied 
dieses Hohen Hauses, das seinerzeit Justizminister war, 
und auch von einem inzwischen verstorbenen hohen 
Landesbeamten gefallen sind, so sind diese Namen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, doch nicht in 
verletzender, abwertender, urteilender oder gar ver­
urteilender Weise gefallen. Und ich verstehe es einfach 
nicht, Herr Kollege Dr. Völker, wie Sie in diesem Zu­
sammenhang den Ausdruck „Niederträchtigkeit" ge­
brauchen konnten; den weise ich zurück. Ich könnte 
jetzt Goethe zitieren, da kommt aber ein Ausdruck 
drin vor, den der Herr Präsident viellcieh t rügen wird, 
aber da er von Goethe ist, kann er ja nicht gerügt wer­
den. Dieser „Niederträchtigkeit", verehrter Herr Kol­
lege Dr. Völker, die ich zurückweise, werde ich das 
Zitat entgegensetzen: „Denn wenn ich judizieren soll, 
dann nehm ich aueh das Maut recht voll." -

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Diese gan­
zen Fragen, die hier zur Debatte stehen, müssen doch 
einmal endgültig aus der Welt geschafft werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie sc..f-i\velen , 1•1ie ein Feuer, das man do.c..51 einmal lö­
schen muß. 

(Abg. Dr. Kohl: Sie haben doch hineingeblasen, 
Herr Kollege Skopp!) 

- Nein, keineswegs! Einmal bedauern Sie es zutiefst 
und zitieren abwertend bald dieses, bald jenes Presse­
organ, das die Dinge also nicht zur Ruhe komm<.>n läßt 
und daß die wieder hochgespielt werden. 

(Widerspruch bei der CDU. - Abg. Dr. Kohl: Wer 
hat denn etwas zitiert?} 

- Doch! Aber meine Herren , Sie spreche n immer seham­
haft davon, zum Beispiel von e inem Magazin. Ich 1öPl'C-
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ehe diese Namen offen aus. Es ist ein ordentliches 
Presseorgan, der „Spiegel" aus Hamburg. 

(Abg. Dr. Kohl: Wer hat denn das Wort „Magazin" 
in den Mund genommen?) 

- Keiner hat das Wort „Magazin" in den Mundgenom­
men, aber - - ---------------

Vizepräsident Rothley: 

Herr Dr. Skopp, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Westenberger (CDU)? 

Abg. Dr. Skopp: 

Bitte sehr! 

Abg. Westenberger: 

Ich habe vom Magazin oder von der Wochenzeitschrift 
ge;-;pruchen und damit den „Spiegel" gemeint, aber wo 
habe ich etwas von einer Abwertung dieses Blattes ge­
sagt? 

Abg. Dr. Skopp: 

Das habe ich nun wieder nicht gesagt, Herr Kollege. 

(Widerspruch bei der CDU. - Abg. Dr. Kohl; 
Doch, im Augenblick, Herr Skopp!) 

Aber, meine Herren, unterbrechen Sie mich doch nicht! 

(Abg. Dr. Kohl: Das war doch so!) 

- L~s.s.•'n Sie mich doch meinen Satz beenden! Das 
habe ich nun wieder nicht gesagt, Herr Kollege Westen­
berger, daß Sie den ,.Spiegel" in einem abwertenden 
S inne gebraucht hätten. Aber hier ist im abwertenden 
Sinne in diesem Zusammenhang im Laufe der ganzen 
Debatte von diesem oder jenem Presseorgan gesprochen 
worden, und das ist das, i,.vas wir nicht so recht ver­
stehen. Aber ich glaube, wir kommen uns ein bißchen 
näher in der Saehe selbst. Wir müssen doch alle ein 
Interesse da1·an haben, daß dieses schwelende Feuer 
endlich ausgetreten wird, daß man nicht immer wieder, 
auch nur am Rande, die Möglichkeit hat, auf tatsäch­
liche oder vermeintliche Vorgänge in der rheinland­
pfälzischen Justizverwaltung hinzuweisen, die nicht in 
Ordnung seien. Wenn wir es schwelen lassen, dann 
sdtädigen wir die Demokratie und die Rechb;~taatlich­
keit in ihrem Ansehen. Aus dieser Sorge heraus haben 
wir ge;prochen. 

Damit wir in der Debatte jetzt nicht endlos fortzufah­
ren brauchen. Herr Minister SC'hneider, möchte ich Ih­
nen die Frage nic'ht allzu pointiert stellen, aber wenn 
Sie sie beantworten wollen, bitte, dann tun Sie es. 
Warum haben Sie denn, wenn die ganzen Dinge hun­
dertprozentig in Ordnung sind, den Herrn Dr. Wenz 
von der Strafrechtsableilung versetzt? Warum haben 
Sie denn das getan'? 

(Abg. Dr. Kohl: A!cr, Herr Kollege Skopp! -
Un ruhe bei d er CDU.) 

Dafür muß es doch Gründe geben. 

Entsd1uldil;(en Sie, verehrter Herr Kollege Dr. Kohl, 
seien Sie doch nicht so aufgeregt! 

(Abg. Dr. Kohl: Aber Herr Kollege Skopp, das war 
vor drei Jahren, und die Frage stellen Sie heute!) 

- Entsd1uldigen Sie bittel Heute kommen wir zu dieser 
Debatte. Und wann wir eine D~·batle führen. da:-: müs­
sen Sie ein ganz klein wenig uns überlasse~. S<J ist es 
ja nicht, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD. - Widerspruch bei der CDU. -
Abg. Dr. Kohl: Vor drei Jahren war es!) 

Heute sind wir in der Debatte drin. Wir sind ja auch 
in unserem Beruf, der Herr Kollege Munzinger ebenso 
wie ich, Behördenchefs. Wenn man einen Beamten von 
einer großen Abteilung, die er bisher geleitet hat zu 
einer anderen Abteilung versetzt, dann nur- entweder. 
w~il man ihn auf dieser Abteilung nicht befördern 
kann und wegen besonderer Bewäht·ung gerne beför­
dern möchte, oder es gibt andere Gründe. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepr1lsidf'nt Rothley: 

Ich erteile das '\~rort dem Herrn Justizminister. 

Justizminister Schneider: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Kollege Skopp hat die Frage angeschnitten, warum ich 
die Antwort dem Aus.<;chuß gegeben habe, daß ich die 
Frage prüfen werde, inwieweit il'h einer Offenlegung 
des El'lasses zustimmen kann. Zum damaligen Zeit­
punkt war diese Prüfung noch nicht abgeschlossen. Des­
halb konnte ich keine andere Antwort geben. In dem 
Gespräch mit Ihren Herren war die Frage geklärt. Des­
halb habe ich doch auch eine Antwort gegeben, in wel­
cher Weise ich verfahren werde. Ich bin mit den Her­
ren Ihrer Fraktion so verblieben, daß sie mir erklärten, 
sie würden diese Frage, ob sie von diesem Angebot 
einer vertraulichen Information der Fraktionsvol'sit­
zenden Gebrauch machen, überlegen und mir noch eine 
Antwort zukommen lassen. F.ine Antwort ist mir aber 
bis jetzt nicht zugegangen von den Herren Ihrer Frak­
tion. 

Ich habe umgehend die beiden anderen Herren Frak­
tlonsvorsitzendE>n von dieser Sachlage in Kenntnis ge­
setzt, daß ich dieses Angebot gemacht habe, und habe 
den Herren F1·aktionsvorsitzenden anheimgestellt, i;ich 
untereinander zu verständigen, wann sie bei mir diesen 
El'laß einsehen wollten. So ist die Sachlage. 

Vizeprltsldent Rothley: 

Herr Minister! Gestatten Sie eine Zwischenfrage des. 
Herrn Abgeordneten Thorwirth (SPD)? 

Justizminister Sclmeider: 

Bitte! 
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Abg. Thorwirth: 

Herr Minister, ich möchte Sie fragen, ob in dem Ge­
spräch, das mehrfach zitiert worden ist, wir zur Gel­
tung gebracht haben, daß auf unserer Seite gewisse 
Bedenken darüber bestanden, daß Ihre Entscheidung, 
den Erlaß der Staatsanwaltschaft nur auf Ihren 
Wunsch und au! Ihren Antrag zur Verfügung zu stel­
len, vorlag? 

Justfaminister Schneider: 

Seibstvcrsi:ändiich habe ich keinen Anlaß, das nicht zu­
zuge~n, daß Sie hier in der Frage der Prozedur ande­
rer Meinung waren als ich. 

(Abg. Dr. Kohl: Warum auch nicht!) 

Im übrigen haben Sie jetzt die Frage der Versetzung 
des Herrn Ministerialdirigenten Wenz in eine andere 
Abteilung angesprochen. Sie erwarten wohl nicht, daß 
ich Ihnen hier im Plenum über innerdienstliche Ange­
legenheiten meines Hauses, über die ich allein zu ent­
scheiden habe, eine Auskunft gebe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - Abg. Dr. 
Skopp: Wir haben keine andere Antwort erwar­

tet! Keine Antwort ist auch eine Antwort!) 

kh kann Ihnen nur versichern, für diese Versetzung 
waren keine strafrechtlichen oder disziplinaren Gründe 
entscheidend gewesen. 

<Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Rothley: 

Da$ Wort hat Herr Abgeordneter Mendling (SPD). 

Abi.i. Mendling: 

Herr Prüsidcnt! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Minist('rpri\sidl~nt hat mir die Freude bereitet, mich in 
~('inen Ausführungen vor der Mittagspause namentlich 
Zll erwdhncn und damit zugleich die Aufforderung zu 
v1'rknüpfon, die Richtigkeit einer in die Form einer 
Fruge un den Herrn Justizminister gekleideten Behaup­
tung zu beweisen. Ich darf dazu zunächst einmal fol­
g<•ndcs k:::>tstcllen: Meine Behauptung bezog sich zu­
t1üdisl auf die Existenz eines Briefes; sie bezog sich auf 
dl'n mü~lkht•n Inhalt dieses Briefes. 

(f ,<~hhafh'J' Wid('rspruch bd d('r CDU, - Abg, Dr. 
!<:oh!: Sprechen wir eigentlich nicht mehr die 

gleiche Sprache?) 

- Aber, Herr Dr. Kohl, gedulden Sie sich noch einen 
kll•incn Moment, ich hube ja nur, damit wir uns recht 
v<'l'sh•hl'n, d<>utllch gemacht, was ich heute morgen be­
haupl<'I. habe. 

(Abg. Dr. Kohl: Es wird ja immer toller!) 

Nun zu meiner Beluiuptung selbst! Herr Dr. Kohl, ich 
würe Ihuen dankba1·, wenn Sie das zur Kenntnis neh­
nwn wollten: die Feststellung, daß der von mir zitierte 
Brief sdncrzcit verfaßt worden ist, halte ich uneinge­
schränkt aufrecht. Ich dar! diese Feststellung noch da­
hin erg~inzen und abrunden -

(Abg. Dr. Kohl: Herr Kollege Mendling, würden 
Sie es einmal auf Deutsch sagen, was heißt: ver­

faßt worden ist?) 

- Wenn Sie mich ausreden ließen, fänden Sie Ihre 
Frage beantwortet! 

(Abg. Ludes: Schnell ist die Jugend mit dem Wort! 
- Lebhafte Heiterkeit im Hause.) 

Ich darf also, meine Damen und Herren, diese Fest­
stellung noch dahin ergänzen und abrunden, daß dieses 
ungewöhnliche - so will ich es einmal bezeichnen - Er­
suchen den Adressaten tatsächlich erreicht und auch 
eine entsprechende Beantwortung gefunden hat. 

Es geht also nicht nur um einen Brief, es geht um einen 
Schriftwechsel, wenn Sie so wollen. Ich vermag im 
Moment allerdings nicht zu sagen - diese Antwort 
kann vielleicht der Herr Justizminister oder der Herr 
Ministerpräsident geben -, inwieweit das Kabinett 
Kenntnis von diesem Vorgang erhalten hat. 

Vizepräsident Rothley: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord­
neten Westenberger (CDU)? 

Abg. Mendling: 

Bitte sehr! 

Abg. Westenberger: 

Wer war der Absender dieses Briefes, von dem Sie 
sprechen? 

Abg . .Mendling: 

Herr Westenbcrger, auch das ist eine Frage, m1f die ich 
noch zu sprechen kommen werde. 

(Abg. Theisen: Erklären Sie es noch etwas weiter, 
es ist so schön! - Helterkdt bei der CDU.) 

Das tue ich auch! 

(Abg. Dr. Kohl: Es wäre gut, Herr Kultege Mend­
ling, wenn Sie bis heute abcnd diesen einfachen 
Sachverhalt erklärt hiitten! - HciteJ"kcit bei d<:>r 

CDU.) 

Wenn der Herr Ministerpräsident hier erklärt hat. ein 
solcher Vorgang sd in der Staatsk<inzl<:>i nicht VOl'han­
den, -

(Abg. Schwarz: Ein solcher Brief, hat er gesagt!) 

- Gut, Brief! 

(Abg. Dr. Kohl: Er hat auch gesagt: Der Brief ist 
nicht geschrieben worden!) 

- Nun, wenn er gesagt hat, er ist nicht gesch1•icbcn 
worden, wird es wieder kritisch, Herr Dr. Kohl. -

so nehme ich das dem Herrn Ministerpräsid<'nten sehr 
gerne ab. 
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Aber auch zum Beispiel im Geschäf1sben>ich des Justiz­
ministeriums soll es ab und zu passieren, daß Schrift­
-;tüdtP. im entscheidenden Moment eben nicht greifbar 
sind. 

(Sehr starker Widerspruch und Protestrufe bei den 
Regierungsparteien. - Abg. Dr. Kohl: Das ist doch 
eine UnterstellunF,! Was sind denn das für Sachen! 
Das ist docl\ unglaublich! - Andauernde große Un-

ruhe bei der CDU.) 

Vielleicht ist aber der Herr Ministerpräsident geneigt, 
den Herrn Justizminister zu bitten, im Wege der Amts­
hilfe einmal nachforschen zu lassen, ob der von mir er­
wähnte Schriftwechsel vielleicht in dessen Verantwor­
tungs- und Geschäftsbereich aufbewahrt wird. 

Hier komme ich zu Ihrer Frage, Herr Kollege Westen­
bcrger: Ich muß insofern meine Ausführungen von 
heute vormittag richtigstellen, daß sie nicht zutreffend 
zu sein scheinen und nach meinen jetzigen Kenntnissen 
auch nicht sind, insowP.il., als es sich darum handelt, daß 
Herr Duppre der Verfasser dieses Briefes war. 

<Abg. Dr. Kohl: Aha!) 

Ich glaube, daß Herr Duppre ein Anrecht darauf hat, 
daß das von mir hier ausgeführt wird. Aber es bleibt 
bei dem Tatbestand, daß dieser Schriftwechsel existiert. 

(Zuruf bei der CDU: Mit wem denn? - Finanz­
minister Glahn: Das ist mysteriös!) 

Ich darf nur hoffen, daß es möglich sein wird, ihn auf­
zufinden. Jedenfalls darf ich jetzt schon sagen - Sie 
wissen, daß Urkundsbeweil:e an sich die besten Beweise 
sind. wenngleich gerade hier - Stichwort „Panzer­
schrank<>rlaß'· - einiges getan wird, um eine solt:he Be­
weisführung zu erschweren -. daß mir Zeugen zur Ver­
fügung stehen, die nach Persönlichkeit, Rang und An­
sehen, jedes Maß an Glaubwürdigkeit .für sich in An­
spruch nehmen können, die auch bereit sind, etwa vor 
einem Untersuchungsausschuß im Sinne des Artikels 91 
der Landesverfassung entsprechend auszusagen, wenn 
das Hohe Haus 7.U der Auffassung gelangen sollte, einen 
solchen Au~schuß zu bilden, der nach allem, was heute 
hier vorgctrngen worden ist, meines Erachtens zumin­
dest in Erwägung gezogen werden darf. It:h glaube, 
insoweit habe ich zunächst nach meinem Dafürhalten 
hinreichend das behandelt, was der Ministerpräsident 
heute morgen an meine Adresse gerichtet hat. 

Vizepräsident Rothley: 

Hcl'r Abgeordneter Mendling, gestatten Sie eine Zwi­
schenfrage de~ Herrn Abgeordneten Wes tenbcrgcr 
(CDU)"? 

Abg. Mendling: 

.Ta. bittel 

Abg. Westenberger: 

Sie haben heute vormittag von einem bestimmten 
Punkt, von einem bestimmten Inhalt, einem bestimmten 
Ad1-essaten und von einem bestimmten Absender ge­
s proche n. J e tzt sagen Sie, daß Sie den Absender nicht 

mehr mit Sicherheit angeben können. Ich frage Sie: 
Wer ist der Abiiender? Wenn Sie den Inhalt so genau 
kennen, müssen Sie auch den Absender kennen. 

Abg. Mendling: 

Herr Kollege Westenberger, ich bitte um Verständnis 
dafür, daß ich nicht ein zweites Mal durch übergroße 
Pt·äzision mich hier genötigt St!hen möchte - -

(Lebhafte Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

- Ich bitte um Verständnis dafür, und könnte mir den­
ken, daß auch Ihnen der Wunsch des Herrn Minister­
präsidenten, der heute morgen hier vorgetragen wurde. 
respektabel und richtig erscheint, nämlich in diese r 
Plenumsdiskussion Namcni;ncnnungt' n möglichs t nicht 
vorzunehmen. 

Vizepräsident Rothley: 

Herr Abgeordneter Mendling, gestatten Sie eine Zwi­
schenfrage des Herrn Abgeordneten Schwat'Z (CDU)? 

Abg. Mendling: 

Ja, bitte! 

Abg. Schwarz: 

Herr Kollege Mendling, Sie haben gesagt. daß der Ab­
sendl'.'r nicht klar erkf'nnbRr gewesen sei. 

Abg. l\lendling~ 

Das habe ich nicht gesagt! 

Abg. Schwarz: 

Sie haben auch von einem Adressaten gesprodwn. 

Abg. Mendling: 

Ich habe nur gesagt, daß Ich insoweit meine Behaup­
tung nicht länger aufrechterhalte, als Herr r>uppre der 
Verfasser ist. Ich habe noch nicht einmal gesagt, daB 
mir persönlich unklar sei, wer der Verfasser isl. 

(Abg. Dr. Kohl: Dann sagen Sie es doch, wenn Sie 
solcl\e Ungeheuerlichkeiten behauplf.'n !) 

Abg. Sdlwarz: 

Mich interessiert es, wer der Verfasser ist. Bleiben Sie 
bei dem Adressaten von heute morgen? 
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Abg. Mendling: 

Juwohl, Herr Kollege Schwarz! Ich bleibe bei dem 
Adressaten. kh bleibe auch dabei - kh habe meine 
Ausführungen insoweit ergänzt -, daß es sich um einen 
Schri!twechsel handelt, der im Zusammenhang mit der 
damaligen Denkschrift, die auch heute wieder stark 
ungesprochen wurde, eine Rolle gespielt hat. 

\'izepräsidt'nt Rothley: 

l Ierr Abgeordneter Mendling, gestatten Sie eine Zwi­
~chcnfragc des Herrn Abgeordneten Gaddum (CDU)? 

Abg. Me11dling: 

Ja, bitte! 

Abg. Gaddum: 

Sie haben heute morgen hier ausdrücklich erklärt, daß 
ein Brie! der Staatskanzlei an den von Ihnen genann­
ten Adressaten geschrieben worden sei, also aus der 
Dienststelle des Herrn Ministerpräsidenten. Bleiben Sie 
dabei, daß diese Dienststelle des Herrn Ministerpräsi­
denten der Absender des Briefes ist? Denn das ist der 
eigentliche Clou Ihrer Behauptung. Bleiben Sie dabei? 

Abg. Mendling: 

Herr Kollege Gaddum, ich habe vorhin schon ganz klar 
gesagt, daß ich meine Ausführungen von heute vor­
mittag, die sich auf Herrn Duppre namentlich bezogen, 
insoweit nicht mehr aufrechterhalte. 

(Abg. Gaddum: Bleibt es bei der Staatskanzlei? 
- Finanzminister Glahn: Was ist denn die Wahr­

heit?) 

- Es tut mir leid, daß ich in diesem Punkte doch mehr 
sagen muß - Sie zwingen mich dazu-, 

(Zwischenrufe und Unruhe bei den Regierungs­
parteien. - Abg. Theisen : Heraus mit der Sprache!) 

als der Ministerpräsident heute morgen als wünschens­
wert hier vorgetragen hat. 

(Abg. Schwarz: Also heraus mit der Sprache!) 

Nach den Informationen; nun werde ich mic.."1. etwas 
vorsichtiger ausdrücken, die mir verläßlich zugegangen 
sind, ist dieses Schreiben aus dem Geschäftsbereich des 
Justizministeriums gekommen. 

(Abg. Westcnbergcr: Halten Sie es für außerge­
wöhnlich, wenn der Justizminister einen Brief an 
einen Landgerichtspräsidenten schreibt? - Heiter-

keit bei den Regierungsparteien.) 

- Herr Kollege Westenberger, ich muß feststellen, daß 
Sie meine Ausführungen nicht verstanden haben. Ich 
habe gesprochen vom Geschäftsbereich des Justizmini­
steriums. 

(Abg. Westenbergcr: Bitte, präzis ie ren Sie ma l Ihre 
Ausführungen: Wer hat de n Brief geschriebe n?) 

- Meine Damen und Herren! Ich war bisher gern be­
reit, diese Fragen zuzulassen, ich glaube aber, das we­
sentliche, um das es hier geht, ist doch die Frage: Exi­
stiert ein Schriftwechsel, über dessen Inhalt bi~hcr noch 
kein Wort gesagt worden ist, oder nicht, 

(Abg. Dr. Kohl: Ja!) 

und wie gelingt es uns, au! dem Wege zur Bereinigung 
all dieser Dinge einen Schritt voran zu kommen. 

Vizepräsident Rothley: 

Herr Abgeordneter Mendling, gestatten Sie eine Zwi­
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Neubauer 
(CDU)? 

Abg. Mendling: 

Ja! 

Abg. Dr. Neubauer: 

Herr Kollege Mendling, Sie haben eben gesagt, es han­
dele sich um ein Schreiben, über dessen Inhalt nichts 
bekannt sei. Stimmen Sie mir zu, daß Sie heute vor­
mittag erklärt haben, der Brief habe einen bestimmten 
Inhalt, der von Ihnen genannt wurde. Ich erinnere Sie 
nur daran und bitte, Ihr Gedächtnis zu erforschen, daß 
die Herren gemeldet werden sollten, die an einem Vor­
gang besonders beteiligt waren. Ich frage Sie: Stimmen 
Sie zu, daß Sie das heute morgen als Inhalt angegeben 
haben? 

Abg. Mendling: 

Ich darf Ihnen bestätigen, daß dieses Schreiben den 
Komplex betraf, den Sie eben ansprachen. Lassen Sie 
mich nun aber den Blick auf das wenden, um was es 
eigentlich geht. 

(Abg. Dr. Kohl: Das tun Sie doch schon die ganze 
Zeit!) 

- Leider hindern Sie mich sehr daran, zur Sache selber 
wieder zurückzufinden, nachdem ich Ihnen, wie ich 
hoffe, klargemacht habe, in welchem Umfang ich meine 
Ausführungen von heute morgen aufrechtzuerhalten 
gedenke. 

(Abg. Dr. Kohl: Das werden Sie heute hier noch 
tun!) 

Meine Damen und Herren! Vielleicht darf ich mir ab­
schließend zu diesem Punkt noch einige andere Bemer­
kungen gestatten. Zunächst bin ich der Meinung, daß 
seitens des Justizministeriums, was den ständigen 
wechselseitigen Kontakt anlangt, mit den Gerichten 
seines Geschäftsbereiches noch einiges zu verbessern 
sein wird. Ich darf Sie daran erinnern, daß in Preußen 
etwa - das ist hier auch schon erwähnt worden -, alle 
zwei Jahre zum Beispiel ein hoher Ministerialbeamter 
an jedes Landgericht gekommen ist, der für jeden an­
sprechbar war, um gewisse Sesonderheiten, vielleicht 
auch Mißstände - wesh alb sollen s ie nicht hin und 
wieder einreißen - vorzutragen und baldmi.lglichs t aus-
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zuräumen. Ich glaube - das darf ich dem Justizminister 
zumindest zu erwägen geben -, daß auf diesem Gebiet 
v ielleicht dieses Beispiel durchaus nachahmenswert ist. 

Eine weitere Frage, die ich anschließen möchte, ist die, 
ob es wirklich nach Meinung dieses Hohen Hauses rich­
tig und sinnvoll ist, daß etwa Richter, die aus tiefster 
So1·ge ht>1'aus gewisse Verhältnisse kritisieren und ihre 
Bedenken vortragen, dies nur dann tun können, wenn 
sie gleichzeitig entschlossen und bereit sind, notfalls 
bis in die let7.te Instanz hinein gegenüber einer doch 
verhältnismäßig mächtigen Anstellungsbehörde sich 
durchzusetzen. Ich glaube, das kann nicht im Interesse 
dieses H::lllses liegen. Wir sollten sehr darauf achten, 
daß ein Fall Weber nur deswegen in dieser Form ab­
laufen konnte, weil der Betreffende das nötige Steh­
vermögen ha tte. 

kh glaube, daß es nicht richtig ist. wenn wir billigen, 
daß nur unter solch unangemessen hohem Aufwand 
unsere Beamten und Richter in der Lage sind. Recht zu 
erstreiten. 

Abl«:hlielk nrl noch eine f!'rage an den Herrn Justiz­
minister, ('ille Frage, die auch die sachliche Kompeten7. 
dieses L<:1 nclt::i~""' h<'frifft. N::tm meiner Information is t 
in einer sehr langen Auseinandersetzung, und zwar mit 
dem Priisidium des Landgerichts Koblenz, unter ande­
rem auch das Argument vorgebracht worden, daß zur 
Et·örterung dieser Dinge d er Landtag im Plenum nur 
Pin<' beschränkte fachliche Befähigung habe. Nun, ich 
unterste lle , daß das zutrifft: wenn es nicht zutrifft. mag 
es bestritten werden. Wenn dem so ist, - -

(Abg. Schwa rz: Sind Sie aber vorsichtig geworden, 
Herr Kollege! - Heiterkeit bei der CDU.) 

- Das ~dieint mir auch vonnöten und richtig. Herr Kol­
lege Schwarz! 

<Lachen und demons trativer Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

Wenn de m schon ~u ist, meine Damen und Herren, dann 
~ol!ten wir in der Tat - und das ist mein Anliegen -. 
\Wnn auch nicht heute, ~o doch in der nahen Zukunft, 
ernsthaft prüfen, ob wir nicht doch gut daran tun, die­
sen ganzen Komplex, der sich ja nur in Form von Ein­
zelbeispielen hier einigermaßen umreißen und demon­
s trieren ließ, in der verfassungsmäßig vorgesehenen 
Form einer Klärung zuzuführen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Rothley: 

Ich erteile daR Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. Völ­
ker <FDP). 

Abg. Dr. Völker: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und He r­
ren! Ich möchte vorweg eines sagen, was, glaube ich, 
eben in dem mehr oder weniger spöttischen Beifall 
untergeg;:mgcn ist. Ich bedanke mich bei dem Kollegen 
Mendling, daß er ein so wesentliches Wort zur Debatte 
beigetra ge n hat. Es ist in der Tat sehr vonnöten, In 
diesem Hause bei den Erörterungen sorgfältig zu prü­
fen. wer we m was sagen will. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich bin dafür dankbar; denn das geht genau in die 
Richtung meiner Aui;fiihrungen. 

Meine Damen. und Herren! kh bin traudg darübe1'. 
Herr Kollege Skopp, daß Sie eine Sache, die ich glaubte, 
mit einer Divergenz z.wischen Herrn Munzinger und uns 
ad acta legen zu können, zu einer Angelegenheit Ihrer 
Fraktion machen. ld1 bin betrübt darüber, daß das, 
was Herr Munzinger heute, wie ich es behaupte. zum 
Teil der Wahl'heil zuwider, vorgetragen hat, Gegen­
stand Ihrer Unterstützung sein soll. 

(Oho-Rufe bei der SPD. - Beifall der Regierungs­
parteien.) 

Ich werde es Ihnen noch dnm>il sagen. 

(Emeule1· Beifall der R<)gie rungi:<pC\rleien.) 

Ich habe zu Beginn meiner Aus führungen eines gesagt: 
Solange "ich in diesem Hause bin, habe ich mit Achtung 
und mit großem Wohlgefallen festgestellt, daß bei al­
len snchliche-n Argumenten, die hier vorgetragen wor­
den sind, von der Opposition und v-0n den Regierungs­
parteien, immer Wert darauf gelegt wurde, die Dinge, 
die man vortrug, besonders wenn sie Personen an -
gehen, zu fundieren und nachzuprüfen. Und gerade das 
habe ilh bei dem Herrn Munzinger - ich glaube, ich 
habe es be wiesen, ich tue es aber gleich noch einmal -
zu monieren gehabt. 

Vlreprlsfdent Rothley: 

Herr Abg~vrdneter Dr. Völker, gestatten Sie einf' Zwi­
schenfrage des Herrn Abge-0rdneten Dr. Skopp (SPD)? 

Abg. Dr. VlllkPr: 

Bitte sehr, ja! 

Abg. Dr. Skopp: 

Herr Kollege Dr. Völker, wollen Sie uns zugestehen. 
daß der von Ihnen gebrauchte Ausdruck „Niederträch­
tigkeit" uns genauso traurig gestimmt hat, wie Sie das 
für sich in Ansprmh nehmen? 

Abg. Dr. Vlllker: 

Gutt Ich beginne dann also mit dem Ausdruck. der 
mich dazu veranlaßt hat. 

Herr Kollege Munzinger hat in seinen ja doch nicht ad 
h-0c vorgctra.ge-ne-n. sondern - Sie haben das ja vot•hin 
doch wohl zugeben müssen, Herr Kollege Skopp -
schtiftlich vorbereiteten, wörtlich aus dem Manuskript 
vorgetragenen Ausführungen folgendes behauptet: 

(Abg. Dr. Skopp : Ja, gut! Aber wir haben es nicht 
zensiert!) 

- In Ordnung, das nehme ich Ihnen ab! 

(Abg. Dr. Koht : Das wäre ja noch schlimmer!) 
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Der Herr Kollege Munzinger hat folgendes erklärt -
ich darf zitieren, Herr Präsident-: 

Es handelt sich zunächst um den ersten Fall Born­
müller; Sie kennen ihn vermutlich. In diesem Falle 
handelt es sich um ein Delikt, das der Sohn des 
höchsten Forstbeamten des Landes begangen hatte. 
In erster Instanz wurde er freigesprochen. Es sollte 
Berufung eingelegt werden. Dies wurde unmöglich 
gemacht, obwohl auch der Generalstaatsanwalt für 
ihre Durchführung eintrat, dadurch, daß der sciner­
zcitige Justizminister die Weisung gab, die Berufung 
nicht durchzuführen. Man muß wissen 

- bitte, meine Damen und Herren - beac..11ten S!e die 
Formulierung -, 

daß dieser Justizminister Parteifreund des Vertei­
digers des Angeklagtcn war. 

Was liegt in dieser Behauptung? Auch der Rechtsan­
walt, Herr Kollege Dr. Skopp, ist ein Wahrer des Rechts. 
Und ich habe hier an dieser Stelle das erklärt - -

(Starker Beifall der Regierungsparteien.) 

Ich habe hier an dieser Stelle das erklärt, was ich dem 
Kollegen Munzinger gesagt hätte, wenn er es für nötig 
gehalten hätte, mich vor einem solchen, wie ich noch 
einmal wiederhole, niederträchtigen Vorwurf 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gut!) 

der Beihilfe zui· Rechtsbeugung 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

mit einem Wort am Telefon zu fragen - er kennt mich 
ja lange genug -: Herr Völker, haben Sie als damaliger 
Verteidiger auf die Entscheidung des Ministers Einfluß 
genommen? Dann hätte ich ihm so wie heute hier vor 
dietiem Hause erklärt: Nicht ein einziges Wort ist zwi­
schen mir und Herrn Becher gewechselt worden über 
den Fall Bornmüller. Das erkläre ich jetzt noch ein­
mal. Und ich muß Ihnen wiederholen, Herr Kollege Dr. 
Skopp, die parlamentarische Freiheit kann nicht so weit 
gehen, daß man einem Mann, der, wie ich es noch ein­
mal betone, sich als Wahrer des Rechts fühlt, unter­
stellen darf, in dieser Weise - durch Inanspruchung 
einer Beziehung parteifreundlichcr Art zu dem Justiz­
minister - auf die Rechtsprechung Einfluß zu nehmen. 
Eine solche Bchuuptung ohne vorherige Information 
halte ich für niederträchtLg. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Rothle:v: 

Herr Abgeordneter Dr. Völker, gestatten Sie eine Zwi­
schenfrage des Herrn Abgeordneten Munzinger (SPD)? 

Abg. Dr. Völker: 

Bitte sehr, gerne! 

Abg. Munzinger: 

Hen· Dr. Völker, ich habe Ihnen heule morgen schon 
die Denkschrift der Richter und Staatsanwälte angebo-

ten. Ich habe lediglich aus dieser Denkschrift zitiert 
und - -

(Zurufe von der CDU: Das ist keine Frage!) 

- Gut, dann komme ich nachher darauf zurück; dann 
möchte ich dazu das Wort erbitten. 

Abg. Dr. Völker: 

Ich darf Ihren Einwurf, Herr Munzinger, in eine Frage 
umdeuten. Sie fragen, ob es sich hier um ein Zitat han­
delt. Ich habe eben vorgelesen, was Sie gesagt haben. 
Nichts steht davon, daß das aus einer Denkschrift 
stammt. sondern Sie sagen: 

(Abg. Dr. Kohl: Jawohl!) 

Dies - die Berufung - wurde unmöglich gemacht, 
obwohl auch der Generalstaatsanwalt dafür eintrat, 
dadurch, daß der seinerzeitige Justizminister die 
Weisung gab, die Berufung nicht durchzuführen. 
Man muß wissen 

- das steht nicht in der Denkschrift, sondern das sind 
1 h r e Worte -, 

daß dieser Justizminister Parteifreund des Verteidi­
gers des Angeklagten war. 

Meine Damen und Herren, was liegt denn darin? Wenn 
Sie so etwas für einen üblichen, normalen, gängigen 
und zulässigen Stil in diesem Hause halten, dann aller­
dings muß ich die Generalfrage des Herrn Dr. Skopp 
noch einmal beantworten. 

Ich halte es nicht für zulässig - aus strafrechtlichen, 
aus verfassungsrechtlichen, aber auch aus Gründen des 
Ansehens unseres Hauses -, daß man einen Minister -
und davon war vorhin die Rede -, aber auch, daß man 
einen Angehörigen dieses Hauses in einer Plenarsit­
zung vor aller Öffentlichkeit eines Vergehens, Verbre­
chens oder einer sonstigen gegen das Gesetz verstoßen­
den Handlung bezichtigt, wenn man vorher diese Frage 
nicht gründlich geklärt hat. Und hier - darf ich noch 
einmal wiederholen - geht meine Auffassung dahin, 
daß es ein besserer Stil wäre, wenn man, bevor man 
derartige Dinge in der Öffentlichkeit - sempcr aliquit 
haeret - zur Sprache bringt, von den verfassungsmäßi­
gen Möglichkeiten einer Nachprüfung Gebr·auch macht. 

Das gleiche gilt auch für Behauptungen, wie sie Herr 
Munzinger weiterhin aufgestellt hat und für richtig 
hält. Ich darf noch einmal zitieren. Er sagt da zunächst: 

Die überzeugendste Rechtfertigung der demokrati­
sc..11cn Ordnung ist die proklamierte Ge\1.,:-altenteilung. 

Er fährt dann fort, daß es also besonders ihm und sei­
ner Fraktion - das ist durchaus zutreffend - am Herzen 
liege, diese Ordnungsmäßigkeit der Justiz zu garantie­
ren. 

Er spricht mit sehr bewegten Worten von der Notwen­
digkeit des Eintretens für die Rechtsstaatlichkeit. Und 
dann sagt er folgendes: rm Rahmen der Koalitionsver­
handlungen - ich glaube nicht, daß der Herr Munzinger 
dabei war - ist dieses Ministerium oft genug ein Kom­
pensations- und Proporzobjekt gewesen. - Nun gut, das 
mag er behaupten. Aber jetzt weiter; Die bestimmen­
den Politiker, zu denen wir Sie auch schon zählen -
besonders zu Herrn Kohl gewandt, aber auch sonst an 
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uns alle - , bekundeten damit eine bedenkliche Geistes­
ha ltung. Diese Geisteshaltung beweist nämlich eine bis­
her nicht bewußte Vernachlässigung der Dritten Kraft 
in unserer staatlichen Ordnung. Diese gerade für das 
St::1<1tsbewußtsein entscheidende Kraft ist die Recht­
sprechung. -

Meine Damen und Herren! Ist es wirklich im Stile un­
scrf'e künftigen Ve rhandlungen angemessen, in dieser 
Form nicht nur den einen oder anderen - das habe ich 
für meinen Teil schon abgelehnt -, sondern auch die 
überwiegende Mehrheit oder die Mehrheit dieses Hau­
ses in dieser Form zu bezichtigen, sie habe bei dem 
Proporz um Ministersessel die Geisteshaltung vermis­
sen lassen, die sidl. um die Aufrechterhaltung der 
Rechtsstaatlichke it dreht. 

(Abg. Theisen: Einfach furcht.bar!) 

ich glaube n icht. daß Sie selber, Herr Skopp, oder 
irgendein anderer Angehöriger Ihrer Fraktion bereit 
wären. diese Worte noch einmal von sich zu geben oder 
zu unterschreiben. Und ich habe mir erlaubt, darauf 
hinzuweisen, daß es dem Stil dieses Hauses nicht gut 
anstehen kann, wenn wir uns das Redtt herausnehmen, 
den einzt:lnen Minister, Abgeordneten oder hier ganze 
Fraktionen mit solchen hernbsetzenden Äußerungen zu 
bedenken. Es kann nicht im Sinne eines Parlaments 
liegen, daß wir - wie Sie die Frage vorhin formulierten, 
Herr Kollege Dr. Skopp - zunächst einmal uns berech­
tigt glauben, einen Minister zu beschimpfen, zu be­
schuldigen und ihm Verstöße gegen das Recht vorzu­
werfen und dann hingehen und sagen: Ja, jetzt wollen 
wir f'inm::il einen Untersuchungsausschuß einsetzen. -
[eh bin der Meinung: Wer das Recht haben will, den 
anderen zu beschuldigen oder ihm Vorwürfe zu ma­
chen, der muß die Dinge eingehend prüfen - und hier, 
darf ich sagen, unterscheidet sich Ihr Parteifreund 
Mendling sehr ernsthaft von Ihnen - , der muß es für 
vonnöten halten, sorgfältig zu prüfen, ob das, was er 
von d iesem P latz aus erklärt, nun auch wirklich h ieb­
und stichfest ist. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Rothley: 

kh erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten f)r . Kohl 
(CDU). 

Abg. Dr. Kohl: 

Herr Präsident, m eine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Ich habe vor der Mittagspause, wie ich hoffe, in 
ruhiger und auch abgewogener Weise den Versuch un­
ternommen, die sozialdemokratische Fraktion dieses 
Hauses zu einer Erklärung, Entscheidung - Sie mögen 
es nehmen, w ie Sie wollen - zu bewegen, die das Klima 
et.was bereinigt. 

Nach der Mittagspause, Herr Kollege Skopp, ist das 
genaue Gegenteil eingetreten. Sie haben nicht nur das, 
was heute früh gesagt wurde, aufrecht erhalten, Sie 
haben es in einigen Punkten sogar noch verbal unter­
s trichen. 

Ich muß Ihnen sagen, ich kann das für die CDU-Frak­
tion nur bedauern, und ich bin ganz sicher, daß es ins­
gesamt gesehen für dieses Haus kein Ruhmesblatt ist, 
was sich in den letzten Stunden hier abgespielt hat. 

Zur Sache selbst will ich nicht mehr viel sagen. Wer 
hier die letzten Ausführungen des Kollegen Mendling 
gehört hat, der muß sich doch ernsthaft fragen: War­
um, meine Damen und Herren von der SPD, haben 
Sie diesen Vorstoß heute unternommen? - Der Hert 
Mendling trat heute früh zusammen mit einem ande­
ren zu einem großen Anspruch an. Nun, Herr Mend­
ling, was ist übriggeblieben von der nich t zitierten 
aber gemeinten Justizkrise : die versäumten Besuche 
hoher Ministerialbeamter. 

Herr Minister Schneider, reisen Sie in Zukunft mehr. 
und Sie werden solche Vorwürfe nidlt erhalten! 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Und was ist noch übriggeblieben? Sie haben heute 
früh mit einer großen Selbstverständlichkeit nir.ht nur 
d as, was Ihr Vorredner, der erste Sprecher der SPD­
Fraktion, an gravierenden Unterstellungen und F or­
mulierungen gebraucht hat, übernommen. sondern Sie 
haben auch einen bestimmten Tatbestand behauptet. 
Sie haben - Herr Kollege Mendling - da führt kein 
Weg vorbei -, mit dürren Wol'ten - so mußte es ver­
standen werden, und so haben wir es und jeder im 
Saal verstanden - heute früh die Behauptung aufge­
stellt, daß durch ein Sdtreibcn des Staa ts~~kretär~ 
Duppre - Sie haben ihn namentlich genannt - an das 
Präsidium des Landgerichts - Sie haben auch den 
Adressaten namentlich genannt -. 

<Abg. Schwarz: Landgerichtspräsident Teufl !) 

an den Landgerichtspräsidenten dort - so mußte der 
E!ndtuck ents tehen, so wollten Sie ihn a uch au.s der 
Debatte entstehen lassen -, ein unzulässiger Druck bel 
der Geschäftsverteilung ausgeübt wurde. 

Beides haben Sie heute m itt ag getarnt. Sie haben in 
einem Veitstanz ohnegleichen - anders kann ich es 
nicht bezeichnen - über eine halbe Stunde lang - -

(Zuruf von der SPD.) 

- „parlamentarischen", gut, ich schiebe das Wort da­
zwischen ein. 

Me ine Da men und Herren! Sie wa1·en heule in der 
Beha ndlung meiner Person wahrlich nicht zimperlich, 
und Sie werden es nicht erwal'ten können, daß ich es 
bm! · 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren! Sie haben dann geschlagene 
zwanzig Minuten, Herr Kollege Mendling - ich habe 
auf die Uhr geschaut -, darauf verwendet, das zu ver­
nebeln, w as Sie heute früh sagten. Was haben Sie un­
ter anderem gesagt? Zunächst haben Sie revoziert: Der 
Herr Duppre war es nicht. - Dann sprachen Sie dau­
ernd von der Staatskanzlei. Das habe ich mit diesen 
meinen Ohren vor einer Stundf' hier gehört. Dann auf 
einmal haben Sie blitzartig „das Pferd gewechselt" als 
die Zwii:chenfragen kamen, und d ann war es auf ein­
mal der Herr Minister Schneider; jetzt soll er Antwort 
geben. Da haben Sie also auch die Staatskanzlei ver­
lassen. 

Ich meine, es ist genug des graus~men Spiels! Wir sind 
hier im Landtag. Und wenn Sie hier vor der Öffent­
lichkeit eine solche Behauptung aufstellen, dann bele­
gen Sie sie! 

Ich s telle jetzt zunächst von mir aus, weil ich als Vor­
si~zender der Fraktion der CDU ein Interesse daran 
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habe, in diesem Hause nacheinander an den Herrn 
Ministerpräsidenten, an den Herrn Chef der Staats­
kanzlei, Staatssekretär Duppre, wie auch an den Herrn 
Justizminister die Frage, ob ihm etwas von der Exi­
stenz, vom Inhalt oder vom Adressaten eines solchen 
Briefes bekannt ist. Und dann, Herr Mendling, erwarte 
ich von Ihnen, daß Sie nachher, nach dieser Beant­
wortung, wenn die drel Herren gesprochen haben, hier 
ans Pult treten und das tun, was Sie wahrscheinlich 
als Mann - ich halte Sie durchaus zu einer solchen 
Auffassung fähig - in diesem Falle zu tun haben. Es 
führt kein Weg vorbei! 

(Beifall der Regierungsparteien.) 

VizepTäsident Rothley: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmidt (SPD). 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Ich beantrage für unsere Fraktion eine 
Unterbrechung der Sitzung. 

Vizepräsident Rothley: 

Es ist Unterbrechung der Sitzung beantragt worden. 
Ich unterbreche die Sitzung bis 

(Zurufe von der SPD: 16.45 Uhr!) 

16.45 Uhr. 

U n t e r b 1· e c h u n g de r S i t z u n g : 16.17 Uhr. 

W i e d e r b e g in n de r S i t zu n g : 16.54 Uhr. 

Vizcprllsldent Rothley: 

Die Sitzung ist wieder erö!.fnet. Ich erteile das Wort 
dem Herrn Abgeordneten Schmidt (SPD). 

Abg. Schmidt : 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die sozial­
demokratische Fraktion hat mit Befriedigung von der 
Feststellung ihres Fraktionskollegen Mendling Kennt­
nis genommen, daß die heute morgen aufgestellte Be­
hauptung, daß in der hier zur Erörterung stehenden 
Sache ein Brief aus der Staatskanzlei vorliege, irrtüm­
lich war. Wir glauben, daß der Mut zu dieser Feststel­
lung Anerkennung verdient. 

(Beifall des Hauses.) 

Der Abgeordnete Mendling hat uns in unserer Fraktion 
zu dem Komplex: einige Mitteilungen gemacht bezüg­
lich des Vorhandenseins eines Briefes, die wir - und 
ich bitte das zu verstehen - zu dieser Minute nicht prü­
fen konnten. Die sozialdemokratische Fraktion wird 
aber zu den fraglichen Behauptungen weitere Prüfun­
gen vornehmen und wird von dem Ergebnis ihrer Prü­
fungen d em Herrn Jus tizminis ter und de n beiden an-

deren Fraktionen dieses Hauses Kenntnis geben. Wir 
werden so oder so den ermittelten Tatbestand fest­
stellen. 

Zu dem weiteren Inhalt der Debatte von heute früh, 
an der ich nicht teilnehmen konnte, betreffs den Vor­
gängen um Herrn Amtmann Weber und den heutigen 
Herrn Landgerichtsrat Schuth stellt die sozialdemo­
kratische Fraktion fest, daß, soweit hier Sachfeststel­
lungen getroffen wurden, diese durch die hier vorge­
tragenen Erklärungen nicht zu unserer aller Zufrie­
denheit erledigt sind. 

Die sozialdemokratische Fraktion ist aber bereit, mit 
dem Herrn Justizminister in einem weiteren Gespräch 
unter Heranziehung des sogenannten Panzerschrank­
erlasses die noch vorhandenen verschiedenen Auffas­
sungen und die sich gegenüberstehenden Feststellungen 
zu prüfen, und, wenn in einem solchen Gespräch der 
Komplex nicht zur Zufriedenheit aller Beteiligten be­
reinigt werden kann, dem Parlament erneut Gelegen­
heit zu geben, auf die Angelegenheit zurückzukommen. 

Im übrigen schätzt die sozialdemokratische Fraktion 
seit eh und je, daß in diesem Hause im Ringen um die 
Rechtsstaatlichkeit als Garant unserer demokratischen 
Ordnung alle hier im Hause vertretenen Parteien ge­
meinsame Anstrengungen aufzuweisen haben. Wir sind 
der Auffassung, daß die Debatte um das Justizmini­
sterium immer von den Sorgen um die Rechtsstaatlich­
keit getragen werden wird und getragen werden muß. 
Wir alle sollten uns freuen, daß es in der demokrati­
schen Staatsordnung noch Möglichkeiten gibt, kritische 
Stimmen gegenüber der Rechtspflege zu äußern. 

(BeifaH der SPD.) 

Möge die Zeit nie wiederkommen, in der kritische 
Stimmen gegenüber der Rechtspflege nur unter Gefahr 
für Leib und Leben vorgetragen werden konnten. 

Meine Damen und Herren! Die sozialdemokratische 
Fraktion wäre Ihnen dankbar, wenn au! Grund der 
vorliegenden Erklärung die geführte Debatte einstwei­
len abgeschlossen werden könnte. 

(Beifall der SPD.) 

Vizepräsident Rothley: 

Meine Damen und Herren! Es sind noch eine Reihe von 
Rednern in der Rednerliste eingetragen. Dar! ich die 
Frage stellen, ob mit der Erklärung, die jetzt durch den 
Herrn Abgeordneten Schmidt abgegeben ist, der Fra­
genkomplex, der angesprochen war, für jetzt abge­
schlossen sein kann. 

(Zurufe: Jawohl!) 

- Ich habe die Zustimmung des Hauses. 
Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Rösler (CDU). 

Abg. Dr. Rösler: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Die Zeiten, in denen die Sozialdebatten mit einer 
vergleichba ren Heftigkeit geführt wurden, wie heute 
vormittag die Justizdebatte, gehören, Gott sel Dank, 
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IDr. Rösler) 

der Vergangenheit an. Das hat sicher seinen Grund dar­
in - Kapitel und Zahlenwerk unseres Sozialetats wei­
sen das aus -, d<iß, von einigen Kriegsfolgefällen ab­
gesehen, unsere Sozialpolitik doch bei weitem nicht 
mehr in erster Linie eine Frage der materiellen Not 
ist. 

Wir begrüßen diese Entwicklung, sind allerdings auch 
der Meinung, daß dies nicht zu dem Schluß führen 
darf, daß die sozialpolitische Problematik in Zukunft 
einfacher oder gar unbedeutsam würde. Im Gegenteil! 
Wenn es in der Vergangenheit primär die materielle 
Not war, die das intakte Zusammenwirken der ver­
schiedenen Kräfte und Gruppen innerhalb der Gesell­
schaft gestört hat, werden es in der Zukunft mehr oder 
weniger die Folgen eines nicht verkrafteten Wohlstan­
des sein, die das Wirken der Gesellschaft ers<'hweren 
oder gar gefährden könnten. 

Ich möchte dabei nicht den Wohlstand als solchen an­
klagen, sondern mehr oder weniger die mangelhafte 
Fähigkeit eines Teiles unserer Menschen, die einfach 
nicht in der Lage sind, den Wohlstand den übrigen 
Lebensnotwendigkeiten so ein- oder unterzuordnen, 
daß er der Gesellschaft als solcher dient und nicht 
schadet. Ich denke dabei zunächst an eine gewisse Ab· 
nahme des ~ozialen Denkens und des sozialen Engage­
menbi. Ich möchte nicht den Begriff „Gemeinschaft", 
der leider Gottes durch den Sprachgebrauch des Drit­
ten Reiches etwas in Verruf gekommen ist, übermäßig 
strapazieren. Dennoch. bin ich der Auffassung, daß auch 
eine Gesellschaft vom Jahre 1966 Gemr>ins<'haft und 
Gemeinsinn braucht . 

Der Wohlstand, das ist gar keine Frage, hat, wenn er 
niei1.1t verkraftet wird, imrrler den Trend und die Ten­
denz, sich am Schicksal des Mitmenschen in zuneh­
mendem Maße uninteress iert zu zeigen, wenn ihm nicht 
eine bewußte Gemeinsdi.aftsgesinnung entgegengesetzt 
wird. 

Meine Damen und Herren! Ich sage das deswegen, weil 
ich die Befürchtung habe, daß im Falle einer plötzli­
chen Bedrohung unserer Lebensordnung und unsel'Cr 
Lebensgewohnheiten ein mangelnder Gemeinsinn in 
unserem Volke sich geradezu katastrophal auswirken 
könnte. Das soziale und politische Engagement sollte 
insbesondere bei der Jugend gefördert werden. Ich 
möchte von dieser Tribüne aus alle, die an der Erz.ie­
hung der Jugend im Lande wirken, bitten, nicht müde 
zu werden, sich dieses Problems in einer besonderen 
Weise anzunehmen. Vielleidi.t wäre es möglich, der B_e­
devtung der Sozia lpädagogik auch in Zukunft und auch 
in unserer Etatgestaltung einen breiteren Raum eim:u­
räumen, damit wir nicht Gefahr laufen, eines Tages 
infolge des modernen und technisierten Lebens natür­
liche soziale zusammenhänge immer mehr zu verlieren. 

F.s ist nicht zu bezweifeln, und dem genauen Beobach­
ter kann es nicht entgehen, meine Damen und Herren, 
daß die Beziehungen zwischen den Menschen in den 
\'ergangenen Jahren zumindest nicht stärker geworden 
sind, und daß das technisierte Leben, das beispielsweise 
den Na('hbarn nicht mehr braucht, nicht mehr in dei:­
Weise den natürlichen Zusammenhalt - beispielsweise 
der Nachbarschaftsgemeinschaft - fördert, wie das frü­
htr einmal selbstverständlich war. Das gilt in einem 
abgewandelten Sinne auch von der Familie. Auch hier, 
meine Damen und Herren, müssen wir leider sagen, 
daß die zentrifugalen Kräfte, also jene, die die Familie 
auseinanderstreben lassen, weit stärker sind als die 
zentripetalen, u nd icll glaube, daß es Sache aller Ver­
a nt wortlichen is t, s ich dieser Frage auch weiterhin mit 

derselben Intensität anzunehmen, wie das Gott sei 
Dank, im Laufe der letzten Jahre geschehen 'ist. 

In diesem Zusammenhang darf ich vielleicht ein Wort 
zur Ehe- und Familienvorbereitung sagen und zum 
Ausdruck bringen, daß eine Frau, die sich anschickt, 
zu heiraten, Hausfrau und Mutter zu werden, auch für 
diesen Lebensberuf nicht ohne die notwendige Vm·be­
reitung sein sollte. 

Direkt neben unseren Verpfti<'htungen für die Familie 
liegen die Verpflichtungen der weiten Öffentlichkeit 
für das Alter. Weil im Laufe der letzten Jahre und 
.Jahrzehnte natürHche Bindungen der Familie verloren­
gegangen sind, ist das Altwerden heute in der Tat zu 
einem Problem geworden. Wir können natüt'!ich durch 
Institutionen, durch Schaffung von Altersheimen, Al­
tenwohnheimen und derartigen Dingen regulierend 
eingreifen, aber lösen W(•rden wir das Problem des 
Alters in seiner menschlichen Tiefe von der staatlichen 
Seite aus nicht. Hiel'zu bedarf es sittlicher Qualitäten, 
die wir entweder haben. die wir aber. wenn wir sie 
nicht haben, durch staatlichen Akt niemals ersetzen 
können. 

(Beifall l.Jci der CDU.) 

V.:> \\ ird von hier aus dankbar notiert, daß die Sozial­
verwaltung auch auf dem Gebiet der Altenhilfe einiges 
getan hat. Ich bin der Überzeugung, daß gerade dieses 
rroblem auch in den künftigen Etats der Sozialverwal­
tung besonders starke Akzente wird bekommen müssen. 

In diesem Zusammenhang ein gam: kur:i:ei- ·wort zum 
Problem der Jugend, weil sich hier ohnE" Zweifel für 
jeden Menschen. der mit offenen Augen durch die Welt 
geht, sichtbar Entwicklungen abzeichnen, die vielen 
Verantwortlichen in zunehmender Weise mißfallen. kh 
möchte kein Pauschalurteil, erst recht keine pauschale 
Verurteilung über unsere Jugend aussprechen. Ich bin' 
selbst lange genug Lehrer an einer Berufsschule ge­
wesen und hatte altersmäßig gerade mit jener Jugend 
zu tun, die hier zur Diskussion steht. Ich möchte aus­
drücklich sagen, daß die große Masse unserer Jugend 
absolut intakt ist, und daß sie sich sowohl auf beruf­
lichem als auch auf sittlichem Gebiet außerordentlich 
müht, ihre Lebensaufgabe zu erfüllen. 

Aber, meine Damen und Herren, es handelt sich im­
merhin um 5 Prozent „andere". Sie geben heute vielfach 
den Ton für einen Lebensstil an, der nicht allen Leu­
ten gefällt. Ich möchte einmal von gewissen Lebensge­
woh.ö.Iieiten in bezüg auf Kleidung und das öffentliche 
Auftreten abseht!n; das ist kein Gegenstand, mit dem 
wir uns hier in diesem Hause auseinandersetzen soll­
ten, Es gibt aber auch andere Dinge, die im sozialen, 
politischen und geistigen Engagement der Jugend lie­
gen, die wir als Politiker rrdt größter Aufmerksamkeit 
verfolgen sollten. Ich will durchaus nicht Schwarz­
Weiß-Malerei betreiben, aber, meine Damen und Her­
ren, dem guten Beobachter wird es nidi.t entgehen, daß 
sich auf die.>em Gebiet, insbesondere in bezug auf das 
soziale und politische Engagement unset't.'t' Jugend, Ent­
wicklungen abzeichnen, die wir sehen sollten. 

Dazu kommt, daß der Wohlstand für die Jugend ganz 
spezielle Gefahren in sich birgt. Sind wir doch ehrlich, 
Geld schafft einfach viele Möglichkeiten. Wenn man 
überlegt, daß es ganze Industriezweige sind, die sich 
heute mit der Ausgestaltung der Freizeit, das heißt 
also mit dem Bedürfnis nach Vet·gnügen , beschäftigen, 
dann wird man erkennen, daß die hier angeschnittene 
Frage durcha us der Betrachtung wert ist. 
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Ich möchte in diesem Zusammenhang auch einmal ein 
Tabu anrühren. Ich bin mir der Gefahren, in die ich 
mich begebe, absolut bewußt. Ich möchte es aber doch 
nicht unterlassen, hier auch einmal ein Wort zu der 
immer fragwürdiger werdenden öffentlichen Moral zu 
sagen, die man heute auf Schritt und Tritt beobachten 
kann. Es handelt sich auf die Dauer gesehen hierbei 
um ein staatspolitisch eminent wichtiges Problem. Die 
Kriminalstatistik beweist ja, daß die Ursachen für 
Verbrechen, Delikte und Vergehen vielfach in dem 
Sexualismus unserer Tage liegen. 

ld1 bin der Auffassung, daß es in Zukunft einfach 
nicht mehr möglich sein darf, daß unter Berufung auf 
dk• rrc~h:· rvt:einungsäußcrung n1it der Unrnoral sc.i11wung­
haft{' G<~SC'häfte gemacht werden. 

(Beifall bei der CDU.) 

Iiict· ist die Würde des Menschen stark gefährdet. Ich 
ft'ag<• mich manchmal - ich bin kein Jurist -, ob hier 
das Grundgesetz nicht unmittelbarer herangezogen wer­
den könnk als das gemeinhin geschieht. Unser Volk hat 
kein Verständnis dafür, daß gewisse Veröffentlichungen 
- it~h denke hier insbesondere auch an photographische 
Veröffentlichungen - erscheinen dürfen, obwohl wir 
<'in Gesetz gegen Schmutz und Schund haben. Wenn 
man dann als Abgeordneter gefragt wird, wie solche 
Veröffentlichungen überhaupt möglich sind und man 
sicll dann juristisch beraten läßt, bekommt man viel­
!uch zut• Antwort: Da kann man halt leider nichts ma­
chen, es sind diesbezügliche Urteile vorhanden. 

Meine Damen und Herren! Eltern, die heute eine Toch­
ter oder einen Sohn im heranwachsenden Alter zu er­
ziehen haben, kommen vielfach mit diesen Fragen und 
Problemen einfach nicht mehr zurecht. Und sie rufen 
in diesem Falle nach dem Staat. Ich glaube, in diesem 
!<'alle und mit diesem Motiv ist in der Tat der Ruf nach 
dem Staat ausnahmslos einmal berechtigt. Wenn die 
Eltern mit den Erziehungssorgen und -problemen selbst 
nicht meht· fertig werden, dann ist die Öffentlichkeit 
schlcc.;lücrdings verpflichtet, diesen zur Erziehung ver­
pflichteten Eltern entsprechend unter die Arme zu grei­
fen. Ich will die Dinge nicht übertreiben; aber ich habe 
das Empflnden, daß es sich hier in der Tat um einen 
Notstand handelt. Wir hören so viel vom Bildungsnot­
stand. Vielleicht lenkt man die Aufmerksamkeit auch 
einmal auf diese Dinge, damit uns der Notstands­
charakter auch dieser Probleme besser ins Bewußtsein 
kommt. 

Vizepräsident Rothley: 

Herr Abgeordneter Dr. Rösler, gestatten Sie eine Zwi-
1"„.h."'"r ... ~,,.CI t ~.t'\n i;'l,..n11 11 hdot'n~~noton RorrTI!!lir'IC-l-ritliP<:.hP.h1"' ....... „ ....... „„~b"- Y'-"•I. ... l.~'"4 ._„ ...,,0...,..._,„._~ . ..... „ ...... .. ~ ,._-,._,._ •• ....,. •• ~ ,.._•„•--••- -••• 

<CDU)? 

Abg. Dr. Rösler: 

Bitte schön, natürlich, mit Vergnügen! 

A bg. llermans ·Hillesheim : 

l8l Ihnen bekannt, daß sich der Jugendwohlfahrtsaus­
schuß des Landes Rheinland-Pfalz im letzten Jahr die­
S('r Aufgabe ganz besonders a ngenommen hat? 

Abg. Dr. Rösler: 

Ich habe die Prolokolle des Jugendwohlfahrtsausschus­
ses nicht gelesen. Ich nehme aber gerne zur Kenntnis, 
gnädige Frau, daß es so ist. 

(Abg. Hermans-Hillesheim: Das steht nicht nur in 
den Protokollen, sondern auch in den Zeitungen! 

- Heiterkeit im Hause.) 

- Sicher! Ich möchte die Tätigkeit des Jugendwohl­
fahrtsausschusses keineswegs diminuieren. Aber ich 
glaube, gnädige Frau, es wäre vielleicht gut, noeh für 
eine bessere und breitere Publikation dieser Vorstel­
lungen des Jugendwohlfahrtsausschusses Sorge zu tra­
gen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Not 
der Zukunft, der künftigen Tage und Jahre wird mei­
ner Vorstellung nach immer mehr und stärker sich in 
Einzelschicksalen darstellen. Ich denke beispielsweise 
an das Problem der geistigen und körperlichen Behin­
derung, insbesondere der Kinder, ein Problem, dessen 
sich ja unser Landtag in einer hervorragenden Ein­
mütigkeit und mit großem Eifer angenommen hat. 

In diesem Zusammenhang sollte auch ein Wort der An­
erkennung sowohl für alle im Bereich der freien Wohl­
fahrtspflege als auch für alle auf dem behöl'dlichen 
Sektor tätigen Sozialarbeiter, die sich tagtäglich mit 
diesen Problemen auseinandersetzen müssen, gesagt 
werden. 

(Beifall bei den Regierungsp~rtcfon.) 

Ich bin der Auffassung, daß es eine der Aufgaben un­
seres Sozialministeriums sein wird, sich mit den Ver­
änderungen unseres Gesellschaftsbildes intensiv zu be­
fassen. In dieser kurzlebigen Zeit erfolgen Verände­
rungen sowohl der Struktur des Einzelmenschen als 
auch der Struktm· der Gesellschaft in einer rascheren 
Aufeinanderfolge, als das in früheren Jahren der Fall 
gewesen ist. Ich möchte deshalb das Sozialministerium 
bitten, diese Erscheinungen intensiv und genau zu be­
obachten, damit eine Sozialpolitik gemacht werden k~nn, 
die in ihren Akzenten und Schwerpunkten möglichst 
gegenwartsnahe ist, weil ich meine, daß nur eine ge­
genwartsnahe Sozialpolitik die rechte Hilfe für die 
Betroffenen geben kann. 

Die Fraktion der CDU stimmt dem Sozialetat zu. Ich 
darf auch die übrigen Fraktionen des Hauses bitten, 
dem Sozialetat ihre Zustimmung zu geben. 

Vizepräsident Rothley: 

Herr Abgeordncte1· Dr:. Rösler, gestalten Sie eine Zwi­
schenfrage des Herrn Abgeordneten Heitz (FDP)? 

Abg. Dr. Rösler: 

Bitte sehr! 

Abg. lleitz: 

Wie stellen Sie sich zu dem Problem der Versehrten, 
der Multiple-Sklerose-Kranken, die bc>i uns im Lande 
heute noch zu Hunderten zu finden sind, die ~eistig 
auf der Höhe sind, aber gehbehindert und gleichzellig 
auch mit den Armen nichts mehr lun können. Wie 
kann man hier eine Nachbarschartshilfe gerade in die­
sen Fällen einse tze n? 
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Abg. Dr. Rösler: Abg. Wotr: 

Herr Kollege, es wird schwer sein, auf eine so allge­
meine Bemerkung hin eine Patentlösung aus den Är­
meln zu schütteln. Da müßte man schon einen konkre­
tPn Fall vor sich haben und die Nachbarschaft kennen. 
Dann könnt?. man sagen, wie man helfen kann. 

Vizepräsident Rothley: 

Herr Abgeordneter Dr. Rösler, gestatten Sie eine Zwi­
schenfrage der Frau Abgeordneten Kölsch (SPD)? 

Abg .• o.-. Rösler: 

Bitte sehr! 

Abg. Kölsch: 

Darf ich Sie einmal um nähere Erläuterung darüber 
bitten, wie Sie sich im Zuge der zunehmenden Berufs­
tätigkeit der Frauen die Nachbarschaftshilfe vorstellen? 

Abg. Dr. Rösler: 

Natürlich bringt die zunehmende berufliche Tätigkeit 
der Frau auch für die Nachbarschaftshilfe besondere 
Probleme. Gerade deswegen muß man sich. diesen 
Problemen auch in einer besonderen Weise widmen. 
Frau Kollegin Kölsch, ich bin der Meinung, daß man 
sich im Sozialpolitischen Ausschuß über dieses Problem 
zusammenhängende Gedanken machen sollte. 

Vizep:rä.sident Rothley: 

Gestatten Sie eine weitere Zusatzfrage des Herrn Ab­
geordneten Volkemer (SPD)? 

Abg. Dr. Rösler: 

Bitte! 

Abg. Volkemer: 

Herr Kollege Rösler, darf ich Sie fragen, ob Sie der 
Auffassung sind, daß die Probleme der modernen 
Sozialpolitik mit der Nachbarschaftshilfe, wie Sie es 
angedeutet haben, gelöst werden können? 

Abg. D:r. Röste.-: 

Keineswegs, Herr Kollege Volkemer! kh habe nicht nur 
von der Nachbarsduirtshilfe gesprochen, sondern auch 
noch eine ganze Reihe anderer Möglichkeiten angedeu­
tet. 

(Beifall bei der CDU.) 

Vi:r.E'präsident Rothley: 

kh erteile das Wort Herrn Abgeordneten Wolf (SPD). 

Herr Präsident! Meine sehr verehrti>n Damen und 
Herren! Nach dieser recht leidenschaftlichen Debatte 
im Verlauf des heutigen Vor- und frühen Nachmittags 
hat der Kollege Rösler nun in den vergangenen Minu­
ten einige Ausführungen über die Bedeutung der So­
zialpolitik in der modernen Industriegesellschaft ge­
macht. die durchaus von mir wie auch von der SPD­
Fraktion als richtig angesehen und unterstrichen wer­
den können. Aber die hier gestellten Zusatzfragen aus 
den Reihen des ganzen Hauses haben doch bewiesen, 
daß es eine ganze Reihe von Problemen gibt, die einer 
ganz besonderen Untersuchung wert sind und die in 
einer \'ollen Ausführlichkeit und Breite eingehend be­
handelt werden müßten. Für die aber ist, glaube ich, 
im Rahmen dieser Debatte kein Raum, weil jedes die­
ser Probleme für sich so vielschichtig und bedeutungs­
voll ist, daß es einzeln und besonders behandelt wer­
den muß und daß die Erkenntnisse und Ergebnisse aus 
dieser Behandlung dann hier vor dem Plenum des 
Hohen Hauses zur Erörterung und Beschlußfassung 
vorgelegt werden müssen. 

Herr Kollege Dr. Rösler hat geglaubt, feststellen zu 
müssen, daß Sozialpolitik nicht mehr eine Frage mate­
rieller Not sei. 

(Abg. Hermans-Hillesheim: Nicht in erster Linie!) 

Ich stimme dem in vielen Fällen zu, möchte aber sagen, 
daß auch heute in unserer Zeit noch ein Maß von ma­
terieller Not vorhanden ist, die unser aller Beachtung 
verdient. Alle die, welche im kommunalen oder karita­
tiven Bereich tätig sind, wissen aus eigener Erfahrung, 
wie groß doch der Kreis all derer ist - wenn ich an die 
Sozialrentner denke, an die Remen, die mitunter weit 
unter 100 DM liegen -. die unsere besondere Aufmerk­
samkeit und Betreuung verdienen. 

Zur Jugend hat. Herr Dr. Rösler einige Ausführungen 
gemacht, die ich auch nicht voll unterstreichen kann. 
Selbstverständlich geht es der Jugend heute be;;ser als 
der Jugend vor 50 Jahren oder als es meinetwegen 
uns setbst noch gegangen ist. Seien wir froh darum. 
daß es so ist. Jede Jugend lebt in ihrer Generation und 
bewegt sich in den Möglichkeiten. die nun einmal in 
dieser Generation und in dem Fortschreiten der Le­
bensentwicklung gegeben sind. 

(Vizept·äsident Piedmont übernimmt den Vorsitz.) 

Wenn er davon sprach, daß es mit der Moral in der 
Jugend nicht allzuweit hel' wäre, so möchte ich -demge­
genüber feststellen, daß der weit überwiegende Teil 
der deutschen Jugend von einer Moral, von einem Ar­
beitseifer, von einem Bildungswillen beseelt ist, die uns 
alle Hochachtung abnötigen. 

(Bd!all bei der SPD.) 

Man kann, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, unsere Jugend nicht dafür verantwortlich machen, 
daß gewi:;:se unmoralisehe BildPr oder Schriften, die 
von E r w a c h s e n e n produziert werden, 

(Abg. Lorenz: Sehr gut!) 

sicherlich auch einen bestimmten Einfluß auf Tei!P 
dieser Jugend ausüben. 

(Abg. Heitz: Also schlechte Vorbilder!) 

- Ja eben, das sind schlechte Vorbilder. 
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<Wolf) 
Abel' ich meine, wir sollten nicht die Jugend dafür ver­
antwortlich machen wollen, daß sle zu diesen Dingen 
greift, die Erwachsene ihr anbieten. Es muß, wie da5 
zu allen Zeiten war und ist, meine sehr verehrten Da­
men und Herren, in erster Linie Aufgabe des Eltern­
hauxt•s. der Schule und all derer, die sich mit der Er­
zi<'hung und Bildung unserer Jugend befassen, sein, die 
Jugend von diesen Dingen fernzuhalten, ihr die not­
wendige Aufklärung zu geben, daß sie an diese Dinge 
g;or nicht herangeht. 

(Abg. Thdsen: Wie geht das im einzelnen? Vor­
schläge, Herr Kollege!) 

- Nun, ich glaube, Herr Kollege Theisen, es ist im Rah­
nwn dieser Debatte nicht möglich, 

(Abg. Thorwirth: Herr Kollege Theisen weiß ja 
auch, wo die Vorschläge sind!) 

dnzclne Vorschläge dazu zu machen. 

Sowdt möchte ich mich also mit den Ausführungen be­
schäftigen, die Herr Kollege Dr. Rösler zu diesem Pro­
blem gemacht hat. 

8ie werden mir gestatten, dc1ß ich nun noch einige Be­
merkungen zum Haushaltsplan des Sozialministeriums 
macht'. weil ja unsere Arbeit in diesem Hause und vor­
nchmlieh im sozialpolitischen Ausschuß auf diesem 
Iiuushaltsplan baxicrt und weil in diesem Haushalts­
n!an Vorstellungen ihren Niederschlag gefunden haben, 
d{•ncn die c•inmütigc Zustimmung dieses Hohen Hauses 
zutl.'il geworden ist. 

Sie wissen, daß wir Sozialdemokraten - und ich glaube, 
idl darf das auch für die Sozialpolitiker der übrigen 
Fn1ktionen sagen - in den letzten Jahren nicht immer 
zufrieden sein konnten und auch nicht zufrieden sein 
durften mil dem, was das Sozialministerium glaubt, an 
lnitiutivc in der Sozialpolitik schle1.:hthin zu entwickeln. 
Und wir sind froh, daß .in dieser Legislaturperiode der 
Sozialpoliti:;che Ausschuß auf Grund vielerlei Anträge 
uus den Reihen diC'ses Hohen Hauses das Sozialmini­
stt~rium veranlaßt hat, uns einen Bericht vorzulegen 
übel' einen Personenkreis, der in dieser Größenord­
nung, wie er sich im Bericht niedergeschlagen hat, bis­
ht>r in der Ö!fcntlichkeit nicht bekannt gcw~en ist. Ich 
meine hier dt>n Bericht über die Hilfe für körperlich 
und gt>is tig behinderte Rinder und Jugendliche. Es s ind 
danach immerhin 24 000 Menschen, die einer beson­
deren Betreuung unterzogen werden müssen. Der mit 
:c:irlrn 27 Millionen DM bezifferte Investitionsbedarf 
zeigt, daß auch materiell einiges auf uns zukommt. 
Wl~nn wir uns einig sind - und ich glaube, wir waren 
uns darübL•t· einig bei der Beantwortung der jeweiligen 
Anträge, die von dC1l Fraktionen eingebracht worden 
sind -, daß diC'ses Pr·ogramm in kürzester Ze it durch­
gdührt werden muß. dann bedeutet das, daß zusätz­
JidH~ Mittel in den Etat eingebaut werden müssen in 
cin<.!r Größenordnung von 3 bis 4 Millionen DM jähr­
lich, um in absehbarer Zeit zu wirklich greiCbaren Er­
gc:l.mi!;scn kommen zu können. 

Wir als sozialdemokratische Fraktion sind erfreut, daß 
der Haushalts- und Finanzausschuß dem Hohen Hause 
vorschlägt, dem Antrag des Sozialpolitischen Aussclms­
ses - und ich unterstreiche hier die Gemeinsamkeit in 
der Willensbildung und in den Vorstellungen über die 
Lösung dieses Problems - zu folgen, s ich also dessen 
Vorstellungen angeschlossen und bei seinen Beratun­
gen die entsprechenden Mittel h ierfür eingesetzt hat. 

An Stelle von 2,5 Millionen DM stehen uns nun 4 Mil­
lionen DM für diesen Personenkreis zur Verfügung, 
wobei in erster Linie die geistig und körperlich behin­
derten sowie die sprachgeschädigten Kinder und Ju­
gendliche zu sehen sind. Darüber hinaus - und das er­
kennen wir dankbar an - soll das Hohe Haus bei der 
Verabschiedung des Etats beschließen, daß für die Hör­
geschädigten auch eine Untersuchungsklinik enichtet 
wird, in der die Diagnose zur richtigen Behandlung all 
dieser Fälle getroffen werden kann. 

(Abg. Müller, Herbert: Auch für die Körper­
beschädigtcn !) 

- Nun, ich spreche hier jetzt einmal besonders das An­
liegen an, das mit den 1,2 Millionen DM, die zum Bau 
einer solchen Klinik oder Abteilung innerhalb einer 
Klinik an der Universität bewllligt worden sind, er­
füllt werden soll. 

Wenn sich die Landesregierung entsd\losscn und 
das Ministerium uns dazu einen Vorschlag unterbreitet 
hat, ein Sprachheilheim, das ja später endgültig in 
Mainz entstehen soll, zunächst einmal in Weibern ein­
zurichten, so können wir das nur dankbarst begrüßen. 
Wir meinen. daß au! diesem Wege fortgcsehrittcn 
werden muß, wenn der betreffende Personenkreis von 
zirka 10 000 Menschen eine nachhaltige Heilung erfah­
ren soll, um dann im Leben tatsächlich den Mann ste­
hen zu können. Denn diese Menschen sind ja außer 
ihrer Hörbehinderung sonst geistig und k-Orpcrlich voll 
beweglich und müssen sicherlich als wertvolle Gliedet· 
in der menschlichen Gesellschaft und vor allen Dingen 
auch im wirtschaftlichen Leben angesehen werden. 

Darüber hinaus aber, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, noch ein paar Bemerkungen zu den geistig 
Behinderten. Ich glaube, wir müssen fest.stellen, daß 
in der Vergangenheit für das geistig behinderte Rind 
in unserem Lande nicht gerade viel getan worden ist, 
daß wir uns eigentlich erst seit wenigen Jahren dar­
um bemühen, in diesem Bereich etwas wirksamer zu 
werden. Es gibt Bundeslände r, in denen auf diesem 
Gebiet schon mehr getan worden ist. Ein Teil des So­
zialpolitischen Ausschusses ha tte ja auch Gelegenheit, 
sich einmal in Holland die Einrichtungen anzusehen, 
die dort speziell für diesen Per;;onenkrcis von Gesetzes 
wegen geschaffen worden sind. Wir waren erstaunt, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, \\'elcl1e Mög­
lichkeiten es tatsächlich gibt, auch diese Menschen voll 
und ganz in die Gesellschaft e inzugliedern. Das muß 
aber im Kindergarten beginnen. Je früher ein solches 
Kind der Betreuung durch eine Kindergärtnerin zugi:?­
führt wird, in der es manuell und, soweit geistig bild­
bar, auch geistig angeregt werden kann, desto besser 
sind die Erfolgsaussichten. Ebenso notwendig ist es 
aber auch, daß die normale schulische Ausbildung, na­
türlich immer in dem gegebenen möglichen Rahmen, 
auf jeden einzelnen Fall zugeschnitten, sichergestellt 
ist. 

Und all das wäre nichts, wenn man nicht am Ende 
dieser Schulausbildung die Beschützend e Werkstatt 
hätte, in der dann die Eingliederung in die menschliche 
Gesellschaft erst voll und ganz erfolgt. Ich glaube, das 
ist ein Punkt, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren und Herr Staatssekretär, dessen Sie sich ganz bC'son­
ders annehmen müssen und den Sie sich ganz beson­
ders angelegen sein lassen sollten. 

Gewiß, es gibt Träger, die bereit ' sind, s ich dieser 
schweren, aber von einer großen Liebe getragenen Auf­
gabe zu u n terziehen. Ich weiß aber nicht, ob es aus-
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reichend sein wird, allein auf diese Träger zu warten, 
ob es nicht auch Aufgabe des Staates wird sein müs­
sen, die entsprechenden Einrichtungen neben diesen 
privt1ten Einrichtungen zu schaffen. Wir sollten im 
Verlaufe des nächsten Jahres überlegen. was getan 
wei·den kann, um in dieser Richtung weitere Fort­
schritte erzielen zu können. 

Zu einem weiteren Prnblem noch ein paar Bemerkun­
gen, und zwar zum gesamten Bereich der Sozialberufe. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich glaube, 
Sie könnten mit mir einer Meinung sein, wenn kh 
feststelle, daß die Ausbildung für die Sozialberufe zwar 
große Anfol'derungen an den Auszubildenden stellt, 
daß aber der Ausgebildete im Bereich der Gesamtbe­
diensteten im öffentlichen Bereich nicht die Wertung 
und damit auch nicht die Bezahlung erfährt, die er 
eigenllich verdient. 

(Abg. Schadt: Sehr richtig!) 

Wenn man überlegl, daß heute bestimmte schulische 
Voraussetzungen an jeden Sozialberuf gestellt werden, 
daß eine mehrsemest.fige Ausbildung auf bestimmten 
Srhulen un<i Akademien für Sozialberufe erfolgen muß 
und daß man dann keine Möglidl.keit hat, diesen Per­
;;onenkreis entweder nach BAT entsprechend zu bezah­
len oder gar zu verbeamten, dann ist das ein Fehler 
in unserem gesamten Verwaltungsaufbau. 

Ich möchte meinen, daß das Sozialministerium und 
Sie, Herr Staatssekretiir, im nächsten Jahr überlegen 
sollten - vielleicht haben Sie auch schon Überlegungen 
angestellt, und wir können von Ihnen dazu noch eini­
ges erfahren -, wie es möglich wäre, dem Ziel einer 
Aufwertung, entsprechend der Bedeutung dieser Be­
rufe, näherzukommen. 

Im großen und ganzen lassen Sie mich abschließend 
sagen, daß wir mit der eingeleiteten Entwicklung - in 
dem kleinen von mir angesprochenen Sektor allerdings 
- für den Augenblick zufrieden sein können. Und wir 
möchten die Erwartung ausdrücken, daß Sie und die 
leitenden Herren Ihres Hauses ihren ganzen Ehrgei:t. 
daransetzen, diese Möglichkeiten, die der Etat jetzt 
bietet, auch auszuschöpfen, um im nächsten Jahr oder 
im Verlaufe dieses ..Jahres zu der Erkenntnis gelangen 
zu können, daß wir einen ersten - ich möchte sagen -
kräftigen Schritt. in der Richtung auf eine wirksame 
Hilfe für die sozial Schwachen, für die sozial Schwäch­
sten in unserem L ande, getan haben, dem dann weitere 
Schritte folgen können. 

<Beifall der SPD und vereinzelter Beifall bd den 
Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Piedmont: 

Das Wort hat. der Herr Abgeordnete Heydorn (FDP). 

Abg. Heydorn: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Erschred\:en 
Sie bitte nicht, ich werde mich bemühen, mich ganz 
kurz zu fassen. Zum Grundsätzlichen werde ich nichts 
mehr sagen; das haben w ir bei früheren Gelegenheiten 
getan. Es sind auch heute hier verschiedene grundsätz­
liche Äußerungen gemacht worden. Es käme nur dar­
Htif ;1n. die Akzente anders zu setzen oder vielleicht 

1mdere Wege aufzuzeigen, aber im Prinzip sind wir 
uns - glaube ich - auf der Ebene der S<>zialpolitik 
weitestgehend einig. Es ist wohltuend, daß wir uns 
nach diesem Tag der turbulenten Debatte um den Etat 
des Justizminister1ums doch nun wie zufällig oder 
vielleicht auch sorriger la fortune gdunden haben au( 
einer Ebene, die nun den Teil unseres Volkes angeht, 
die Menschen, die hilfebedürftig sind und von dem 
Zahlenwerk dieses Einzelplanes 06 unmittelbar berührt 
werden. Und das soll für uns eine Verpflichtung be­
deuten. 

Der Einzelplan des Sozialministeriums hat mancherlei 
Kürzungen erfahren; die Ausgabenb1·ell1se mußte leide t· 
angesetzt werden. Auch bei der Altenhilfe, von der 
vorhin schon gesprochen wurde, wurde eine Kürzung 
von 8 Millionen auf 6,4 Millionen vorgenommen. Da­
gegen wurde beim Kapitel 02 Titel 625 - Zuschüsse 
für Einrichtungen und andere Maßnahmen für geistig 
und körperlich Behinderte - der Ansatz von 2,5 auf 
4 MillionPn. das heißt um l,~ Millionen erhöht. Das ist 
eine gute Sache, meine Damen und Herren, das können 
wir alle unterstreichen. 

Im Außerordentlichen Haushalt konnten wir feststel­
len, daß bei Kapitel A 11 04 der neue Titel 862 für den 
Neubau einer Abteilung für Sprach-, Stimm- und Hör­
geschädigte von l,2 Millionen in Ansatr &ebracht wor­
den ist. Der Herr Kollege Wolf hat das vorhin .scho11 
angeführt im Rahmen der Unikliniken. Aut.i1 darin 
sehen wir einen echten sozialpolitischen Auftrag, wenn 
er auch zunächst im Bereich -des Kultusmin1i:tf>rium5 
liegt. 

Durch die angespannte Finanzsituation konnten manche 
notwendigen S01.isilmaßnahmen im Augenblick nicht 
eingeleitet werden, aber sie :::ind ins Aui~e gefaßt. und 
zwar von allen Fraktionen; das möchte ich hier gan:l 
bel;onders betonen. 

Dazu p,ehört auch die Aufgabe, die behinderten jungen 
Menschen weitf'<'tgehend zu rehabilitieren. Diese Frage 
ist - glauhe ich - heute nod1 nicht so klar angespro­
chen worden. Wir wiss!'n, daß uns das Sozialhilfege­
setz hier eine sehr klare Verpflichtun~ auferlegt: durch 
geistige und manuelle Schulung für eine nützlichP. 
Täti~keit zu sorgen. Die Investitionen, die zum Bei­
spiel für behindt>rte Kinder gemacht werden. sind nicht 
umsonst; sie zahlen ~ich zum großen Teil wieder aus. 
Notwendig ist die spezielle Therapie. damit die von 
Natur benachteiligten Kinder zum Beispiel in die nor­
male Volksschule gehen und einen Beruf ausüben kön­
nen. Das ist sowohl ein echt pädagogischer als auch ein 
sozialpolitischer Auftrag. 

Hierhin gehört auch die Bereitstellung beschützender 
Arbeitsstellen, ~~te \'lir sie seinerzeit in Holland gP.Se­
hen haben, wo schon über 20 000 dieser Stellen in 
WerkRtättf\n und Betrieben eingerichtet worden sind. 
Auen diese Frage sollten wir nicht nur von der Ober­
fläche her betrachten. Wir neigen dazu. daß in unserer 
Zeit der wirtschaftlichen Prosperlt~t, des allgemeinen 
- na ja - relativen Wohlstandes und dem Streben nach 
Lebensstandard man sehr leicht nun seine wirkliche 
Verpflirhtung gegenüber den von Natur benachteilig­
ten Menschen doch übersieht. Jedenfalls l iegt die Ge­
fahr in dem großen Trend und in der großen Tendenz. 

Wir meinen, daß solche Aufgaben der echten Lebens­
hilfe in den Sozialplan mit eingebaut v.·erden müssen. 
Dieser Sozialplan oder diese Denkschrift. wurde vorhin 
angesprochen, die nun einmal au! einem Gebiet aus 
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diesem J3ercich heraus klare Vorstellungen, Möglich­
keiten und Erfot'demisse fixiert hat. Das ist auch not­
wendig gewesen. Abel' wir wissen, auch das ist keine 
fertige Sache, sondern bedarf der Ergänzung, und dazu 
wollen wir alle beitragen. 

Haushallsmäßig ist es im Augenblick nicht möglich, 
sold1~' Aufgaben in den Etat einzuordnen und zu finan­
zieren. Entsprcchcnde Deckungsvorschläge können wir 
zur Zeit und in diesem Augenblick, in dem wir morgen 
den Gesamthaushalt vcrab:>chiedcn wollen, auch nicht 
mehr machen, es sei denn, <laß wir uns auf einen Weg 
finanzpolitischer Abenteuer begeben oder Spiegelfech­
terei bt'il'Ciben. D<1s wäre Unsinn. 

Ich mdnc, wir sollten trotzdem - ich möchte es hier 
betonen - vor~chlagen, daß die notwendigen Sozialauf­
i,:.iben künftig in der Rangfolge dieselbe Priorität er­
bulk11 wie etwa die Trinkwasserversorgung, der Schul­
bau und das Krankenhauswe!;en. Meine Fraktion wird 
dt~m 1'~inzelphin 06 zustimmen. 

(Dei!tlll bei den Regierungsparteien.) 

Vi:tepräsidt'nt Piedmont: 

Da„ Wort hat Herr Staatssekretär Matthes. 

Staatssekretär Matthes: 

lfrtT Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Hcnen! 

(Zurufe von der SPD: Wird die Rede lang?) 

- Das wnr eine Zwischenfrage im voraus, ob die Rede 
Jan~ odc'r kurz wii·d. Sie können sich darauf verlassen, 
d;1ß ich mich sehr kurz. fassen werde. Id1 darf fest­
stellen, daß heute verschiedentlich unser Eingliedc­
rungspl<ln für Behinderte hier in Erinnerung gebracht 
worden ist, den wir dem Hohen Hause im November 
1965 vorgelegt haben. Auf Grund meiner Einsicht in 
die Arbeit möchte ich sagen, daß das nur eine Dlskus­
sionsg1·undlugc sein kann. kh bin mit all denen einig, 
die sClgen. daß von hiet' aus möglicherweise sich noch 
tidgchl'nde und weitergehende Betrachtungen ermög­
lil'hen Wl'rden. 

kh meine, wir können dabei nicht stehenbleiben. Die 
Frnge, die hier von verschiedenen Sprec:hern angeschnit­
ten \Vurde:t auc.'1 der H~rr Abgeordnete Heydorn hat 
d<irauf hingewiesen, nämlich die Hilfen für Behinderte 
in Beschüt1.enden Werkstätten - der Herr Abgeordnete 
Wolf hat ebenfalls darauf hingewiesen -, ist mir ein 
(.•rnstes Anliegen. 

Ich habe neulich eine der größten Anstalten in unserem 
Lande besucht. Dort werden solche Beschützenden 
Wel'kstätten unterhalten. Wir haben im Norden eine 
solche Anstalt in Engcrs, die von der Josefs-Gesell­
sdrnft getragen wird, die sich sehr darum bemüht. Es 
ist eine ausgezeichnete Einrichtung. Auch dort werden 
wir weitergehende Maßnahmen durchführen. Ich 
möchte nur sagen, über die Größenordnung heute schon 
ein absch ließendes Wort zu sagen, ist schlechterdings 
nicht möglich. 

Vizepräsident Piedmont: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage, Herr Staatssekretär? 

Staatssekretär Matthes: 

Ditte! 

Vizepräsident PiedmQnt: 

Da!:i Wort hat der Herr Abgeordnete Thorwirth (SPD). 

Abg. Thorwirth: 

Herr Staatssekretär! Das Hohe Haus trifft sich :n dt:r 
Überzeugung, daß wir besondere Anstrengungen 
machen müssen für die Hil[e de1· geistig und körper­
lich behinderten Kinder. Glauben Sie, daß man mit der 
ersten Rate. die jetzt für die finanzielle- Aufstockung 
des Betrages gegeben ist. den dringendi>ten Anliegen 
gerecht werden kann'! 

Staatssekretär Matthes: 

Herr Abgeordneter Thorwirth! Ich kann diese Fraae 
mit gutem Gewissen dahin bcantwot'tcn, daß wir da­
mit den ersten Schritt einleiten können. Wir haben 
von vornherein mit einem Plan von etwa zehn Jahren 
gerechnet. Ich muß allerdings dazu sagen - das gehört 
gleichzeitig wieder in die ganze Diskussion hinein -, 
wenn man über diese Fragen spricht, muß man auch 
di<; Träger dieser Einrichtungen genauer betrachten. E~ 
muß hier festgestellt werden, daß zum Teil ein unge­
heurer Nachholbedarf vorliegt. Ich habe zur Zeil 
Schwierigkeiten bei der Unterbringung gerade der kör­
perlich behinderten Kinde r. De~h<Jlb reise kh im Lande 
hin und her, um jeden einzelnen Platz ~u erobcrn. 
Herr Abgeordneter Thorwirth, es darf :.iußcrdcm aus 
der Entstehungsgeschichte der Trüg('r der freien Wohl­
fahrt in unserem Land nicht vergessen we-rdcn, daß an­
dere Stellen von außerhalb unseres Landes diese Häuser 
erheblich stark bC'legen. Deshalb ist es notwendig, daß 
wir auch mit anderen Bundesländern in eine Aus­
sprache darüber eintrelen, in welcher Weise wir zu 
einer vernünftigen Relation der Belegung kommen; 
denn sonst tragen wir einen erheblichen Teil auch der 
r':ostcn der Unterhaltung des Lehrkürpcrs, und die :.m­
deren beteiligen sich nur durch Investitionsbeiträge. 
Die laufenden Kosten werden dann auf die Dauer 
höher sein als das, was möglichcnveise aus dem Säckel 
eines reic:heren Landes momentan beigctl'agen werden 
kann. 

Vi:tepräsident Piedmont: 

Heri:- Staatssekretär, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
der Frau Abgeordneten Kölsch (SPD)? 

Staatssekretär Matthes: 

Ja, bitte sehr! 

Vizepr1isident Piedmont: 

Zu einer Zwischenfrage ha t da~ Wort F1·au Abgeord­
nete Kölsch (SPD). 



1930 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, V. Wahlperiode 

Abg. Kölsch: 

Ht>rr Staatssekretär! Ist Ihnen bekannt, daß wir nach 
dem Eingliederungsplan sowohl bei Pflegestellen wie 
auch auf dem Gesundheitssektor ebenfalls andere.Län­
der in Anspruch nehmen. Ich meine, man sollte sich 
rdflich überlegen, wie man das gegeneinander abwä­
gen k<inn. 

Staatssekretär Matthes: 

Frau Abgeordnet.e Kölsch! Ich bin mit Ihnen vollkom­
men e inverstanden. Nur haben wir zur Zeit ein ge­
wis;;t>s Millverhältnis. W ir h aben natürlich auch drau­
ßen Pl ätze belegt, aber das Verhältnis ist nicht mehl' 
entsprechend. Deshalb müssen mit den Ländern und 
den Spitzen der belegenden Stellen Aussprachen statt­
finden , um "-U einer vetnünftigen Regelung zu kom­
men. Aber ich glaube, daß wir, wenn wir diesen Schritt 
jetzt tun, unser Ziel erreichen w erden. 

Nun ist hier über die Jugend einiges gesagt worden. 
Ich bin nich t ganz so pessimistisch, Herr Abgeordneter 
Dr. Ri-isl er, in bezug auf die Jugend. Unser Land hat in der 
Richtung i<eine Verpflichtungen erfüllt. Ich darf, wie 
vorhin Frau Kollegin Hermans, auf Bestrebungen des 
J ugends<'hutzes hinweisen. Wir haben, glaube ich, Vor­
biJdlimPs Ruf diesem Gebiet in unserem Lande zu ver­
zeichnen, dank des Unterausschusses im Jugendwohl­
f::ihrt""'.1 ~""h11R tm<l der Arbeit des Landesjugendamtes. 
Ich glaube. da ß wir in der Richtung Gutes geleistet 
haben. Außerdem hat unser Land den Ruf, d ie meisten 
InitiiPrungsanträge gestellt zu haben. Auch hierin, 
glaube ich, braucht man uns keine besondere Mahnung 
zu erteilen. Wir haben ge ta n, was wir tun konnten. 
Allerdings darf eines nicht vergessen werden, nämlich 
die Tatsache, daß wir schlechterdings über die Jugend 
nicht reden können, ohne die Erziehungskraft und 
-marnt <if'r FamiJi.e e iner eingehenderen Untersuchung 
zu untPrziehe n. Auch hierin sehe ich bestimmte Schwie­
ri gkeiten. 

Vizepräsident Pit-dmont: 

Hen· Staatssekretär. gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Volkemer (SPD)? 

Staatssekretär Matthes : 

Bi ttt>! 

Abg. Volkeme1·: 

Herr Staatssekretär. glauben Sie, da ß diesem Proble m 
nur dadurch begegnet werden kann, daß man diesen 
unheilvollen Einfluß abwendet, der durch Film und 
Zeitschriften entsteht, oder sind Sie nicht der Auffas­
sung, daß durch ein Berufsausbildungsgesetz, das uns 
jetzt n och !ehlt, die Immunisierung der Jugend gegen 
sokhe Einflüsse gewährleistet wäre, und daß, wenn der 
Bildungsgrad der Jugend gewachsen lst, auch schon 
dadurch sich eine Mauer gegen diese Gefahren bildet, 
denen der Jugendliche sonst leicht unterliegt? 

Staatssekretär Matthes: 

Herr Abgeordneter Volkemer! Ich stimme mi t Ihnen 
beinahe überein, nu1· müssen wir, glaube ich, noch 
einen Schritt weitergehen. Es steht in der Diskussion 
die Frage nach einer Ganztagsschule. Ich weiß, daß das 
ein~ sehr problematische und sehr kostspielige Sache 
ist, aber wenn wir bedenken, daß jeder dritte Arbeit­
nehmer heute eine F rau ü:t - wir können das e infach 
nicht wegradieren -. dann entsteht die Frag-e nach der 
Erziehung~macht der Familie. Hier i!'t C'ine der ernste­
sten ~·ragen unserer Gesellschaft heute gestellt . Ich 
glaube, das erfordert noch sehr eingehende Untersu­
chungen. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Heit7. eine m ich sehr 
interessierende Frage gestellt, nämlich über die Be­
handlung von Kra nken oder Patienten, die gelähmt sind 
und im Hause gepflegt werden mUs.sen. Dazu möchl~ 
ich folgendes sagen : Mit Bedauern habe i<'h festges tellt, 
daß in den letzten zehn Jahren in unserem Lande allein 
in der Pfalz 76 Gemeindekrankenpflegestationen einge­
gangen sind. Ich meine, das ist eine negative Bilanz, 
mit der wir uns gesellschaftspolitisch auseinanderzu­
setzen haben. 

Vizepräsident Piedmont: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord­
neten Heitz. (FPD)? 

Staatssekretär Matthes: 

Bitte sehr! 

Abg. Heltz: 

Herr ~tRRt!<~Pkretär, es ist ein Haus in Hachen von 
Dr. Evers seinPr7.Pit f' rstellt worden. Ich frage : Inwie­
weit hat Rheinland-Pfalz sich daran beteiligt und wie­
viel Kranke von Rheinland-Pfalz können dort unter­
gebracht werden? 

Staatssekretär Maithes: 

Darauf kann ich eine konkrete Antwort von hier aus 
frn Augenblick nicht geben. kh werde aber d ie Sache 
untersuchen lassen. 

Vizepräsident Piedmont: 

Zu einer Zwischenfrage hal das Wort Frau Abgeord­
nete Hermans-Hillesheim {CDU). 

Abg. Hermans-llilleshcim: 

Welche Maßnahmen wollen Sie treffen, um dieser sehr 
bedenklichen Entwicklung bei den Krankenpflegesta­
tionen zu begegnen? 
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Staatsscltrctär Matthes: 

Dei den Krankenpflegestationen bin ich sehr stark auf 
die Träger angewiesen, sowohl der freien Wohlfahrt 
als auch der kommunalen Träger, denn mir scheint, das 
ist eine der dringendsten und wichtigsten Aufgaben. 
Im Kern, Frau Abgeordnete, steckt a uch hier die Frage 
implizite, daß wir heute nicht genügend Kräfte haben, 
das heißt mit anderen Worten, daß die Diakonissen­
mutlerhäuser keinen Nachwuchs mehr haben, daß die 
Kongregationen einen Mangel au! dem Gebiet des Nach­
wuchi;cs haben, und daß wir hier vor einer Neubesin­
nung stehen. Der Herr Abgeordnete Wolf hat das vor­
hin mit Berechtigung angesprochen, was wir hie1· tun 
können, etwa die sozialpflegerischen und sozialpädago­
gischen Berufe in ihrem Ansehen und Prestige besser 
zu bewerten, als es bisher der Fall gewesen ist. 

Abg. llcrmans-Hillcshcim: 

Glauben Sie, daß durch den weiteren Ausbau der Pflege­
vorschulen mehr Kräfte gewonnen werden können? 

Staatssekretär Matthes: 

Ich glaube das, weil wir damit gute Erfahrungen ge­
macht haben. Wir haben jetzt zwei Pfiegevors<.:hulen 
eingerichtet. Der dritte Lehrgang in Alzey kann schon 
beinahe aus Raummangel nicht aufgenommen werden. 
Wir sind dabei, dort einen weiteren Bau zu errichten. 
Ich halte es allerdings für notwendig, daß zwischen 
dem Krankenhausbereich, Krankenpflegerinnen- und 
::;ozialpädagogischem und sozialpflegerischem Bereich 
eine Übereinstimmung herbeigeführt wird in bezug auf 
die Gleichrnngigkeit der beiden Eimichtungen. 

(Dcifal! bei den Regierungsparteien.} 

Vbcprlisidcnt Piedmont: 

Gcstattl•n Sie eine Zwischenfrage von Frau Abgeord­
neten Kiilsch (SPD)? 

Staatssek1·etär Matthcs: 

Bitte! 

Abg. Kölsch: 

Herr Staatssekretär, was haben Sie zur Werbung für 
Sozialberufe - etwa für Kindergärtnerinnen - bis jetzt 
veranlaßt, nachdem unsere Richtlinien vorschreiben, 
das nur solche Kindergärten im Lande bezuschußt wer­
den, die ilber eine haupt- und eine nebenamtliche Kraft 
vcriüg<.'n, wenn sie 30 Kinder beherbergen ; sonst b e­
kommen sie keinen Zuschuß? 

Staatssekretär Matthes: 

Wir haben bis jetzt die Frage der Werbung eigentlich 
denen überlassen, die als die Träger der Einrichtungen 
.lo(cllcn. Wir haben vom Staat aus keine Werbung oder 

Propaganda in der Richtung betrieben. Aber Ihre Frage 
gibt mir Veranlassung vielleicht zu einer öffentlichen 
Stellungnahme zu diesem Problem. 

Vizepräsident Piedmont: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg<!urd­
neten Schwarz (CDU)? 

Staatssekretär Matthes: 

Bitte sehr! 

Abg. Schwarz: 

Wären Sie gegebenenfalls bereit, eine solche Werbe­
kampagne seitens der Trägerverbände zu unters tütze n? 

Staatssekretär Matthes: 

Jawohl! 

Vizepräsident Piedmont: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeord­
neten Hermans-Hillesheim (CDU)? 

Staatssekretär Matthes: 

Bitte ! 

Abg. Hcrmans-Hillesheim: 

Sind Sie auch b ereit, die Richtlinien über die Bezu­
schussung der Kindergärten zu überprüfen, weil wir 
ja immer wieder fests tellen, daß es an dem notwendi­
gen Personal fehlt. 

Staatssekretär Matthes: 

Frau Abgeordnete, ich bin bereit, auch die Richtlinien 
zu überprüfen. Nur darf der pädagogische Gehalt der 
Richtlinien nicht verwässert werden. Wenn der Staat 
schon mit einem erheblichen Zuschuß in die Dinge ein­
steigt, hat er auch bestimmte Forderung() n zu stellen. 
Aus diesem Grunde sollten wir das nicht so ohne wei­
teres verändern. Wir müssen das sehr genau überlegen. 
Die Richtlinien sind übrigens mit dem J ugendwohl­
fahrtsaus:schuß einmal eingehend diskutiert worden. Ich 
bin auch bereit, mit dem Sozialpolitischen Ausschuß 
ganz offen das Problem einmal zu diskutieren und 
nehme gerne Anregungen entgegen, wie man es noch 
besser machen kann. 
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Vize1>räsident Piedmont: 

Eine Zwischenfrage des H errn Abgeordneten Schwarz 
(CIJU). 

Abg. Sf'hwar.i:: 

Herr ~l>1<' l ssPkrP1.:'ir. wir haben mittle rweile die Ver-
1rag1<lehri:>r b ei den Volks schulen. Wären Sie bereit, auf 
dem gleichen Wege einer vernünftigen Ausbildung 
Kin<lergi\rtne1·innen zur Ve rfügung zu stellen, die also 
n1d11 <lie ganz qualiti.zierte Ausbildung haben, aber 
dem gleichkämen. und entsprechende Kurse evtl. ein­
z111·idtlt'n'I 

Staatssekretär Matthes: 

kh bin nach dem J<:rgebnis der Beratungen im Sozial­
p111itü:chen Ausschuß bereit, dieser Frage näher zu 
t r1•\ 1•11 :-ils id1 es bis jetzt getan habe. Da von hängt nun 
1·iniges andere ab. Das muß im Endeffekt in bezug auf 
di1' Mittf?lbewilligung abgestimmt werden, auch in den 
Hi<'htlinif.'n des Smdalmini!;teriums. 

Yizept·äsident Piedmont: 

Das Wort m t>iner Zwisch enfrage hat Herr Abgeord­
ut•ter Thorwirth (SPD). 

:\bl!. Thorwirth: 

Ht>IT S1;rntssekretäl' , darf ich Ihre jetzigen Ausführun­
gen so verstehen, daß Sie von sich dieses Problem in 
ci<>m Si nne. wie h ier eben die Ausführungen gemadtt 
v.: 11rden, vt>rwirklichen wollen? 

8taatssl'kretär Mattbcs: 

Ich mücll te diese r'rage nicht ohne die fachmännische 
Heratun~ mit den Mitgliedern des Ausschusses neu 
regeln. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, 
ich kann im wesentlichen Rbschließen mit meinen Aus­
führungen und darf noch an einem Punkt das un ter­
t;tl·eü:l.L"'u· w~ Herr Abgeordneter Woli gesagt hat. Ich 
bin sehr dankbar, daß e r das mit groUem Ernst gesagt 
hat und wußte im Auge nblick nicht, ob Herr Abgeord­
neter Wolf das Manuskript von mir oder ich sein Ma ­
nuskript habe, das heißt die Stichworte. 

{Heiterkeit im Hause.) 

Ich habe kein Manus kript, weiß aber nicht, ob er nicht 
doch im Vorbeigehen meine Stichworte gesehet1 hat. 
Abe1· er ist so aufrichtig, daB er es zugibt, das nicht 
getan zu haben. 

IAbg. Thorwirt h : Oci<>r im Zweifelsfalle das 
Manuskript von de m Herrn Kollegen Wolf!) 

Über eines sollten wlt- uns übel'l\a upt einig sein. das 
ist d ie Fra.e;c der Hcranbildung des Nachwuchses für 
unser(' sozialen Ber11fP iibt!rhaupt. 

(Beifall b ei den Regierungsparteien.) 

Ich i<lciubf?. daß hterin E>in weitP« Fe ld <ler RPraiun~en 
r.nch <IP~ ~m:ialpolitischen Ausschusses demnächst lie­
':en wird. Wenn wir den Anforderungen in der Alten­
p!lege. del' J ugendpllege und der PJ1ege der geistig und 
körperl ich HehindertPn wirklich erfoJgrE•ich begegnen 
wnllen . dann liegt dort die Ausgangs - oder Einp;~mgs­
position. ll:h freue mich, daß wir hier in diesem Hause 
so einmütig i.ibe1· diese Fragen diskutieren können und 
hoffe auch. zu einem gemeinsamen Erfolg zu kommen. 

(ßei{all bei den Regierungsparteien.) 

Vlzeprfisidcnt Pledmont: 

Mdne namPn und Herl'en! Wir si nd Il m Schlusse unse­
\(·1· hvuLi~etJ Tagl'So1·dnung angelangt . Die nächste Sit­
zung findet morgen früh pünktlich 9.30 Uhr statt. - Die 
::Sitzung is t geschiossen. 

S c h l u 0 d e r S i t z u n g : 17 .56 Uhr. 


